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L�dium des Nationalrates, Or. Kar! Renner-Ring 3, 1017 Wien, 25-mch 

2. Allen Ämtern der Landesregierungen (z.H. der Herren Landesamtsdirektoren) 

3. Der VerbindungssteIle der Bundesländer beim Amt der NÖ. Landesregierung, 

Schenkenstraße 4, 1014 Wien 

zur gefälligen Kenntnis. 
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Für die Landesregierung: ' , '� 

Im Auftrag des Landesamtsdirektors: ff OJ?JeAf ?tojLO� 
Dr. Rauchbauer eh. 

(Leiter des Verfassungsdienstes) 
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Amt der Burgenländischen Landesregierung 
Landesamtsdirektion - Verfassungsdienst 

Bundesministerium fur Inneres 
Postfach 100 
1014 WIEN 

Zahl: 

Betr: 

LAJ)-V1)-1479-1994 

Entwürfe eines Europa-Wählerevidenzgesetzes 
und einer Europawahlordnung; Stellungnahme 

Bezug: 42.101III-IV/6/94 

Eisenstadt, am 5.12.1994 
7000 Eisenstadt, Freiheitsplatz 1 
Tel.: 02682/600 DW 2221 
Hr. Dr. Thenius 

Das Amt der Burgenländischen Landesregierung erlaubt sich, zu den mit obbezeichnetem 

Schreiben übermittelten Entwürfen eines Europa-Wählerevidenzgesetzes und einer 

Europawahlordnung folgendes mitzuteilen: 

1. Zum Entwurf einer Europawahlordnung - Eu WO: 

ad§3Abs.l: 

Die Bestimmung, wonach das Bundesgebiet einen einheitlichen Wahlkreis bildet, entspricht 

nicht der bundesstaatlichen Struktur Österreichs. Im Interesse eines Naheverhältnisses 

zwischen Wähler und Abgeordneten wird eine Unterteilung des Bundesgebietes in Wahlkreise 

fur zweckmäßig angesehen. 

ad § 14 Abs. 1 u. 2: 
Die Sinnhaftigkeit einer derartigen Regelung wird, vor allem im Hinblick auf den zu 

erwartenden Verwaltungsaufwand, der mit dem Anschlag der Kundmachung in jedem Haus 

verbunden ist, und den damit verbunden Kosten, nicht eingesehen. Die Bestimmung des Abs. 

2, wonach solche Kundmachungen "in anderen Gemeinden" (d.h. auch in solchen mit weniger 

als 20.000 Einwohnern) anzuschlagen sind, wenn es die zuständige Bezirkshauptmannschaft 

bzw. bei Städten mit eigenem Statut der Landeshauptmann anordnet, ist sachlich nicht 

rechtfertigbar. Auch den Erläuterungen sind keine sachlichen Erwägungen zu entnehmen, die 

der Regelung zugrundliegen könnten. 
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ad § 16 Abs. 1: 

Da die Möglichkeit des Einspruches fur jeden Unionsbürger zu weitgehend erscheint, sollte 

die Einspruchsmöglichkeit (Einsichtnahme) den Unionsbürgern etwa mit Hauptwohnsitz in 

Österreich vorbehalten bleiben. 

ad § 30 Abs. 2: 
Die Bestimmung, daß ein Wahlvorschlag u.a. von zwei von Österreich "zu entsendenden 
Abgeordneten" zum Europäischen Parlament unterschrieben sein muß, ist nicht ganz 
verständlich. Offensichtlich gemeint sind bereits konkret gewählte Abgeordnete, wobei fur die 
wohl demnächst erfolgende erstmalige Wahl diese Deutungsmöglichkeit ausscheidet. 

ad § 39: 

Das Ende der Wahlzeit darf nicht später als auf 22.00 Uhr (bei der ersten Wahl zufolge § 89 

Abs. 6 - 18.00 Uhr) festgelegt werden. Entsprechend den Erläuterungen darf mit der 

Auszählung der Stimmen erst nach Schließung des letzten Wahllokals in Europa 

(voraussichtlich 22.00 Uhr) begonnen werden. Diese Bestimmung würde die Anzahl der 

Freiwilligen, welche Dienst bei den Wahlbehörden versehen, vermutlich weiter verringern. 

Sofern dies möglich ist, sollte zwischen der Auszählung der Stimmen und der Bekanntgabe 

des Ergebnisses unterschieden werden, so daß zwar mit der Auszählung der Stimmen bereits 

nach Wahl schluß begonnen würde, das Ergebnis jedoch erst nach Schließung aller Wahllokale 

in Europa bekanntgegeben werden dürfte. 

ad § 43: 

Bei mehreren Wahllokalen. sollte es den Gemeinden überlassen bleiben, In welchem 

Wahlkartenwähler zugelassen werden. 

ad § 63: 

Unverständlich erscheint, weshalb sich laut den Erläuterungen zu § 63 die Vergabe der 

Vorzugsstimmen inhaltlich an der Nationalrats - Wahlordnung 1971 und nicht an der 

geltenden Nationalrats - Wahlordnung 1992 orientiert. 

ad § 69 Abs. 1: 

Die Zeitangabe: " ..... folgenden Montag, 0.00 Uhr" ist entweder falsch oder mißverständlich 

und sollte offensichtlich "24.00 Uhr" (?) lauten. 

ad § 85: 
Zum Kostenersatz bestimmt Abs. 1, daß der Bund die Kosten fur Papier und Drucksachen zur 

Gänze, "die übrigen Kosten" zu einem Drittel ers�zt. Es ist nicht einzusehen, weshalb die 

Länder und Gemeinden die im Vollzugsbereich des Bundes entstehenden finanziellen 

Mehrlasten tragen sollten. Angefangen von der Wahlausschreibung bis zum Wahlende 

(dadurch, daß mit der Stimmenauszählung erst nach Schließung des letzten Wahllokales in 
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Europa begonnen werden darf, wird der Wahlvorgang überdies unnötig verlängert) werden 

zahlreiche Tätigkeiten durch Landes-(Gemeinde)bedienstete ausgefuhrt, welche enormen 

finanziellen Mehraufwand verursachen. Da es sich bei den Abgeordneten zum Europäischen 

Parlament um solche der Republik Österreich handelt, wird der Ersatz sämtlicher durch dieses 

Gesetz dem Land enstehenden Aufwendung gefordert. 

2. Zum Entwurf eines Europa - Wählerevidenzgesetzes - EuWEG: 

ad § 7: 
Da die Möglichkeit des Einspruches fur jeden Unionsbürger zu weitgehend erscheint, sollte 

die Einspruchsmöglichkeit (Einsichtnahme) den Unionsbürgern mit Hauptwohnsitz in 

Österreich vorbehalten bleiben. 

ad § 13: 

Die Gemeinden haben zufolge Abs. 2 die Datensätze der angefuhrten Personengruppen einmal 

jährlich dem Land zu übermitteln. Das Land wäre zufolge Abs. 5 verpflichtet, diese bis 

15. Jänner an den Bundesminister fur Inneres zu übermitteln. Diese Vorgangsweise würde 

dazu fuhren, daß das Land a) die von den Gemeinden übermittelten Daten sammeln und 

allenfalls überprüfen müßte und b) die Übermittlungen von Gemeinden, welche noch keine 

Datenverarbeitung besitzen, EDV-mäßig verarbeiten und anschließend mittels 

Datenfernverarbeitung übermitteln müßte, sodaß dadurch weiterer zusätzlicher 

Verwaltungsaufwand fur das Land entstehen würde, der dadurch vermieden werden könnte, 

daß die Gemeinden die Daten der Wählerevidenz direkt dem Bundesminister fur Inneres 

übermitteln (so vorgesehen gemäß § 3 Abs. 4 Wählerevidenzgesetz 1973, BGBI. 

Nr. 60111973, i.d.g.F.). 

ad § 15: 

Die im Entwurf enthaltene Kostentragungsregelung wird abgelehnt. Dem Land würde durch 

die Datenübermittlung Aufwand erwachsen (fur die Sammlung der Gemeindedaten, 

EDV-mäßige Erfassung, etc.), der nicht "unmittelbar durch die Übermittlung" verursacht 

wurde und daher nur zu einem Drittel vom Bund getragen würde. Da die Kosten fur die 

Führung der Europa - Wählerevidenz aus einer in die Kompetenz des Bundes fallenden 

Angelegenheit entstehen, wären diese zur Gänze vom Bund zu tragen. 

Beigefugt wird das u.e. 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme dem Präsidium des 

Nationalrates zugeleitet werden. 

Für die Landesregierung: 
Im Auftrag des Landesamtsdirektors: 

Dr. Rauchbauer eh. 
(Leiter des Verfassungsdienstes ) 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Bundesministerium für Umwelt, 

Jugend und Familie 
A-1020 Wien. Untere Donaustraße 11 
Telefon: (0222) 211 32-0 
Durchwahl: 2 2 2 1  

SEKTION II Telefax Nr.: (0222) 211 32 / 2008 
GZ . :  0 3  3 6 7 0!3 - 1](/-&/-9-4--'- "�-�'''''''''f DVR: 0441473 

i Ges�rentwUt 
i '  1 

J.' achbearbeiter: Fr . Mader 

I ZL .... ,_ A- .. GE/19 
, r"\ P' pt i Datum_� _ . -; 
I Vet1eiIt20' Sept 1994 

An L ... _ "..__.-._. _,,�.'."'''''.\W"; 

- Präs ident des Nat ionalrates & - Bundeskanz leramt -Verfassungsdienst 
- Bundeskan z leramt -Fr . BM Johanna Dohnal 
- Bundeskan z leramt -Abt e i lung 1 / 1 1  

den 2 3 . S ept ember 1 9 9 4  

- Bundeskanzl eramt -BM für Föderal i smus und Verwal tungsreform 
- Bundeskanz leramt-Staats sekretär Dr . Peter Kostelka 
- Bundeskanz leramt - Staat ssekretärin Mag . Brigitte Ederer 
- Bundeskanz leramt - Sekt ion l I /Zentrale Personalange l egenhei -

ten 
- Bundeskan z l eramt - Sekt ion IV/Koordinat ionsangel egenhei t en 
- Bundeskan z l eramt -Geschä f t s führung der 

Bundesgl e i chbehandlungskommi s s ion c / o  Abt . 1 / 1 2 
- Bundesmini s terium für Gesundhe it , Sport und Konsumenten­

schut z  
- Bundesminist erium für ö f f entl iche Wirtschaft und Verkehr 
- Bundesmini s terium für ö f f ent l i che Wirt scha ft und Verkehr -

S ekt ion V 
- Bundesminis terium für wirt scha f t l i che Angelegenhe i ten 
- Bundesmini st erium für wirt scha f t l iche Angelegenhe it en 

Staat ssekretärin Dr . Maria Fekter 
- Bundesministerium für auswärt ige Angelegenhe i t en 
- Bundesministerium für Arbe it und Soz iales 
- Bundesmin is terium für Inneres 
- Bundesministerium für Just i z  
- Bundesmini st erium für Landesvert eidigung 
- Bundesmini sterium für Land- und Fors twirtscha f t  
- Bundesministerium für Wissenscha f t  und Fors chung 
- Bundesmini sterium für Unterri cht und Kunst 
- Rechnungsho f  
- Vo lksanwa l t scha f t  

Öst err . Stat i s t i sches Zentralamt 
- Bundesminist erium für Finanz en 
- Bundesministerium für F inanzen -

Staat s s ekretär Dr . Johannes D i t z  
- Finanzprokuratur 
- Verbindungsstelle  der Bundes länder beim Amt der Nieder-

österrei chischen Landesregi erung 
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- Konf erenz der Unabhängigen Verwaltungssenat e  
c / o  Verbindungs s t e l l e  der Bundesländer 
beim Amt der Ni ederösterreichischen Landesregi erung 

- Unabhängiger Verwal tungssenat in Burgenland 
Unabhängiger Verwal tungssenat in Kärnten 

- Unabhängiger Verwal tungssenat ln Niederöst erre ich 
- Unabhängiger Verwal tungssenat in Oberösterreich 
- Unabhängiger Verwal tungssenat in Sal zburg 

Unabhängi ger Verwal tungssenat in der S t e i ermark 
- Unabhängiger Verwal tungssenat in Tirol 
- Unabhängiger Verwaltungss enat in Vorarlberg 
- Unabhängiger Verwal tungssenat in W ien 
- Verein der Unabhängigen Verwa ltungssenate 
- Amt der Burgenländischen Landesregi erung 
- Amt der Kärntner Landesregi erung 
- Amt der Niederöst erre ich i schen Landesregierung 
- Amt der Ni ederösterreichischen Landesregierung 

Abt . S / 3 , Hrn . HR DI Ernst Neugschwandtner 
- Amt der Oberösterreichischen Landesregierung 
- Amt der Sal zburger Lande sregi erung 
- Amt der S te iermärki schen Landesregi erung 
- Amt der T iroler Lande sregierung 
- Amt der Vorarlberger Landesregi erung 
- Amt der W i ener Landesregi erung ( Stadt s enat ) 
- Öst err . S t ädtebund 
- Österr . Gemeindebund 
- Österr . Gewerkschaf t sbund 
- Wirtschaftskammer Österre ich 
- Präsident enkonf erenz der Landwirtscha f t skammern Ös terrei chs 
- Bundesarbeitskammer 
- Österr. Landarbei t erkammertag 

Kammer für Arbeiter und Anges t e l l t e  in der Land- und For s t ­
wirt schaf t  i n  NÖ 

- Vereinigung ös terr . Industri e l ler 
- Kammer der Wirt scha f t streuhänder 
- Österr . Notariat skammer 
- Österr . Apothekerkammer 
- Österr . Ärzt ekammer 
- Österr . Recht sanwa l t skammertag 
- Bundeskonf erenz der Kammern der freien Beru fe Öst erreichs 
- Öst err . Rektorenkonferenz 
- Verband der Akademikerinnen Österrei chs 
- S ekretariat der Öst err . Bischo f skonf erenz 
- Ins t i tut für Finanzrecht an der Univer s i tät W i en 
- Insti tut für Finanz recht an der WU-Wien 
- Ins t i tut für Finanz recht an der Univers i tät Graz 
- Österr . Bundes f euerwehrverband 
- Österr . Gewerbeverein 
- Hande l sverband 
- Hauptverband der Land- und Forstwirtscha f t sbetriebe Österr . 
- Öst erreichi sches Normungs inst itut 
- Büro des Datenschut zrat es und der Dat enschutzkomm i s s ion 
- Österr. Rat für W i s senschaft und Forschung 
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- Österr . Gesell scha f t  für Gese t zgebungs l ehre 
- Verband der E lektri z i tätswerke Österrei chs 
- Österr . Wasserwirtscha ft sverband 
- Österr . Ingenieur- und Archit ekten-Verein 
- Österr . Verband der Markenart ikel industrie 
- ARGE Daten 
- Österr . Kinderfreunde 
- Katho l i scher Fami l i enverband Öst erreichs 
- Österr . Fami l ienbund 
- Freiheit l i cher Fami l ienverband 
- Bundeskonf erenz des wissenschaf t l i chen und küns t l eri schen 

Personals der österr . Universi täten und Kuns thochschu l en 
- Bundesverband der E l t ernvereinigung an höheren und mitt l e -

ren Schu l en Österre ichs 
- Natur freunde 
- Österr . Alpenverein 
- Österr . Gesell scha f t  für Natur- und Umwe ltschut z  
- W e l t  Natur Fonds - WWF-Österreich 
- Global 2 0 0 0  
- Kuratorium Rettet den Wald 
- Österr . Gesell scha f t  für Umwe l t  und Technik 
- Greenpeac e 
- Ins t i tut für Europarecht Wien 
- Forschungs insti tut für Europarecht Graz 
- Forschungs inst itut für Europafragen'WU W i en 
- Z entrum für Europäi s ches Recht Innsbruck 
- Forschungsins t i tut für Europarecht Sal zburg 
- Forschung sinst itut für Europarecht Uni Linz 
- Bundes - Ingeni eurkammer 
- Umwel tberatung Öst erreich 
- Österr . Arbeit sgem . f .  Lärmbekämp fung 
- Ös terr . Bundesverband f .  Psychotherap i e  
- Österr . Bundes insti tut f .  Gesundheitswe sen 
- Recht swi s s enscha f t l i che Fakultät 

Johanne s  Kepler Univers i tät L inz 
- Bundeskon f erenz der Univers i t ä t s - und Hochschulpro fes soren 
- Bundeskammer der Ti erärzte Öst erreichs 

Umwel tanwalt schaf t  NÖ 
- Umweltanwaltscha ft Tirol 
- Umwel tanwalt scha f t  OÖ 
- Umweltanwaltscha ft Salzburg 
- Umwel t anwaltscha ft Steiermark 
- Umwel tanwalt schaft Wien 

Fr . Dr . Karin Krammerstätter 
- Technologie Trans f er Zentrum Leoben 

Z .  Hd . Herrn Ing . Erich Pachatz 
- Österr . Ökologieins t i tut 

Z .  Hd . Herrn Dipl . Ing . Fel l inger 
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Betri f f t : Entwurf eines Biozidgesetzes 

Das Bundesministerium für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  übermi t ­

t e l t  in der Bei lage den Entwur f eines Bundesge set z e s  über die 

Zulas sung , das Inverkehrbringen und die Verwendung von Bio z i ­

den ( Bioz idgeset z )  samt Erläuterungen . 

E s  wird ersucht , a l l f ä l l ige Stel lungnahmen bis 

spät e s t ens 2. Dezember 1994 

an das Bundesministerium für Umwelt , Jugend und Fam i l i e  

zu richten . Sollte bi s z u  di esem Zei tpunkt keine S t e l lungnah­

me e ingelangt sein , wird angenommen , daß gegen den Entwurf 

keine Einwände best ehen . 

Für die Bundesministerin : 

i . V .  Dr . Wal traud Petek 

Für die Ri cht igkeit 

der Aus fertigung : 
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Bundesminist erium für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  

Z l . 0 3  3 6 7 0 / 3 -11 / 6 / 9 4  

Bunde sge s e t z  über die Zulas sung, 

Entwurf 

da s Inverkehrbringen und d i e  Verwendung von Bioz iden 

(Bi o z idge set z) 

VORBLATT 

Problem :  

Die Notwendigkeit , angemes s ene Regelungen für Bioz ide 

e inzu führen , ergibt s i ch schon aus den vor allem für die 

Umwelt immer größer werdenden Gefahren , die ein un­

übers chaubarer und noch wachsender Markt für Biozide , die 

derzeit  nicht vorbeugend geprüf t  werden , mi t s ich bringt . 

D i e  betro f fenen Produkt e  s ind weit verbre itet . S i e  dienen 

vielen vers chiedenen Verwendungs zwecken . Unter Bioz iden 

verst eht man daher etwa Hol z schut zmitt e l , Insekt i z ide , 

Rodent i z ide , Des infekt ionsmit t e l  für Sanitäranlagen , 

oder für be st immte Behäl tni s s e , bioz id wirkende Bauten-

, s chut zmit t e l  oder Tex t i l ienbehandlungsmi t t e l  genauso wi e 

Ant i foul ing-Anstrichmi t t e l . Mei st ens best ehen diese Mi t t e l  

aus verschi edenen gefährl ichen Chemika l i en . 

Wei ters s ind Maßnahmen notwendi g ,  um die ent sprechenden Rege ­

lungen , die  mit der gep lanten Bioz idricht l inie für a l l e  Mit ­

g l i edstaaten der Europäischen Union au f europäi scher Ebene in 

Kraf t  ges e t z t  werden , in Österreich ent sprechend umzus e t z en . 
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z i e l  und Probl emlösung : 

Mit dem Bioz idgesetz sol len al l e  Produkte , die dazu dienen , 

die  menschl iche oder t ierische Umgebung oder best immte Er­

z eugni s s e  vor Schadorgani smen zu s chüt z en oder von diesen 

frei  zu machen , einern Zulas sungsverfahren unt erwor f en werden . 

D i e  Zulassung i s t  beim Bundesminister für Umwel t , Jugend und 

Fami l i e  unt er gleichz eit iger Vor lage e iner Reihe von fach­

l ichen Angaben und Unt erlagen zu beantragen . Das Umwel tmin i ­

s t erium prü f t  d i e s e  Unterlagen , insbesondere hins i cht l i ch der 

Umwel tverträg l i chke i t  ( Ökotoxiz ität ) der beantragt en Produk­

t e ,  der Gesundhei t sminister prü f t  hins i cht l ich der mögl i chen 

Gesundhei t s auswirkungen . Gift ige Bioz ide sol len keines f a l l s  

zugelassen werden können . 

Alt ernat iven : 

Keine . 

Kos t en : 

Der Vol l zug des Biozidgesetzes wird einen erheblichen Mehr­

aufwand an Personal - und Sachko sten erfordern . E s  werden 3 3  

B edi ens tete im Berei ch des Bundesmini steriums für Umwel t , 

Jugend und Fami l i e  und des Bundesminister iums für Gesundhei t , 

Sport und Konsumentenschut z  benöt igt . Die Personalkost en 

werden j ähr l i ch rund 1 2  Mi l l ionen Sch i l l ing betragen . Der 

I nve s t i t i onsau fwand nach Kundmachung des Bundesge s e t z e s  wird 

�twa 12 Mil l ionen Sch i l l ing ( Untersuchung sgeräte , Sys t emi­

s ierung , Ausbi ldung ) ,  der j ährl iche Sachaufwand rund 8 
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Mi l l ionen S chi l l ing ausmachen . Dem stehen E innahmen aus 

Gebühren in derz e i t  nicht bez i f ferbarer Höhe gegenüber . 

Auch für di e Länder wird ein zusät z l icher Sach- und 

Personal au fwand ent st ehen . 

EU-Konformi tät : 

D i e  vorgesehenen Bes t immungen s ind unt er Bedachtnahme au f den 

Vorschlag der Europäi s chen Kommiss ion für e ine Richt l inie des 

Rates über das Inverkehrbringen von Bioz id- Produkt en ( Bioz id­

r i cht l inie , 9 3 / C 2 3 9 / 0 3 ) f estge l egt worden . Sie di enen dem 

Z ie l  der Umset zung di eser Richt l inie und ent sprechen den 

Vorschr i f ten der Europäischen Union . 
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Bundesmini sterium für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  

Z l . 0 3  3 670 / 3 -11 / 6 / 94 

Bunde sge s e t z  übe r  d i e  Zul a s sung, 

Entwurf 

das Inverkehrbringen und d i e  Verwendung von B i o z iden 

(B ioz idge s e t z) 

Der Nat ionalrat hat beschlo ssen : 

I. Abs chn i t t  

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n  

Z i e l  des Ge s e t z e s  

§ 1. ( 1 )  Das  Z i e l  di eses Bundesgese t z es ist der vorsorgl i che 

Schu t z  der Umwe l t  und der Gesundhei t  von Mens ch und Tier vor 

unmitte lbar oder mittelbar schädl i chen Auswirkungen , die durch 

das Herstel l en und 1nverkehrbringen , den Erwerb , das Verwenden 

oder die Bes e i t igung von Bioz iden ent stehen können . 

( 2 )  Zur Erreichung d ieses Zieles werden Bioz i de e inern be­

hördlichen Zulas sungsverfahren unterwor fen , sodaß nur solche 

Bioz i de in Verkehr gebracht und verwendet werden dürf en , d i e  

1 .  b e s t immt e , au f ihre phys ikal isch- chemischen , t oxiko l o ­

g i s chen und ökotoxiko logischen E igenschaf t en h i n  geprü f t e  

Wirksto f f e  enthalten und 

2 .  deren Bewertung insgesamt ergeben hat , daß keine 

s chäd l ichen Auswirkungen au f die Umwe l t  oder auf die 

Gesundheit von Mensch und Tier zu erwarten s ind .  
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Ge ltungsbere i ch 

§ 2. ( 1 )  Dieses Bundesgesetz  gilt  für die Zulas sung , das 

Inverkehrbringen und die Verwendung von Bioz iden im Bunde s ­

gebiet . 

( 2 )  Dieses Bundesgesetz g i l t  nicht für 

1 .  Arznei spez i a l itäten im S inne de s Arzne imi t t e lgeset z es , 

BGB1 . Nr . 1 8 5 / 1 9 8 3 ; 

2.  Futt ermi t t e l  und Futt ermi t t e l zusat z s to f fe im Sinne des 

Fut termi t t elgeset zes , BGBI . Nr . 9 7 / 1 9 5 2 ; 

3 .  Lebensmit t e l , Verzehrprodukte , kosme t i s che Mi t t e l  und 

Zusat z st o f f e  im Sinne des Lebensmi tt elgeset zes 1 9 7 5 ,  BGB1 . 

Nr . 8 6 / 1 9 7 5 ; 

4 .  P f lanzenschut zmi ttel  im S inne des P f l anzenschut zmi t t e l ­

geset z es , BGBI . Nr . 4 7 6 / 1 9 9 0 . 

( 3 )  D i e  § §  1 8  und 1 9  gel t en nicht für die Beförderung von 

Bioz iden im Eisenbahn- , Luf t ,  Schi f f s - und Straßenverk ehr , 

sowei t  diese durch die für den j ewe i l igen Verkehrsträger 

spez i f i schen Vors chr i f ten geregelt i s t . 

Begr i f f sbe st immungen 

§ 3. ( 1 )  Im S inne dieses Bundesgese t z es 

1 .  s ind " Bioz i de " 

a )  gebrauchs fert ige Wirksto f fe ( Z  2 )  und 

b )  zumindes t  e inen Wirksto f f  enthaltende gebrauchs f ert ige 

Zuberei tungen , 

die  dazu be st immt s ind , schädl i che Organi smen zu 

z ers tören , abzuschrecken , unschädl ich zu machen , 

S chädigungen durch s i e  zu verhindern oder s i e  in anderer 

Weise zu bekämp fen; 
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2 .  s ind " Wirks tof fe " S to f f e , Pi l z e , Mikroorgani smen 

e inschl i eßl ich Viren oder andere geeignet e  Organi smen mit 

a l lgemeiner oder spez i f i scher Wirkung au f oder gegen 

S chadorgani smen; 

3 .  s ind " S chadorgani smen " alle  Organi smen , die für den 

Menschen , s e ine Tät igkeiten oder für Produkte ,  die er 

benut z t , oder für Tiere oder be i best immt en 

Umwe ltgegebenhei t en unerwünscht oder schädlich sind; 

4 .  s ind " Z ielorgani smen " j ene Schadorgani smen , gegen die  

best immte Bioz ide wirksam s ind 

5 .  i s t  das " Inverkehrbringen " j ede entgel t l i che oder 

unentgel t l i che Abgabe , ausgenommen die Abgabe zur Lagerung 

mit  anschli eßender Aus fuhr aus dem Gebiet der Geme inschaf t  

oder zur Beseit igung und d i e  E i nfuhr in das Bundesgebiet; 

6 .  sind " Rückstände " Res tmengen der stof f l ichen Bestandt e i l e  

e ines Bioz i de s  einsch l i eßl i ch der Metabo l i t en und Abbau ­

oder Reakt ionsprodukt e dieser Restmengen ,  wenn deren 

Vorhandensein e ine Folge der Anwendung eines Bioz ides ist . 

( 2 )  D i e  in § 2 des Chemikal i enges e t z es ( ChemG ) , BGBI . Nr . 

3 26 / 198 7 , in der geltenden Fas sung festge l egten Begr i f f sbe­

s t immungen betre f fend 

1 .  " St o f f e " ,  

2 .  " Zubere itungen " , 

3 .  " Fert igwaren " , 

4 .  " ge fährl i che Stof f e "  , 

5 .  " ge f ährl i che Zubereitungen " , 

6 .  " ge fährl iche Fert igwaren " , 

7 .  " Herst e l ler " , 

8 .  " Verwenden " und 

9 .  " Beseitigen " 

gel t en auch für dieses Bundesgesetz . 
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II. Abschn i t t  

Inverkehrbringen, Verwendung und Zulas sung 

Inverkehrbringen 

§ 4. ( 1 )  Bioz ide dür fen unbeschadet des Abs . 2 nur in Verkehr 

gebracht werden , wenn s i e  

1 .  zugelass en s ind und 

a )  in das amt l i che Bioz idreg i s t er aufgenommen worden s ind 

( §  2 1 ) , 

b )  die zuge lassene Zusammenset zung und Bescha f f enhe i t  

aufwei sen und 

c )  den Verpackungs - und Kennzei chnungsvorschr i f t en ( § §  1 7  

und 1 8 )  sowie den darauf beruhenden Verwal tungsakten 

ent sprechen oder 

2 .  gemäß § 43 Abs . 2 a l s  vorläu f ig zugelas sen gelten und in 

das vorl äuf ige Bioz idregister aufgenommen worden s i nd 

( §  4 3  Abs . l ) . 

( 2 )  Für Prü fungen und Versuche zu Forschungs - und Entwicklungs ­

zwecken , d i e  gemäß § 2 6  durchge führt werden dür f en , i s t  die  

Einfuhr und Abgabe von nicht zugelass enen Bioziden und deren 

Bestandte i l en an sachkundige Personen und geeignet e  

Forschungse inri chtungen erlaubt . 

( 3 ) Beim Inverkehrbringen von Bioz iden dürf en keine Angaben 

gemacht werden , die  mit den Kennzei chnungsvorschri f t en ( §  1 8 ) 

dieses Bundesgeset z es nicht in Einklang s t ehen . Insbesondere 

dürfen keine Angaben gemacht werden , die auf andere a l s  d i e  

zugelassenen Verwendungsbe s t immungen schl i eßen lassen oder die  

das Bio z id in e iner Art und Wei s e  darste l l en ,  die hins ich t l i ch 

der ge fährl ichen E igenschaf t en oder der Auswirkungen des Bio­

z ides auf die  Umwelt oder auf die Gesundheit von Mensch und Tier 

irre führend i s t . 
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Verwendung von B ioz iden 

§ 5. ( 1 )  Zugelassene Bioz ide ( §  1 0 )  dür fen nur für den Zweck , 

für den s i e  zugelassen worden s ind , und nur gemäß den 

zugelassenen Bedingungen und Au flagen verwendet werden . 

( 2 )  Al s vorläu f ig zugelassen gelt ende Bioz ide ( §  4 3  Abs . 2 )  

dür fen nur für den Zweck , für den s ie von dem für das 

Inverkehrbringen Verantwort l i chen laut Kennzeichnung und 

Anwendungshinwei s en bes t immt s ind , und nur unt er Einhal tung der 

Anwendungshinwei s e  verwendet werden . 

( 3 )  Nicht zugelassene Bio z i de dür fen ausschl i eßlich von den 

hierfür befugten Personen und Stel l en für Prü fungen und Versuche 

zu Forschungs - und Entwi cklungs zwecken gemäß § 2 6  verwendet 

werden . 

( 4 )  Bioz ide dürf en nur im obj ekt iv notwendigen Umfang verwendet 

werden . E ine Verwendung von Bioz iden ist j edenf a l l s  nur sowe it 

notwendig , a l s  e ine Kombinat ion phy s i ka l i s cher , biologischer , 

chemis cher oder s onst iger eventu e l l  gebot ener Maßnahmen 

angewandt wird , durch die der E insat z von Bioziden auf e i n  

Mindes tmaß begrenz t  werden kann . 

Antragst e l l er 

§ 6. ( 1 )  Zur Antragstel lung auf Zulas sung e ines Biozide s , das in 

keinem S taat , der Mitgl ied der Europäischen Union i s t  ( im f o l ­

genden a l s  EU-Mitgl i edstaat bezeichne t ) , zuge lassen i st , s ind 

der Her s t e l ler , der Import eur oder der Vertriebsunternehmer be­

recht igt , wenn s i e  e inen S i t z  oder Wohns i t z  in Österreich haben . 
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( 2 ) Zur Antrag s t e l lung au f Zulas sung eines Bio z ides , das in 

e inern S taat , der Mi tglied der Europäi s chen Union ist , bere i t s  

zugelas s en i s t , s ind der Herstel l er , der Import eur oder der 

Vertriebsunternehmer berechtigt , wenn sie e inen S i t z  oder 

Wohns i t z  in einern Staat haben , der Mi tgl i ed der Europäis chen 

Union i st . 

Ant rag au f Zulas sung 

§ 7. ( 1 )  Der Antrag au f Zulas sung i s t  in zwe i f acher Aus fertigung 

unter Verwendung eines be im Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend 

und Fami l i e  auf zulegenden Formblattes beim Bundesminister für 

Umwel t , Jugend und Fami l i e  e inzubringen . 

( 2 )  Dem Antrag sind j edenfal l s  zu den folgenden Punkten Angaben 

und Unt erlagen anzuschli eßen : 

1 .  Name ( Firma ) und Anschr i f t  des Antragst e l l ers sowie s eines 

s chr i f t l ich bevol lmächtigten Vertriebsunt ernehmers und , 

wenn der Antragsteller ni cht zugleich der Her s t e l l er i s t , 

auch den Namen ( Firma ) und die Anschr i f t  des Hers t e l lers , 

2 .  Name ( Firma ) , Anschr i f t  und Standort des Betriebes , in dem 

der Wirksto f f  herges t e l l t  wird , 

3 .  Ident i tät des Biozides und s einer Bes tandt e i l e  sowie die 

Zusammenset zung des Biozides , 

4 .  phys ika l i s che , chemi s che und t e chni sche Eigenscha f t en des 

Bioz ides und s einer Bestandt e i l e , bei Organi smen und deren 

Bestandt e i l en die biologischen E igenscha f ten , 

5. Methoden zur Best immung und Analyse des Bioz ides und 

s einer Bestandt e i l e ,  

6 .  beantragte Verwendungszwecke und Wirksamkeit für di e s e  

Zwecke , 

7 .  toxikolog i s che Daten über das Biozid und s eine 

Bestandt e i l e , 

8 .  ökotoxikologische und gegebenfa l l s  biolog i s che Daten über 

das Biozid und seine Bestandt e i le , 
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9 .  Maßnahmen zum Schutz von Umwelt , Mensch und Ti er und 

1 0 . E instu fung des Bioz ides und seiner Bestandt e i l e  sowie 

vorges ehene Verpackung und Kennzei chnung des Biozide s . 

Der Antrag hat ferner e ine Zusammenfassung und Bewertung der 

beigebrachten Angaben und Unterlagen zu enthalten . 

(3) Die dem Antrag angeschlossenen Unt erlagen müs sen dem Stand 

der wi s senscha f t l i chen Erkenntni s s e  ent sprechen . Die Unt erlagen 

müs s en e ine detai l l i erte und vol lständige Beschreibung über die  

durchge führt en Untersuchungen und die angewandt en Methoden oder 

e inen bibliographischen Verwei s  auf diese Methoden enthal t en . 

Die Angaben und Unterlagen müssen für die Überprü fung der 

Zulas sungsvorausset zungen ausreichend sein . 

( 4 ) Angaben , die s i ch nicht auf die Merkmal e  und die vorge sehene 

Anwendung des Bioz ides bez i ehen , müs s en nicht vorge l egt werden . 

Gleiches g i l t , wenn e s  aus wissenschaf t l i chen Gründen nicht 

notwendig oder techni sch nicht mögl ich i s t , best immte Angaben zu 

machen . In solchen Fäl l en muß dem Bundesmini ster für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  e ine schlüssige Begründung für das Weg lassen 

einzelner Angaben oder Unt erlagen gegeben werden . 

( 5 )  Au f Verlangen s ind vorn Antragst e l l er ausrei chende 

Probenmengen des Bioz ides sowie j edes s einer Bestandt e i l e  

bei zubringen . 

( 6 )  In den Unterlagen enthal t ene Prüfnachwe i s e  s ind nach 

internat ional anerkannten Prüfricht l inien und in Prü f s t e l l en 

gemäß den § §  3 7  und 3 8  ChemG durchzuführen . § 4 0  ChemG i s t  

anzuwenden . Fal l s  e in Verfahren ungee ignet oder nicht 

beschri eben ist , müs s en andere int ernationa l anerkannte 

Ver fahren angewendet werden , deren Wahl zu begründen i s t . 

Prüfnachwei se , die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesge s e t z e s  

erst e l l t  worden s ind , dür fen vorgel egt werden , wenn s i e  e inen 

gleichwert igen Standard aufwe i sen und e ine ausrei chende 

Beurtei lung ermög l ichen . 
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( 7 )  Der Antragste l l er dar f im Antrag au f von e inem früheren 

Antrag s t e l ler vorge legte Unt erlagen gemäß Abs . 2 ,  die nicht 

älter als z ehn Jahre s ind , verwe i s en ,  wenn dieser dem zugest immt 

hat . Au f Unterlagen , die ä l t er als 1 0  Jahre s ind , dar f  

jedenfal l s  verwie s en werden . Solche Unterlagen müssen von den im 

Verfahren mitwirkenden S t e l l en anerkannt werden , wenn s i e  dem 

Stand der wi s s enscha f t l ichen Erkenntnisse ent sprechen und 

nachgewiesen i s t , daß das Biozid und seine Wirksto f f e  mit dem 

zuvor zugelassenen ident i sch s ind , e inschl i eßl i ch Reinhe i t s grad 

und Art der Verunreinigungen . 

( 8 )  Sowei t  dies zur raschen und eingehenden Prü fung e ines 

Antrages auf Zulas sung , zur Beurtei lung der Zulas sungsvor­

aus s e t zungen , insbesondere im Hinblick auf die Vermei dung von 

Gefahren für die Umwel t  oder die Gesundheit von Mensch und Tier , 

und für die vergl e i chbarkei t  eines Bioz ides mit anderen in e inem 

EU-Mit g l i edstaat zugelas senen Bioz iden , er forderlich i s t , hat 

der Bundesminister für Umwe lt , Jugend und Fami l ie durch 

Verordnung 

1 .  nähere Best immungen über Inhalt , Umfang und Form der dem 

Antrag anzusch l ießenden Unt erlagen gemäß Abs . 2 ,  über Art 

und Umfang der zu ihrer Erst e l lung notwendigen Prüfungen 

sowie über die Probenmengen und 

2 .  über Abs . 2 hinausgehende Angaben und Unt erlagen 

f e s t zu l egen . Dabei i s t  au f einschlägige int ernat ionale 

Regelungen , insbe sondere au f die Rich t l inie . . .  EWG 

( im folgenden als Bioz idricht l inie be zeichnet ) ,  Bedacht zu 

nehmen . 

Verme idung von Ver suchen 

§ 8. ( 1 )  Wenn der Wirksto f f  e ines beantragten Bioz ides in Anhang 

I der Bioz i dricht l inie} ange führt ist , g i l t  folgendes : 
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1 .  Personen , die die Zulas sung eines Biozid- Produkt s beantra­

gen , müssen vor der Durchführung von Versuchen mit 

Wirbe l t i eren beim Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend und 

Fami l i e  folgende Auskünfte e inho l en : 

a )  ob das Biozid,  für das der Antrag eingbracht werden 

sol l ,  mit e inem Biozid ident i s ch ist , das berei t s  

zugelas sen wurde und 

b )  wenn es berei t s  e i n  ident i sches zugelassenes Biozid 

g ibt , den Namen und die  Anschrift de s Inhabers oder der 

I nhaber der Zulas sung oder der Zu las sungen; 

2 .  In dieser Anfrage i s t  glaubhaft zu machen , daß der 

Antrag s t e l l er beabs ichtigt , s elbst die Zulas sung zu 

beantragen , und daß die  übrigen nach § 7 verl angten 

Unt erlagen zur Verfügung stehen ; 

3 .  Gelangt der Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend und Fam i l i e  

zur Auffas sung , daß die  Auskünf t e  tat säch l i ch für e inen 

Zulas sungsantrag benöt igt werden , t e i l t  er dem 

Antragst e l l er Namen und Ans chr i f t  des Inhabers oder der 

I nhaber früherer Zulas sungen und gleichz e i t ig den Inhabern 

der Zulas sungen Namen und Adres se des Antrag s t e l lers mit; 

4 .  Der oder di e Inhaber früherer Zulassungen und der Antrag­

s t e l l er s ind verpflichtet , alle  zweckdien l i chen Schr i t t e  

z u  unternehmen , um mi t dem Antragste l l er z u  e iner 

Vereinbarung über die geme insame Nut zung der Angaben und 

Unterlagen über das zugelassene oder die zugelassenen 

Bioz ide zu kommen , so daß Wiederholungsversuche mit Wir­

bel t i eren vermi eden werden; 

( 2 )  Können s i ch der Antrags t e l ler und die Inhaber frühere r  

Zulas sungen für dasselbe B i o z i d  nicht über die geme insame 

Nut zung der Angaben und Unt erlagen e inigen , so kann der 

Bundesmini s ter für Umwelt , Jugend und Fami l i e  zur Vermeidung von 

Wiederholungsversuchen mi t Wirbe l t i eren den im Bundesgebi et nie­

dergelassenen Ant ragstellern und Inhabern von Zulas sungen mit 

Beschei d  vorschre iben , die Angaben und Unt erlagen gemeinsam zu 
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t z en und zugleich das Verfahren zur Verwertung der Angaben und 

unter Bedachtnahme au f die Wahrung e ines angemes senen 

G l e ichgewichts zwischen den Interessen der Parte i en fest l egen. 

(3 ) W enn zur Aufnahme eines bei Inkra f t tret en der Bioz idr i cht ­

l in i e  berei t s  im Verkehr be f indl ichen Wirks to f f s  in Anhang I der 

g enannten Richtlinie Angaben und Unterlagen erforderl ich s ind , 

d i e  der Behörde noch nicht bekannt sind , so s ind a l l e  Personen , 

d i e  über diese Angaben verfügen , verp f l i chte t , die notwendigen 

Angaben und Unterlagen der Behörde zur Ver fügung zu stellen,  

s owei t  ihnen dies zumutbar ist und sowe i t  damit W iederho­

lungsversuche mit Wirbelt i eren vermieden werden können . 

(4) Vor der Erstel lung von Unterlagen zur Beurt e i lung e ines 

B iozid e s  und s�iner Bestandt e i le , insbesondere betref fend deren 

Einstufung; ist stets zu prüfen ,  ob s i e  unt er Ver z i cht au f die 

Durchführung von Tierversuchen auf Grund verfügbarer wis s en ­

schaft l icher Erkenntni s s e , insbesondere L i teratur , auf Grund 

vorhanden�r Einstufungen oder auf Grund anerkannter 

A l ternat ivrnethoden durchgeführt werden kann . 

( 5) Tierversuche dürf en nur durchge führt werden , wenn die 

Prü fung gemäß Abs . 4 ergeben hat , daß ein Verz i cht nicht mög l i ch 

i s t  und wenn die Versuche unerläßl ich im S inne des § 3 Abs . 1 
des Tierversuchsgesetz 1988, BGBI. Nr . 501/1989, s ind . D i e  

Durch führung hat i n  Übereinstimmung mit  dem Tierversuchsgesetz  

1988 zu erfolgen . Dies  ist  der Behörde im Zulas sungsantrag 

nachzuweisen . 

(6) Am Menschen dürfen keine Versuche durchge führt werden . 

± i 

I 

A 
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Handel sbe z e i chnung des B io z i d -Produkt es 

§ 9. (1) Als Hande lsbezei chnung für e in Biozid sind 

Bez e ichnungen ausgeschlos s e n ,  die 

1. der Handel sbez e i chnung e ines bereits zugelas senen 

oder vorläu f ig zuge las senen Bioz ides oder 

P f lanz enschutzmi t t e l s  im S inne des 

P f lanzenschutzmi t t e lgesetzes g l e ich s ind oder 

2 .  zu Verwechs lungen oder Täuschungen insbesondere 

h ins icht l ich der Wirkungen oder der Eigenscha f t en des 

Bioz ides führen können oder 

3 .  den Eindruck gesundhe i t s  fördernder oder umwe l t freund l i cher 

E igenschaf t en des Bioz ides erwecken können .  

Zulas sung 

§ 10. (1) Ein Biozid,  das in keinem anderen EU -Mit g l i edstaat 

zugelas sen ist und bei dem nicht Aus schl ießungsgründe gemäß Abs . 

2 vor l i egen , ist  vom Bundesminister für Umwel t , Jugend und 

Fam i l i e  mit Bescheid zuzulassen ,  wenn : 

1 .  der Wirksto f f  oder di e Wirksto f fe ,  die im beantragt en 

Bioz id enthal t en s ind , in Anhang I der RL . . / . .  EWG 

( Bioz idr i cht l inie ) ange führt und die dort festgelegten 

Bedingungen e r fü l l t  s i nd und 

2 .  nach dem j ewei l igen Stand der wis s enscha f t l ichen und tech ­

n i s chen Kenntnisse s i cherge s t e l l t  i st und die nach den 

gemeinsamen Grundsät z en für die Bewertung von Unter lagen 

( Abs . 9) durchge führte Prüfung der gemäß § 7 vorgelegten 

Angaben und Unt erlagen ergibt , daß bei e i ner der Zulassung 

ent sprechenden Anwendung und unter Berück s i cht i gung a l l er 

Bedingungen , unter denen das Biozid norma lerwe i s e  

angewendet wird , der Verwendung des mit dem Bioz id- Produkt 

behandel t en Mat erials , der Auswirkungen der Anwendung und 

der Bes e i t i gung , das Biozid 

20/SN-356/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)22 von 121

www.parlament.gv.at



1 2  

a )  hinreichend wirksam ist , 

b )  keine unannehmbaren Auswirkungen au f die Z ie lorgani smen 

hat , 

c )  s e lbst oder durch s eine Rückstände oder 

Reakt ionsprodukt e  keine unmi tte lbaren oder mi t t e lbaren 

schädl i chen Auswirkungen au f die Gesundhe i t  von 

Menschen ( z . B .  über Trinkwasser oder Nahrungsmi t t e l ) 

hat , 

d )  se lbst oder durch se ine Rückstände oder 

Reakt ionsprodukte keine schädl ichen Auswirkungen au f 

die Umwe lt hat , und zwar unt er besonderer 

Berücks i chtigung des Verble ibes und der Ausbreitung in 

der Umwe lt , insbesondere Kontaminat ion von Wasser 

e inschl i eßl i ch Grundwasser , Lu f t  und Boden und der 

unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen au f n i cht zu 

den Z ie l organi smen gehörende Organismen ,  

e )  bei den z u  bekämpf enden Wirbe l t i eren keine unnöt igen 

Leiden oder S chmerzen verursachen kann , 

3 .  die  Art und Menge der in ihm enthalt enen Wirks t o f f e  und 

gegebenenfa l l s  die toxikologi sch und ökotoxiko logi s ch 

s igni f ikant en Verunre inigungen und zusät z l i chen 

Bes tandt e i l e  sowie s e ine toxikologisch oder ökologi s ch 

s igni f ikant en Rückstände , die s i ch aus der zugelass enen 

Anwendung ergeben , mi t geeigneten ,  al lgemein 

gebräuchl i chen Geräten und vertretbarem Aufwand 

analy s i ert werden können und 

4 .  s eine phys i ka l i sch-chemischen Eigenschaf t en ermi t t e l t  

und d i e  Voraussetzungen für eine sachgemäße Verwendung , 

Lagerung und Beförderung dieses Mit t e l s  a l s  annehmbar 

eracht et worden sind . 

( 2 )  Die Zulas sung eines Biozides , das a l s  s ehr gi f t ig , g i f t i g ,  

oder krebserzeugend ( Kategorie 1 oder 2 ) , erbgutverändernd 

( Kategorie 1 oder 2 )  oder r eprodukt ionstoxi s ch ( Kat egor i e  1 oder 

2 )  gemäß § 2 Abs . 5 ChemG e inzustufen ist , i s t  ausgeschl o s s en . 
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( 3 )  Die Zulas sung ist , sowe it e s  zur Erreichung der in Abs . 1 

genannt en Zulassungsvorausset zungen er forderl i ch i s t , mit 

Bedingungen und Au flagen zu ert e i len , die insbesondere di e 

Zusammenset zung und Bescha f fenhe i t , zuläss ige Rücks tands ­

höchstwerte ,  die Anwendungsbest immungen sowi e die Überwachung 

deren E i nhaltung , die Einstufung des Bioz ides gemäß § 2 Abs . 5 

ChemG , die Verme i dung ungünst iger Wirkungen bei der Anwendung , 

die Reinhei t  der Wirksto f f e  und sonst iger Bestandt e i l e  des 

Biozides , die sonst ige Kennzeichnung und die Handelspackungen 

betref f en können . 

( 4 ) Sowei t  andere geset z l iche Best immungen für die Zulas sung 

relevante Vorschri ften enthalten , besonders wenn dadurch die 

Gesundheit von Händlern , Verbrauchern und Arbe itnehmern oder 

T ieren oder die Umwel t  geschüt zt werden sollen,  hat der 

Bundesminister für Umwelt , Jugend und Fami l i e  bei der Ert e i lung 

e iner Zulas sung diese Vorschri ften zu berücks i chtigen und die 

Zulas sung gegebenenfa l l s  auch unt er Bedachtnahme auf die s e  

Vorschri f ten z u  ert e i l en . 

( 5 )  Ein in e inern Staat , der Mitgl i ed der Europäi schen Union i s t , 

bere i t s  zugelas senes Biozid ist au f Antrag im Bundesgebie t  

innerhalb von 1 2 0  Tagen nach Eingang des Antrags beim Bundes ­

minister für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  mit Bescheid zuzulassen , 

wenn der Wirkstof f  des Bioz ides in Anhang I der Bioz idr i cht l inie 

für die beantragt en Verwendungs zwecke e ingetragen ist und wenn 

nicht Aus schl i eßungsgründe gemäß Abs . 7 vor l i egen . 

( 6 )  Sowei t  dies beantragt wird , hat die Zulas sung gemäß Abs . 5 

hinsicht l ich ihres Umfanges , der Au flagen und Bedingungen der ­

j enigen Zulas sung z u  ent spre chen , mit der das Biozid erstma l s  in 

einern EU-Mitgl iedstaat zuge las sen worden ist . Die Zulassung 

gemäß Abs . 5 ist  j edoch dann von diesem Umfang abwei chend oder 

unter Vorschreibung abwei chender Auflagen oder Bedingungen zu 

erte i l en ,  wenn dies au fgrund spezifi s ch österre i ch i s cher 

Gegebenhei ten er forderl ich i s t . Insbesondere i s t  zu best immen , 
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daß die Gebrauchs anwei sung oder die Aufwandmenge an die 

spe z i f i schen Bedingungen anzupassen s ind oder daß die 

Zusammenset zung des Bioz i de s  geändert werden muß ,  fal l s  Gefahren 

au f andere Wei se nicht begegnet werden kann . 

( 7 ) D i e  Erte i lung e iner Zulassung gemäß Abs . 5 i s t  

ausgeschlossen , wenn festge s t e l l t  wird , daß 

1. e ine unannehmbare Res i s t enz des Z i elorgani smus gegen das 

beantragte Biozid nachgewi esen i st oder 

2. die e inschlägigen Bedingungen für s eine Verwendung in 

Österreich , wi e Kl ima oder Brut z e i t  der Z i elarten , erheblich 

von denen des EU-Mi tgl i edstaates abwei chen , in dem das Biozid 

zuerst zugelas s en wurde und e ine Zulassung auch unt er 

Bedachtnahrne auf Abs . 6 Gefahren für die Umwelt oder die  

Gesundheit von Mensch und T ier im Bundesgebi et darst e l l en 

könnte . 

(8) Die Zulas sung erl i scht , sofern § 1 4  nicht anderes be st immt , 

z ehn Jahre nach ihrer Ert e i lung , auch wenn s ie später abgeändert 

worden i s t . S i e  kann au f e i nen kürz eren Zei traum be fristet  

werden , wenn au f Grund der wi s senscha f t l i chen Erkenntni s s e  im 

Zusammenhang mit der erfolgten Beurtei lung der Zulas sungsvorau s ­

set zungen gemäß Abs . 1 e ine neuerl iche Prü fung bere i t s  e i ner 

dieser Voraussetzungen in kürz erer Z e i t  erforderlich erscheint 

oder wenn der Wirkstof f des zuzulassenden Bioz ides nur mehr für 

e inen kürz eren Z e i t raum in Anhang I der Bioz idr icht l inie 

entha l t en s e in wird . 

(9) Sowei t  dies zur eingehenden Prüfung eines Antrages au f 

Zulassung , zur einhe i t l i chen Beurteilung der Zu lassungsvor­

aussetzungen , insbesondere im Hinblick auf die Vermeidung von 

Gefahren für die Umwelt oder die Gesundhe it von Mensch und Tier , 

und für die Vergleichbarkei t  der Zulassung e ines Bioz ides mit. 

anderen Zulassungen dieses Bioz ides in anderen EU-Mit g l i ed­

s taaten erforderl ich i s t , hat der Bundesmini ster für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  durch Verordnung die gemeinsamen Grundsät z e  
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für die Bewertung der Antragsunterlagen 1m Zulas sungsverf ahren 

f e s t zu l egen . Dabe i ist  au f verglei chbare inländische und 

aus ländische Rege lungen und Vorschr i f t en internationaler 

Organisationen und Staat enverbände , insbesondere au f die 

Richt l inien der Europäischen Union zu Bio z id-Produkten , Bedacht 

zu nehmen . 

Verfahrensrecht l iche Best immungen 

§ 11. ( 1 )  Der Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend und Fami l ie hat 

über das Vor l i egen der Zulassungsvorausset zungen des § 10 Abs . 1 

Z 2 l i t . a ,  b ,  d ,  e ,  Z 3 und 4 ein Gutachten des Umweltbundes­

amte s  e inzuho l en . Er hat , sowe i t  dies zur Durch führung eines 

ordnung sgemäßen Ermitt lungsverfahrens erforder l i ch ist , 

zusät z l i ch andere
' 

Anstal ten oder sonst ige E inri chtungen oder 

fachkundige Personen als Sachverständige heranzuz i ehen . 

( 2 )  Der Bundesmini st er für Gesundheit , Sport und Konsumenten­

schutz  hat das Vor l i egen der Zulas sungsvoraussetzungen gemäß 

§ 1 0  Abs . 1 Z 2 l it . c zu prüfen und darüber dem Bundesminister 

für Umwel t , Jugend und Fami lie ein Gu tachten zu übermi t t e ln . 

Dabe i hat der Bundesminister für Gesundheit , Sport und Kon­

sumentenschut z ,  sowei t  dies zur Prü fung der Zulas sungsvoraus­

setzungen gemäß § 10  Abs . 1 Z 2 l i t . c erforder l i ch i s t , 

zusät z l i ch andere Anstalten oder sons t ige Einr i chtungen oder 

fachkundige Personen als Sachverständige heranzuz i ehen . 

( 3 )  Abgesehen von Anträgen gemäß § 1 0  Abs . 5 hat der Bundes ­

mini ster für Umwel t , Jugend und Fami l ie über e inen Zulas sungs­

antrag ohne unnöt i gen Aufschub , spätestens j edoch innerha lb von 

zwei Jahren zu ent s cheiden . 
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( 4 )  S ind die Angaben und Unterlagen oder die Probenmengen nicht 

vol l ständig oder für eine Beurtei lung nicht ausrei chend , so i s t  

d i e s  dem Antrags t e l ler vom Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend und 

Fami l i e  schr i f t l i ch mit zut e i len und ihm die Behebung der Mänge l  

innerhalb angemes s ener Fri s t  b e i  sons t iger Zurückwe i sung des 

Antrages au f zutragen . In diesem Fal l verlängert s i ch die 

Ent s che idungs frist gemäß Abs . 3 oder gemäß § 10 Abs . 5 um die  

Z e i t spanne , die bis  zur Behebung der Mänge l  verstrichen i s t . 

( 5 )  Zeigt die Prü fung der Unt erlagen , daß zur Bewertung der 

Gefahren des Bioz ides zusät z l iche Informat ionen e inschl ießl i ch 

Angaben und Ergebnisse aus weit eren Versuchen benöt igt werden , 

so i s t  dies dem Antragstel l er mitzutei l en und bekannt zugeben , 

wel che Angaben , Unt erlagen oder Prüfnachwei se nachge fordert 

werden . 

Abänderung und Aufhebung der Zulas sung 

§ 12. ( 1 )  Die Zu lassung eines Bioz ides i s t  von Amt s  wegen mit 

Beschei d  des Bundesministers für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  

abzuändern oder auf zuheben , wenn 

1 .  ein Wirksto f f ,  der in dem betre f f enden Bio z i dprodukt 

enthalten i st , nicht mehr in Anhang I der Bioz idricht l inie 

ge führt wird oder die dort angeführten Bedingungen für den 

Wirks t o f f  wie Reinheit , Art und Menge der toxikologi sch oder 

ökotoxikologi s ch bedeutsamen Verunreinigungen nicht oder 

nicht mehr erfül lt werden , 

2 .  s i e  nicht oder nicht mehr den zulas sungsvorausset zungen des 

§ 10 entspricht , 

3 .  der begründet e  Verdacht besteht , daß durch das zugel a s s ene 

Bioz id e ine unannehmbare Ge fahr für die Umwe lt oder für die  

Gesundheit von Mensch oder Tier hervorgeru fen werden kann , 
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4 .  s ich herausste l l t , daß fal sche oder irre führende Angaben in 

bezug auf die Umstände gemacht worden sind ,  aufgrund derer 

die Zulas sung erte i l t  worden ist  oder 

5. nach den neues ten wi ssenscha f t l i chen und techni s chen 

Erkenntnissen die Bedingungen für die Anwendung , insbesondere 

die Art der Anwendung oder die Aufwendungsmenge aus Gründen 

der Wirksamkei t , aus Umwel t - oder Gesundhei t s schutzgründen 

neu fest zul egen s ind . 

( 2 )  Au f Antrag des Zulas sungsinhabers ist  die Zulassung 

abzuändern , wenn die Abänderung wegen 

1 .  e iner Erwe i terung oder j eder sonst igen Änderung der 

Anwendung , 

2 .  e iner Abänderung der Bedingungen und Auf lagen , die bei der 

Erst zulassung ert e i l t  worden sind , 

3 .  e iner Änderung der Zusammenset zung des Bioz i dprodukt es oder 

4. e iner Änderung des Re inheit sgrades der Wirks t o f f e  oder der 

Art und Menge der im Wirkst o f f  enthaltenen Verunreinigungen 

begehrt wird . Dem Antrag s ind alle Angaben und Unt erlagen anzu­

sch l i eßen , die für e ine Beurtei lung der Zulas sungsvorausset zun­

gen gemäß § 1 0  Abs . 1 im Hinblick auf das geänderte Bioz i d  

er forderl ich s ind . Dem Antrag ist  nur dann statt zugeben , wenn 

die Beurte i lung des Antrage s ergibt , daß die Zu las sungsvoraus ­

setzungen des § 1 0  Abs . 1 we iterhin erfül l t  s ind . § 7 Abs 3 bis 

7 gilt s inngemäß . 

( 3 )  Wird e ine Zu las sung mi t Bescheid aufgehoben , so können im 

Beschei d  unter Bedachtnahme au f die Aufhebungsgründe auch 

Fri s t en für die weitere Abgabe , die Verwendung und für d i e  

schadlose Beseit igung bestehender Lagervorräte festgelegt 

werden . E ine solche Frist dar f nur e ingeräumt werden , wenn dies 

mit  den S chut z z i e len dieses Bundesge s et z e s  vere inbar i s t; sie 

hat gegebenfal l s  spätestens mit dem Inkraf t t reten eines Verbotes 

gemäß § 14 ChemG , das für das Biozid oder e inen se iner 

Bestandte i l e  g i l t , oder mit dem Wirksamwerden der Streichung 

e ines Wirks t o f f e s  aus Anhang I der Bioz idricht l inie zu enden . 

( 
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(4 ) Wird e ine Zulas sung mit Bescheid gemäß Abs . 1 Z 3 au fgehoben 

oder abgeändert , so i st im Fal l e  der Abänderung auch über 

Beschränkungen des Inverkehrbringens zu ent sche iden , wenn dies 

zur Hintanhaltung von Gefahren für die  Umwelt notwendig i s t . 

Wei ters i s t  in e inem Besche id gemäß § 1 Z 3 aus zusprechen , daß 

die Au fhebung oder Abänderung und die damit zusammenhängenden 

Maßnahmen bi s zur Ent sche idung der Kommi ssion der Europäi s chen 

Union über diese Maßnahmen vorläufig in Kra ft t reten und erst 

dann endgültig e intreten , wenn die Kommi ssion der Europäi schen 

Union die  Maßnahmen im Ver fahren gemäß Art . 25 der Bioz idri cht ­

l inie geprüf t  und bestätigt hat , wenn eine derart ige Überprüfung 

der Maßnahme durch die Kommiss ion der Europäi schen Kommi s s ion 

gemäß Art . 2 9  der Bioz idricht l inie vorgesehen i s t . Wird die  

Maßnahme von der Kommi ss ion der Europäi sschen Union nicht 

bestätgit , tritt der diesbe zügliche Bescheid außer Kra ft . 

(5) Schl i eßt e in Änderuhgsantrag e ine Änderung der besonderen 

Bedingungen e in , die für den in Anhang I der Bioz idricht l inie 

genannten Wirksto f f  gelten , so dar f diesem Antrag erst dann 

stattgegeben werden , wenn der Wirks to f f  im Hinbl i ck au f die  

vorgeschlagenen Änderungen gemäß dem Ver fahren der Art ike l s  9 

und 10 der Bioz idricht l inie von der Kommi s s ion der Europä i schen 

Union geprüf t  und pos i t iv bewertet worden ist . 

Erlöschen der Zu las sung 

§ 13. (1) Die Zulas sung gemäß § 10 er l i scht 

1 .  durch Zei tablauf gemäß § 10 Abs . 8, sofern kein 

Erneuerungsantrag gemäß § 14 eingebracht wird , 

2. durch Aufhebung gemäß § 12 Abs . 1 ,  

3 .  mit dem Einlangen der s chri f t l i chen Verz i chts erklärung 

beim Bundesminist er für Umwelt , Jugend und Fami l i e  oder 

4. mit der Auf gabe des S it z es oder Wohnsi t z e s  des 

Zulas sungsinhabers in der Europäi schen Union . 
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( 2 ) Die Zulas sung erli scht mi t dem Tod der j enigen natür l i chen 

Person , dem Unt ergang derj enigen j ur i s t i schen Person , der 

Beendigung der Liquidat ion derj enigen Personengese l l scha f t  des 

Handel srecht e s , wenn keine Liquidat ion stat t f indet , mit der 

Auf lösung , die Zu las sungs inhaber i st . 

Erneuerung der Zulas sung 

§ 14. (1) E in Antrag auf Erneuerung der Zulas sung i s t  vom 

Zulassung s inhaber spätestens 1 2 0  Tage , frühestens ein Jahr vor 

dem Erlöschen der Zulas sung durch Z e i tablauf be i sonst iger 

Zurückwei sung zu stel l en . 

(2) Der Erneuerungsantrag hat a l le Angaben und Unt erlagen zu 

entha l t en ,  die für die neuer l i che Beurt ei lung der Zulas sungs ­

voraus s e t zungen g emäß § 10 Abs . 1 erforderl i ch s ind . § 7 Abs . 3 

bis  7 g i l t  s inngemäß . 

( 3 )  Die Zulas sung kann für die Dauer des Erneuerungsver fahrens 

mit Bescheid verlängert werden , wenn dies mit den Schutz zwecken 

dieses Geset z e s  vereinbar i st . 

(4) Ergibt die Beurtei lung des Erneue rung santrages , daß die  

Zulas sungsvoraus set zungen gemäß § 10 Abs . 1 we i terhin vor l i egen , 

so kann die Zulas sung für höchst ens z ehn Jahre erneuert werden . 

Die § §  10 und 11 gelten s inngemäß . 

Übert ragung der Zula s sung 

§ 15. (1) Der Zulas sungs inhaber darf e inem anderen Herst e l ler , 

Import eur oder Vertriebsunt ernehmer die  Zulas sung übertragen . 

Mit der Übertragung der Zulassung gehen alle  Recht e und 
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Pf l i chten d e s  bi sherigen Zu las sungsinhabers au f den neuen 

Zulassungsinhaber über . Der Übergang der Rechte und Pfl ichten 

tritt  ein , wenn 

1. der andere Hers t e l l er , Import eur oder Vertri ebsunternehmer 

dem Bundesminister für Umwelt , Jugend und Fami l i e  

nachwe i s t , daß e r  e inen S i t z  oder Wohns i t z  innerhalb des 

Gebietes der Europäi s chen Union hat und 

2. die schr i f t l i che Mi t t e i lung der an der Übertragung 

bet e i l igten Personen über die Übertragung beim 

Bundesmini s ter für Umwelt , Jugend und Fami l i e  einlangt . 

(2 ) Die Übertragung der Zulas sung ist  au f Antrag vom 

Bundesminister für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  mit Besche i d  

f e s t zus t e l l en 

III. Abs chnitt 

Einstufung, Verpackung und Kenn z e ichnung 

Einstu fung 

§ 16 . Bioz ide und ihre Bestandt eile  s ind nach den Vorschr i f t en 

des ChemG und den darauf beruhenden Verwal tungsakt en e inzustu­

fen . 

Verpackungsvorschri ften 

§ 17. Bioz ide s ind nach den Vorschri f ten des ChemG und den 

darauf beruhenden Verwaltungakten zu verpacken . Darüberhinaus 

müs sen Bioz ide , d i e  

1. mit Nahrungsmi tteln oder Getränken verwechse l t  werden 

können , so verpackt werden , daß eine solche Verwechs lung 

zuverlässig vermi eden wird und 
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2 .  auch für nicht gewerbl i che Verwender best immt s ind und 

die  mit Nahrungsmi t t e ln oder Ge tränken verwechselt  werden 

können , Bestandt e i l e  enthalten ,  die von ihrem Genuß 

abschrecken . 

Kennzeichnungsvorschr i f t en 

§ l�. (1) Bioz ide s ind nach den Vorschri ften des ChemG und den 

darau f beruhenden Verwal tungsakten zu kennz eichnen . Darüberhin­

aus muß die Kennz e i chnung von Bioz iden noch fol gende Angaben ln 

der s elben Schr i f tgröße und - art , deu t l i ch l esbar und unver­

wischbar entha l ten: 

1. die Bezeichnung des Wirksto f f s  und se ine Konz entrat ion , 

angegeben in metri schen E inhe i t en ,  

2 .  d i e  von der Behörde zuget e i l t e  Regist ernummer , 

3 .  die  Angabe der stof f l i chen Bescha f f enhe it der Zuberei tung 

( z . B .  F lüss igkonzentrat , Granulat , Pulver , f es t er S t o f f ) ,  

4. die Verwendungs zwecke , für die das Biozid zuge las sen i s t  

( z . B .  Hol z s chut z ,  Des inf i z i erung , Ober f lächenschut z ,  

Ant i foul inganstrich ) , 

5. die Gebrauchsanwei sung und die zuläss igen Aufwandmengen , 

angegeben in metri schen Einhe i t en ,  für j ede nach dem 

Zulas sungsbescheid erlaubt e Verwendungsart , 

6 .  die  Besonderheiten mögl i cher unerwünschter unmi t t elbarer 

oder mittelbarer Nebenwirkungen und Anl e i tungen für 

Maßnahmen der Erst er H i l f e , 

7 .  f a l l s  e in Merkblatt beige fügt i s t , den Satz: " Vor Gebrauch 

bei l iegendes Merkblat t lesen " , 

8. die Chargennummer oder Bez e i chnung der Zubereitung und das 

Ver f a l l sdatum bei gebräuch l i cher Lagerung de s Bioz i de s  und 

gegebenenfalls  

9 .  die S i cherhei t swarte z e i t , die zwi schen wi ederho l ten 

Verwendungen des Bioz ides oder zwi schen der Verwendung des 

Bioz i de s  und der nächsten Verwendung des behandelten 

Erzeugnisses  oder dem nächsten Zugang von Menschen oder 
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T i eren z u  dem Bere i ch , i n  dem das Biozid verwendet worden 

i s t , e inzuhal t en ist , 

1 0 . die  Benutzergruppen , die das Biozid verwenden dür fen und 

1 1 . die  Angaben über besondere Ge fahren für die Umwel t , 

insbesondere im Hinbl i ck auf den Schutz  von Art en , di e 

nicht der Z i e lgruppe angehören , und zur Vermeidung von 

Was serverschmut zungen . 

(2 ) Die Angaben gemäß Abs . 1 Z I, 2 ,  4 und gegebenenf a l l s  7 und 

1 0  s ind immer im Kennzeichnungs feld der Verpackung des Bioz ides 

anzubringen . 

( 3 ) Die Angaben gemäß Abs . 1 Z 3 ,  5, 6, 8, 9 und 1 1  dür f en auch 

an e iner anderen S t e l l e  au f der Verpackung oder au f e inem 

Beipackzettel  angebracht werden; s i e  gelten auch dann als 

Bestandteile  der Kennzeichnung im S inne dieses Bundesge s e t z e s . 

(4) Die Zulas sungsbehörde kann die Vorlage von Mus t ern , Probe ­

stücken oder Entwürfen der Verpackungen , Kennz e ichnungs ­

et ike t t en , Beipackzet tel und Merkblät t er im Zulas sungsver fahren 

verlangen . 

(5) Der Bundesmini ster für Umwe l t , Jugend und Fami l ie hat , 

sowei t  dies zur Vermeidung von Gefahren für die Umwel t  oder die 

Gesundheit von Mensch und Tier sowie für die Vergleichbarkeit 

e ines B i o z ides mit in anderen EU-Mi t g l i edstaaten zugel a s s enen 

Bioz i den erforderl i ch i s t , unt er Bedachtnahme auf verglei chbare 

Regelungen des Inlandes und anderer S taat en sowie Organisat ionen 

und Staatengemeinscha f t en ,  insbesondere der Europäi s chen Union , 

durch Verordnung nähere Vorschr i f t en im S inne der Abs . 1 bis 4 

zu erlassen . In di eser Verordnung können insbesondere im 

Hinbl ick auf geringe in Verkehr geset z t e  Mengen oder best immte 

beschränkte Verwendungs zwecke von bes t immten Bioz iden Ausnahmen 

von der P f l i cht zur Kennzei chnung festgelegt werden , sowei t  

dadurch eine Gefährdung der Umwelt und der Gesundheit von Mensch 

und Tier nicht zu erwarten ist . 
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S i cherhe i t sdat enblatt 

§ 19 . (1) Bei der erstmal igen Abgabe eines Bio z i des oder eines 

aus s ch l i eßl i ch in Bioz iden verwendeten gefähr l i chen Wirks t o f f e s  

an eine natürl iche oder j ur i s t i sche Person , die das B i o z i d  oder 

den Wirkstof f zu Erwerbs zwecken verwendet ,  i s t  dem Abnehmer e in 

S i cherhei t sdatenblat t auszu folgen . Wird das S i cherhei t sdaten­

blatt geändert oder ergänz t ,  so ist es bei der nächst folgenden 

Abgabe erneut aus zufolgen . 

(2) Auf Verlangen ist  das S i cherheitsdatenblatt f erner j edem 

Verwender sowie den mit der Vol l z i ehung dieses Bundesge s e t z es 

betrau t en Behörden zur Ver fügung zu stel len . 

(3 ) Das S i cherhe i t sdatenblatt muß in deut scher Sprache abge f aßt 

s e in und hat zumindest folgende Angaben zu enthalt en: 

1. Datum der Aus s t e l lung , 

2. d i e  Bez e ichnung des Bioz ides oder des Wirkstof fes sowie 

den Namen des für das Inverkehrbringen Verantwort l i chen , 

3 .  Angaben über die vol l s tändige chemische Zusammenset zung , 

4 .  Angaben über mögliche Gefahren , 

5. 
6. 

7 .  

8. 

9 . 

10 . 

Maßnahmen der 

Maßnahmen zur 

Maßnahmen bei 

Angaben über 

Angaben über 

Angaben über 

Erst en Hi l f e ,  

Brandbekämpfung , 

unbeabs icht igter Fre iset zung , 

Handhabung und Lagerung , 

Expos i t i onsbegrenzung und Schut zausrüs tungen , 

die phys ikali schen , chemi schen , techni schen 

und biologi schen E igenschaften ,  

11. Angaben über Stabi l i tät und Reakt ivität , 

12 . Angaben zur Toxikolog i e , 

13 . Angaben zur Ökotoxiko logi e , 

14 . Hinwei s e  zur Ent sorgung , 

15. Angaben zum Transport und 

16. die Vors chri f t e n ,  denen das Biozid oder der Wirks to f f  

unt erl i egt . 
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(4) Der Bundesminister für Umwelt 1 Jugend und Fami l i e  hat l 

sowei t  dies zur E inhei t l i chkeit der vorgeschri ebenen 

S i cherhei t sdatenblätter oder zur S i cherung im Umgang mit 

Bioz iden oder Wirkstof fen zweckmäßig i st l unter Bedachtnahme auf 

verglei chbare Regelungen des Inlandes und anderer Staaten sowie 

internat ionaler Organi sat ionen oder S taat engeme inschaf t en 1 
insbesondere der Europäischen Union l durch Verordnung nähere 

Vorschri ften über Form und Inhalt des S icherhei t sdat enblattes zu 

erlas sen . Mit dieser Verordnung können auch e inschlägige 

techni s che Normen 1 insbesondere ÖNORMEN 1 für verbind l i ch erklärt 

werden . 

(5) Geschä f t s - oder Betriebs inhaber sowie ihre S t e l lvertreter 

und Beauftragt en haben S i cherheit sdat enblätter l zu deren 

Aus folgung s i e  verpf l ichtet sind oder die ihnen ausge folgt 

worden s ind l so au f zubewahren 1 daß die gemäß den § §  3 0  und 3 1  

zur Überwachung befugten Organe und die Arbei tnehmer 1 bei denen 

e ine Expo s i t ion gegenüber den Bioz iden oder ihren Bestandte i l en 

oder Reaktionsprodukten eintreten kann l j eder z e i t  Eins i cht 

nehmen können . 

(6) Die gewerbl i chen Verwender von Bioz iden s ind verp f l i chtet l 

zumindest die notwendigen Maßnahmen hins i cht l ich des Gesund­

hei t s - und Umwel t schutzes am Arbei t splatz zu ergre i fen l die  s ich 

aus den S icherhei t sdatenblätt ern entnehmen lassen . We it ergehende 

e inschlägige arbe i tnehmerschutzrecht l i chen Vorschri f t en l  insbe -

sondere des Arbei tnehmerInnenschutzgeset z e s l BGBl . Nr . 450 / 19 9 4 1 

bleiben unberührt . 
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IV . Abschn i t t  

Werbung 

§ 20 . ( 1) In al len Medi en , die ni cht ausschl i eßl ich e inem 

gewerbl ichen oder wis senscha f t l i chen Fachpubl ikum zugängl ich 

s ind , darf nur für zugelassene Bioz ide geworben werden . 

( 2 )  D i e
'
werbung für Bioz ide muß unbes chadet des Abs . 3 die Sätze 

" Bioz ide s i cher anwenden . Vor Gebrauch stets Et iket t  und 

Produkt informat ion l es en " in e iner derart igen Au fmachung oder 

akust i s chen Aus führung enthalten , daß s ich diese Sät z e  von der 

Werbebot scha f t  deu t l i ch abheben . 

(3 ) Das Wort " Bioz id " im ersten gemäß Abs . 2 vorgeschri ebenen 

Sat z dar f durch die genaue Beschre ibung der Produktart , für die 

geworben wird ( z . B . " Holz schutzmi t t e l " ,  " De s inf ekt ionsmi t t e l " , 

" Biozid für den Ober f lächenbereich " , " Ant i foul i ngmi t t e l " )  er­

s e t z t  werden . 

( 4) § 4 Abs . 3 i s t  auch be i der Werbung für Bioz ide zu beachten . 

Bioz idregi s t er 

§ 21. ( 1) Bioz ide s ind g l e i chzeitig mit ihrer Zulas sung unter 

e iner f ort l au f enden Nummer ( Bioz idreg ist ernummer ) in das vom 

Bundesminister für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  ge führt e  amt l i che 

Bioz i dregi s ter e inzutragen . Bei der Führung des Bioz idreg i sters 

hat s ich der der Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend und Fam i l i e  

d e s  Umweltbundesamtes z u  bedienen . 

( 2 )  In das Bioz idregi ster s ind a l l e  Angaben , die  im Zulas sungs­

antrag gemäß § 7 enthal t en s ind sowie a l l e  Angaben , die i n  

Abänderu�gsanträgen gemäß § 12 Abs . 2 oder Erneuerungsant rägen 

gemäß § 14 enthal ten s ind , unverzügl i ch e inzutragen . 
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Darüberhinaus s ind a l l e  Ere igni s s e , die Recht s f o l gen für e ine 

Bioz i dzulassung ausl ösen , mit ihrem Datum unverzügl i ch in das 

Bioz idreg i s t er e inzutragen . 

( 3 ) In das Bioz idregi st er kann j edermann während der Amt s stunden 

Eins i cht nehmen , an Ort und S t e l l e  Abschri f t en selbst anf ert igen 

oder nach Maßgabe der vorhandenen techni schen Mögli chkei t en auf 

seine Kosten e inen Auszug anfertigen lassen . 

(4 ) Die Ermit t lung und Verarbe itung von Daten zum Zweck der 

automat ionsunt ers tüt z t en Führung des Bioz idreg i s ters i s t  

zuläss i g . 

(5) § 2 7  g i l t  s inngemäß . 

Amt l i che s Biozidve rze ichn i s  

§ 2 2 .  ( 1 )  Bis  zum 3 1 . März eines j eden Kal enderj ahres hat der 

Bundesminister für Umwelt , Jugend und Fami l i e  das amt l i che 

Bioz i dverze i chni s  zu verö f f ent l ichen . 

(2 ) In dieses Verz e i chnis s ind alle  zugelassenen Bioz ide 

auf zunehmen , für die die Zulas sungsinhaber dem Bundesmini ster 

für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  bis zum 3 1 .  Oktober des 

vorausgegangenen Kalenderj ahres bekannt gegeben haben , daß s i e  

das Bio z i d  i m  folgenden Kal enderj ahr i n  Verkehr zu bringen 

beabsi cht igen . 

( 3 )  In diesem Ver zei chnis s ind für j edes zugelassene Bioz id 

fol gende Angaben zu verö f fent l i chen: 

1 .  die Bioz idregisternummer , 

2 .  die Handel sbez e ichnung , unter der das Bio z id zugelassen 

worden i s t , 
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3 .  den Namen ( Firma ) und die Anschr i f t  des Zulassungsinhabers 

sowie seine s schr i f t l i ch bevol lmächtigten 

Vertri ebsunternehmers , 

4 .  der oder di e Namen ( nach international anerkannten oder 

verkehrsüb l i chen Bez e i chnungen ) und die Menge oder Mengen 

des im Bio z i d  enthaltenen Wirks tof fes oder der im B i o z id 

enthal tenen Wirksto f f e ,  

5 .  die zugelas s enen Verwendungsbe s t immungen mit folgenden 

Angaben : 

a )  die Verwendungs zwecke , 

b )  die Au fwandmengen oder die Aufwandkonzentrat ionen , 

c )  die Verwendungsarten und die Verwendung s z e i tpunkt e  und 

d )  die zuläs s igen Rückstandshöchstwert e , 

6. die gefähr l ichen E igenschaften und die sonst igen s i ch aus 

der Verwendung ergebenden Gefahren für di e Umwel t  oder die 

Gesundhei t  von Mensch und Tier und 

7. die Verha l t enshinwei s e  im Hinbl ick auf die  Verwendung und 

die  S icherhei t sratschläge . 

( 4 )  Das amt l i che Bioz idverz e ichni s  i s t  vorn Umwe l tbundesamt gegen 

angemes s enen Kost enersat z an j edermann abzugeben . 

G i f t informat ion s z entra l e  

§ 23. (1) Der beim Bundesmini ster für Gesundhei t , Sport und 

Konsumentenschutz  e inzurichtenden G i f t informat ionsz entrale s ind 

die Angaben , die für die Erkennung und die Behandlung von 

Verg i f tungs fäl len , die durch Bioz ide verursacht worden s i nd ,  

insbesondere die Angaben über die i n  Verkehr gebrachten Bioz ide 

e inschl ießli ch ihrer Ident i tät , chemi schen Zusammensetzung und 

Maßnahmen bei unbeabs icht igter Einnahme vorn Zulas sung s inhaber 

späte s t ens g le ichz e i t ig mit dem erstmaligen Inverkehrbringen zu 

melden . 

20/SN-356/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)38 von 121

www.parlament.gv.at



28 

(2) Sowei t  dies zur Vorbeugung und He i lung oder Linderung von 

Erkrankungen , die durch Bioz ide und ihre Bestandt e i l e  unmittel­

bar oder mi t t e lbar hervorgeru fen werden können , erforder l i ch 

i s t , hat der Bundesminister für Gesundhei t ,  Sport und 

Konsument enschutz durch Verordnung Ärz t e , die zur Behandlung 

oder Beurtei lung der Folgen e iner Erkrankung hinzugez ogen 

werden , bei der zumindest der begründete Verdacht bes t eht , daß 

s i e  durch ein B i o z id oder durch einen Bes tandt e i l  oder durch ein 

Abbauprodukt eines Bioz ides verursacht worden i s t , zu 

verp f l i cht en , die s e  Krankhe i t s fälle  der Gi f t inf ormat ions z entrale 

schr i f t l ich mitzutei len . In dieser Verordnung s ind unt er 

Bedachtnahme au f die Grundsätze der E infachhe it und Raschheit 

und auf den umfas senden Schut z mögli cher Betrof f ener Art , 

Inhalt , Umfang und Form der Mi ttei lungen näher zu best immen . 

( 3 )  Die Gi f tinformat ions z entrale hat diese Angaben , wenn der 

Verdacht au f e ine Vergi f tung durch die Verwendung eines Bioz ides 

besteht , an a l l e  Personen , di e an der Aufklärung des Fal l e s  oder 

an der Behandlung mi twirken , wei t erzugeben . Im übrigen s ind die 

Angaben über B ioz ide , die der Vergi f tungszentrale vorl iegen , 

sofern es s ich dabei um schut zwürdige personenbezogene Daten 

handelt , vert raul ich zu behandeln und dürfen nur dazu verwendet 

werden , e ine Anfrage medi z inischen Inhal t s  mit der Angabe von 

vorbeugenden und hei l enden Maßnahmen zu beantworten , 

insbesondere in Not f ä l l en . 

Wirkstoffe 

§ 24. ( 1) Stof f e ,  die als Wirkstof fe in Bioz iden verwendet 

werden , dürfen zu diesem Verwendungs zweck nur dann in in Verkehr 

geset z t  (§ 2 Abs . 9 ChemG ) werden : 

1. wenn der Stof f a l s  Wirkstof f in e inem Biozid nachwe i s l i ch 

berei t s  vor dem Inkra f ttreten dieses Bundesge s e t z es lm 

Bundesgebie t  in Verkehr war und in di esem Fal l nur 

sol ange , bi s die Kommi s s ion der Europäi schen Union diesen 
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Wirkst o f f  gemäß Art . 10 und 11 der Richt l inie . . .  EWG 

( Bioz idricht l ini e )  bewertet hat , 

2. zu Zwecken der Forschung und Entwicklung gemäß § 2 6, 

3 .  wenn der Wirksto f f  in Anhang I der Bioz idricht l inie 

angeführt ist oder 

4. wenn für den betre f fenden Wirks t o f f  berei ts e in Ant rag 

gemäß Abs . 2 gest e l l t  worden i s t , der den dort 

f e s tgelegten Er forderni s sen ent spr icht und wenn die sen 

Unterlagen e ine Erklärung beige fügt i s t , aus der 

hervorgeht , daß der Wirksto f f  in Bioz iden verwendet 

werden soll . 

(2) Wer beabs icht igt , einen Stof f herzustel l en oder zu 

import i eren , der als Wirksto f f  für Bioz ide verwendet werden 

sol l , kann beim Bundesmini s t er für Umwelt , Jugend und Fami l i e  

beantragen , daß dieser der Weiterlei tung der Antrag sunt er lagen 

an die Kommi s s ion der Europäischen Union und an die zust ändigen 

Behörden der Mit g l i edsstaaten der Europäi schen Union zust immt 

und der Kommi s s ion der Europäi s chen Union gemäß Art . 10 der 

Bio z i dr icht l inie emp f i ehl t ,  den Sto f f  als Wirksto f f  in den 

Anhang I der genannt en Rich t l inie au f zunehmen . Diesem Antrag 

sind ,  unbes chadet des Abs . 3 ,  Angaben und Unt erlagen zu 

folgenden Punkten anzusch l i eßen : 

1. Mindestreinheit sgrad des Wirksto f f s , 

2 .  Art und den Höchstgehalt best immter Verunreinigungen , 

3 .  Art des Produkt s ,  in dem er verwendet werden dar f ,  

4 .  Art und We i se der Anwendung , 

5. F e s t legung von Anwender -Kategor ien ( z . B .  gewerblich , oder 

n i cht ) , 

6. andere besondere Bedingungen au fgrund der Beurt e i lung der 

Angaben und Unterlagen gemäß Abs . 3 ,  

7 .  F e s t legung 

a )  des angemessenen S chutzes der Anwender und 

b )  gegebenenfalls der für den Menschen zuläss igen Tagesdo ­

s i s  ( ADI -Wert ) und 

8. Verbleib und Verhalten ln der Umwel t  und Auswirkungen auf 

Organ i smen , die nicht zu den Z i elorgani smen gehören . 
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(3 ) Wei ters s ind dem Antrag d i e  Angaben und Unt erlagen über den 

Wirksto f f ,  die für e inen Antrag gemäß § 7 zum Wirksto f f  

vorgeschrieben s ind und die Angaben und Unt erlagen über 

zuminde st e in Bio z i d ,  das den betre f f enden Sto f f  a l s  Wirks t o f f  

entha l t en sol l , die  gemäß § 7 zum Biozid vorges ehen s ind , 

anzuschl ießen . 

(4 ) Der Bundesmini ster für Umwel t , Jugend und Fami l i e  nimmt 

innerhalb von s echs Monaten nach Eingang des vo l l s tändigen 

Antrages die Beurt e i lung vor . 

(5) S t e l l t  s i ch während der Beurt e i lung der Unt erlagen heraus , 

daß we i t ere Angaben und Unt erlagen benöt igt werden , fordert die 

Behörde diese beim Antrags t el ler nach . Die Ent s cheidungs f r i s t  

beginnt e r s t  an dem Tag , an dem Antrag vol l ständig vorl i egt . 

(6) Der Bundesminister für Umwelt , Jugend und Fami l i e  hat dem 

Antrag gemäß Abs . 2 statt zugeben und der Zule i tung der 

Unterlagen an die Kommiss ion der Europäi s chen Union zuzust immen 

sowie die  Emp fehlung über die Aufnahme des Wirks t o f f e s  in Anhang 

I der Bioz idricht l inie für höchst ens z ehn Jahre an die 

Kommi s s ion der Europäischen Union aus zusprechen , wenn die 

Beurtei lung der Unt erlagen ergibt , daß der beantragte Sto f f  und 

zumindest ein Bio z i d ,  das diesen Sto f f  a l s  Wirkst o f f  enthäl t ,  

den Zulassungsvorausset zungen gemäß § 10 Abs . 1 ent spri cht . Die 

Emp fehlung i s t  au f j ene Produktarten des Anhangs V der 

Bioz idr icht l inie zu beschränken , für die ausrei chende Angaben 

und Unt erlagen gemäß § 7 vorgelegt worden sind . 

(7 ) D i e  Emp fehlung der Au fnahme e ines Wirksto f f s in Anhang I 

der Bioz i dricht linie ist  abzulehnen , wenn di e Beurtei lung der 

Angaben und Unterlagen ergibt , daß die Zulas sungsvorausset zungen 

gemäß § 1 0  nicht e ingehalten werden können oder wenn in Anhang I 

der Bioz idricht l inie für dieselbe Art von Produkten ein anderer 

Wirksto f f  oder ein anderes Kontro l lverfahren exi s t i ert , wodurch 

nach dem j ewei l igen Stand der wis senscha f t l i chen und t e chn i s chen 
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Erkenntnisse e ine erhebl ich geringere Gefahr für die Umwe l t  oder 

für die Gesundheit von Mensch und Tier best eht . Wird e ine solche 

Ablehnung erwogen , i s t  nach den gemeinsamen Grundsät z en (§ 10 

Abs . 9 )  für die Unterlagenbewertung e ine Bewertung der 

alterna t iven Wirks t o f f e  oder Verfahren vorzunehmen , um zu 

prü f en , ob s i e  dieselbe Wirkung auf die  Z i elorgani smen 

ent f a l t en . 

(8) Unter sinngemäßer Anwendung der Abs . 2 bis  7 kann auch die 

Zust immung und Empf ehlung dazu beantragt werden , daß die 

Anführung eines Wirksto f fes , der bere i t s  in Anhang I der 

Bioz i dricht l inie ange führt i s t , erneuert wird oder dazu , daß die 

Eintragungen in Anhang I die ser Richt l inie geändert werden . 

Me ldep f l i chten 

§ 25. (1) Der Ant ragste l l er (§ 6) hat dem Bundesminister für 

Umwel t , Jugend und Fami l i e  

1. a l l e  ihm nach der Ant ragstei lung bekanntg ewordenen 

Beobachtungen und Erkenntni sse , die mit den 

Zulas sungsvorausset zungen (§ 1 0  Abs . 1 )  nicht im E i nklang 

s t ehen , e inschl i eßl ich des Datums des Bekanntwerdens 

unverzügl ich nach diesem Datum und 

2 .  j ede Änderung der Angaben , die den vorgel egten 

Zulassungsantrag (§ 7 )  betref fen einschl i eßlich des Datums 

der Änderung unverzüg l i ch nach dem Eintri t t  der Änderung 

schr i f t l ich zu me lden . 

( 2 )  Der Zulassungs inhaber oder der schr i f t l i ch bevol lmächtigte 

Vertriebsunternehmer e ines zugelassenen Bioz ides hat dem 

Bundesmini s t er für Umwe l t ,  Jugend und Fami l i e  f olgendes 

schr i f t l ich zu melden : 

1. a l l e  ihm nach der Zulas sung bekanntgewordenen 

Beobachtungen und Erkenntni s s e  über die Auswirkungen des 

Wirkstof f e s  oder des Bioz ides auf die Umwel t  oder die 
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Gesundheit von Mensch und Tier , insbesondere solche , die 

mit  den Zulassungsvorausset zungen (§ 10 Abs . 1 )  nicht im 

Einklang s t ehen , einschl i eßl i ch des Datums des 

Bekanntwerdens unverzüglich nach diesem Datum , 

2 .  d i e  Namen ( nach internat ional anerkannten oder 

verkehrsübl i chen Bez e ichnungen ) und die Mengen der 

e inzelnen Wirkstof f e ,  der j ährl i ch von ihm in Verkehr 

gebracht en Bioz ide spätestens drei Monat e nach Ablauf des 

Kalenderj ahres , 

3 .  die Aufgabe des S i t z e s  oder Wohns i t z e s  innerhalb des 

Gebietes der Europäi s chen Union e inschl i eßl i ch des Datums 

der Aufgabe unverzügl ich nach diesem Datum und 

4. j ede sonst ige Änderung , die den Namen ( Firma ) oder die 

Ans chr i f t  des Zulassungs inhabers ,  des schr i f t l i ch 

bevol lmächt igten Vert riebsunternehmers oder des 

Hers t e l l ers des Wirks tof fes des zugelas senen Biozide s , die 

Herkunf t  oder Zusammenset zung des Wirks t o f fes oder des 

Bioz ides betri f ft ,  einschl i eßl i ch des Datums der Änderung 

unverzügl ich nach der Änderung . 

(3 ) Der Herst e l l er e ines Wi rksto f f e s  und der Zulas sungs inhaber 

eines Biozides haben dem schr i f t l i ch beauftragt en Vertriebs ­

unternehmer a l l e  Angaben und Unt erlagen , die s i ch au f das ver­

triebene zugelassene Biozid bez i ehen , unverzügl ich nachdem diese 

ihnen bekanntgeworden oder zugegangen sind ,  zur Verfügung zu 

s t e l l en . 

Forschung und Entwicklung 

§ 26 . ( 1 )  Die  Prüfungen und Versuche zu Fors chungs - oder 

Entwi cklungszwecken , bei denen ein nicht zugelas s enes Bioz id 

oder ein Wirkstof f ,  der aus s chließlich in e inem nicht 

zugelas senen Bioz id verwendet wird , hergestel l t , e inge führt oder 

verwendet wird , dürfen nur dann durchge führt werden , wenn: 
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1. bei wis senscha f t l icher Forschung und Entwicklung di e 

verantwort l ichen Personen s chri f t l i che Au f z e ichnungen 

führen , in denen die genaue Bescha f f enhei t  und Herkunf t  

d e s  Erzeugnisses oder Sto f f e s  f estgehalten wird , ein­

s ch l i eßl i ch der Kenn z e ichnungsdaten , der gel i e f erten 

Mengen sowi e Namen und Adressen der Personen , die das 

Erzeugnis oder den S t o f f  erha l t en haben , und ferner 

Unterlagen ers t e l l en ,  in denen a l le ver fügbaren Angaben 

über mögli che Auswirkungen auf die Umwel t  oder die 

Gesundhei t  von Mensch und Tier enthal ten s ind . Diese 

Informationen müssen auf Verlangen der Behörde zur 

Ver fügung gestellt  werden oder 

2. bei verfahrenst echnisch orient i erter Fors chung und Ent ­

wicklung die nach Z 1 verlangten Informat ionen der 

Behörde sowie der zuständigen Behörde des Mit g l i eds t aa t s  

der Europäischen Union , i n  dem e in Versuch oder eine 

Prü fung durchge führt werden sol l ,  vor der E infuhr oder der 

Verwendung übermit t e l t  werden . 

(2) E in nicht zugelassenes Bioz id oder ein Wirksto f f ,  der 

aus schl i eßl i ch zur Verwendung in Bioz iden best immt i s t , darf 

nur mit behördl icher Genehmigung für Versuche , die e ine 

Fre i s e t zung in die Umwel t  e inschl i eßen oder bewirken können , 

verwendet werden . Ein ent sprechender Antrag i st beim 

Bundesmini s t er für Umwel t , Jugend und Fami l i e  vor der 

Durchführung des Versuches unter Anschluß al ler Unt erlagen zum 

Versuch , die des s en Beurtei lung hins i cht l i ch der zu erwart enden 

Auswirkungen au f das Versuchsgebiet , auf die Z i elorgani smen 

sowie auf die  Umwelt oder die Gesundheit von Mensch und T ier 

ermögl i chen , e inzubringen . 

(3)  Der Bundesminister für Umwel t , Jugend und Fami l i e  hat einem 

Ant rag gemäß Abs . 2 mit Bescheid statt zugeben , wenn s i cher­

ges t e l l t  i s t , daß der Versuch keine S chäden im Versuchsgebie t  

verursachen wird , keine unnöt igen Leiden oder S chmerz en f ü r  d i e  

Z i e l organismen mit s i ch bringen wird und nach dem S t and der 
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wis senscha f t l i chen Erkenntnisse schädl i che Auswirkungen au f die 

Gesundheit von Mensch oder Tier oder ein nachte i l iger Ein f luß 

auf die Umwel t  ausgeschlossen werden können . In diesem Bescheid 

s ind di e verwendete Menge und die behandel ten Berei che zu 

bez e i chnen und gegebenenfal l s  die Auf lagen und Bedingungen 

vorzusehen , die für e ine ge fahrlose Durchführung des Versuches 

notwendig s ind . 

(4 ) Fal l s die Versuche in e inem anderen Mitgl iedstaat der 

Europäi s chen Union a l s  dem , in des sen Gebiet da s Bioz id in 

Verkehr gebracht wird , stat t f inden , hat der Antragstel ler die 

Zulas sung für Versuchs zwecke bei der zuständigen Behörde des 

Mitg l i eds�aat s ,  auf des sen Gebiet die Versuche durchge führt 

werden sollen ,  zu beantragen . 

(5) Der Bundesminister für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  kann 

best immten natürl ichen und j ur i s t i schen Personen , die über 

e inschlägige Fachkenntnisse und Erfahrung ver fügen , mit Bescheid 

die Ermächtigung erte i len , Versuche durchzu führen , ohne daß eine 

Genehmigung gemäß Abs . 2 und 3 erforder l i ch i s t , wenn die s e  

Personen nur solche Versuche durchführen , d i e  durch Verordnung 

gemäß Abs . 6 geregel t  s ind . 

( 6 )  Mit Verordnung , die unter Bedachtnahme auf die S icherung 

der Vermeidung von Gefahren für die Umwel t  und die Gesundhei t  

von Mensch und T i e r  sowie auf verglei chbare Regelungen anderer 

inländ i s cher oder ausländi s cher Vorschri f t en ,  insbesonder e  auf 

die einschlägigen Regelungen der Europäischen Union zu erlassen 

i s t , hat der Bundesminis ter für Umwel t ,  Jugend und Fami l i e  

Kriterien für die Durchführung best immter Versuche , insbe sondere 

betre f fend die Höchstmengen von Wirks tof fen oder Bioz i den , die 

bei Versuchen freigesetzt werden dürfen,  sowi e Art und Umf ang 

der die  Versuche betre f fenden Angaben und Unt erlagen , die nach 

Abs . 2 vorzulegen s ind , f e s t zuset z en . 
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Vertrau l ichkeit 

§ 27. ( I )  Der Ant rag s t e l l er und der Zulas sungsinhaber s ind 

berecht igt , best immte Angaben zu bez e ichnen , di e ihres Eracht ens 

e in Geschä f t s - oder Betriebsgeheimnis dars t e l len und deshalb 

vertraul i ch behandelt werden sollen . Dazu s ind der Behörde 

geeignet e  Nachwei s e  vorzulegen . Gelangt die Behörde zur 

Auf fa s sung , daß es s ich bei best immten bez e i chneten Informa ­

t i onen tat sächlich um Geschä f t s - oder Betriebsgehe imn i s s e  

hande l t , so hat s i e  - so fern die Best immungen des Umwe l t ­

informat ionsgeset z e s , BGBl . Nr . 495/ 19 9 3 ,  nicht anderes vorsehen 

und s o f ern dem nicht andere überwiegende Int ere s s en 

entgegenst ehen - für e ine vertrauliche Behandlung di eser 

Informat ionen Sorge zu tragen . 

(2) Insbesondere folgende Angaben s t e l len j eden f a l l s  kein 

Betrieb s - oder Geschäf t sgeheimnis dar und s ind von j eder 

vertrau l i chen Behandlung au sgeschlos s en : 

1. der Name ( di e  Firma ) des Antragstel l ers , 

2 . der Name ( di e  Firma ) des Herstel lers des Bioz ides 

3 .  der Name ( di e  Firma ) des Herst e l lers des Wirksto f f s , 

4. die Bez e ichnungen und die Ante i le des Wirksto f f s  oder der 

Wirks t o f f e  am Bioz id und die Bez e ichnung des Biozide s , 

5. die Bez e ichnung anderer im Bio z id entha l t ener Sto f f e , die 

e ine gefährl i che Eigenschaf t  im Sinne des § 2 Abs . 5 

aufwe i s en ,  

6. die phys ika l i sch-chemischen Angaben zum Wirks t o f f  und zum 

B io z id e inschl i eßl i ch der gefährl ichen E igenschaften gemäß 

§ 2 Abs . 5 ChemG , 

7 .  die  Ver fahr en , mit denen der Wirks to f f  oder das Bio z id 

unschädl i ch gemacht werden können , 

8. die Zusammenfas sung der Ergebnisse der gemäß § 7 

verlangten Angaben und Unterlagen zum Nachwei s  der 

Wirksamkeit des Sto f fes oder Erzeugni sses sowie der 

Auswirkungen auf die Umwel t  und auf die  Gesundheit von 

Mensch und Tier , 
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9 .  die Methoden und Vors i cht smaßnahmen , die zur Verringerung 

der Ge fahren bei Umgang , Lagerung , Transport und Gebrauch 

sowie bei Feuer oder anderen Ge fahren emp f ohlen werden , 

10. die Ana lysemethoden gemäß § 7 Z 5, 

11. die Methoden zur s chadlosen Bes e i t igung des Bioz ide s , 

s einer Bestandte i l e  und Abbauprodukte sowie s e iner 

Verpackung , 

12 . die im Fa l l e  eines versehent l i chen Verschüt t ens oder 

Aus lauf ens zu tre f f enden Dekontaminierungsmaßnahmen und 

13. die geeigneten Maßnahmen der Ersten H i l f e  und die  

angez eigte medi z ini sche Behandlung im Ver let zungs- oder 

Verg i f tungs fa l l . 

(3 ) Veröf fent l i cht der Herstel ler eines Wirksto f fe s  oder e ines 

Biozide s , der Import eur , der Ahtragsteller oder der Zulas sungs ­

inhaber spät er Angaben , die zuvor vertrau l i ch behandel t  werden 

mußt en , so hat derj enige , der die Verö f fent l ichung vorgenommen 

hat ,  die  Behörde davon zu unterricht en . Die bet re f fenden Angaben 

s ind unmit t elbar nach ihrer Verö f fent l ichung nicht mehr a l s  

Geschä f t s - oder Betriebsgeheimnis z u  betracht en und nicht mehr 

vertraul ich zu behandeln . 

(4) § 4 2  Abs . 3 ChemG g i l t  s inngemäß . 

verschwiegenhei t sp f l i cht 

§ 28 . Sowei t  nicht anderes best immt i st ,  s ind Personen , denen 

vertrau l i che Angaben oder Unterlagen im Sinne des § 2 7  Abs . 1 

aus schl i eßl ich aus ihrer beru f l i chen Tätigkeit bekannt geworden 

s ind , zur Wahrung der Vertraul i chkeit dieser Angaben oder 

Unt erlagen in den Fäl l en verp f l ichtet , in denen an der 

Vertraul i chkei t  e in überwiegendes schut zwürdiges Interess e  

bes t eht . 
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Gebühren 

§ 29 . (1) Von den Part eien ( Antrags t e l lern ) s ind 

1. für die nach diesem Bundesge s e t z  vorzunehmenden 

Untersuchungen und Begutachtungen , die au f Grund eines 

Parteienantrages erforder l i ch s ind , Unt ersuchungs - und 

Begutachtung sgebühren und 

2 .  für Verö f fent l ichungen im amt l i chen Bioz i dver z e i chni s  

( §  2 2 )  Verö f fent l ichungsgebühren 

zu entricht en . 

(2 ) Der Bundesminister für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  hat die 

Höhe der Gebühren ent sprechend den erfahrungsgemäß im 

Durchschnitt erwachsenden Kosten der Untersuchungen , 

. Begutachtungen und Verö f f en t l i chungen durch Verordnung in e inem 

Tari f  f es t zulegen . 

(3 ) Die Gebühren s ind vom Bundesmini s ter für Umwel t , Jugend und 

Fami l i e  mit Bescheid vorzus chreiben . 

( 4 )  Überdie s  haben die Parteien für die mit den Unt er suchungen 

und Begutachtungen ( Abs . 1 Z 1) im Zusammenhang s tehenden 

Aus l agen , wie etwa Abgeltungen für di e Inanspruchnahme von 

Versuch s f l ächen oder Ent sorgungskosten,  au f zukommen . Diese 

Kos t en s ind Baraus lagen im Sinne des § 7 6  AVG und vom 

Bundesmini s ter für Umwelt , Jugend und Fami l ie mit  Bescheid 

vorzuschreiben . 
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v .  Abs chnitt 

Überwachung 

§ 3 0 .  (1) Der Landeshauptmann ist  zur behördlichen Überwachung 

der Einhaltung der Vorschri f t en dieses Bundesge s e t z e s  und der 

darauf beruhenden Verwaltungsakt e sowie der auf Bioz ide 

anzuwendenden verordnungen der Europa i schen Union zustandig . "  

(2 ) Der Landeshauptmann hat s ich bei der Überwachung fach l i ch 

be fahigter Personen a l s  Organe zu bedi enen . Der Bundesminister 

für Umwelt , Jugend und Fami l i e  kann durch Verordnung nahere Vor­

schri f t en über die fachl i che Befahigung dieser Organe erlassen . 

(3 ) Der Bundesminister für Umwelt , Jugend und Fami l i e  hat den 

Bundesmini ster für Arbei t  und Soz iales von a l l en Zulas sungen ge­

maß § 10 und Meldungen gemaß § 25 unverzügl i ch in Kenntni s zu 

set z en , sowei t  dies zur Wahrung des Arbei tnehmerschutzes  durch 

die Arbei t s inspekt ion erforderl ich i s t . Sowei t  es zur Wahrung 

des Arbeitnehmerschutzes  durch die Verkehrs -Arbei t sinspekt ion 

erforderl i ch ist , i s t  auch der Bundesminis ter für ö f f ent l i che 

Wirt schaf t  und Verkehr hi evon in Kenntnis zu s e t z en . 

§ 3 1. (1) Die Organe des Landeshauptmannes sowie di e von diesem 

herangezogenen Sachverstandigen sind befugt , überal l ,  wo durch 

dieses Bundesgese t z  erfaßte Bioz ide oder Sto f f e , die 

aus schl i eßl i ch als Wirksto f fe in Bioz iden e inge set z t  werden , 

hergest e l l t , in Verkehr geset z t , verwendet oder beseit igt 

werden , Nachschau zu hal t en . 

(2 ) Die Nachschau i st , außer bei Gefahr im Verzug , wahrend der 

übl ichen Gescha f t s - oder Betriebsstunden und unt er Bei z iehung 

eines informierten Betriebsangehörigen vorzunehmen . 
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(3 ) Betri f f t d i e  Nachschau Bioz ide oder deren Bestandt ei l e ,  die 

nach den zollge s e t z l i chen Vorschri ften zol lhäng ig s ind, so dar f 

die Nachschau nur bei e inem Zol lamt oder anläßl i ch e iner das 

Biozid oder deren Bestandt e i l e  betref f enden Zollamt shandlung 

vorgenommen werden; in Zol lagern oder einer Zol l frei zone i s t , 

während s i e  für Z o l lamtshandlungen geöf fnet s ind , die Nachschau 

j eder z e i t  statthaft . 

( 4 )  Bei j eder Nachschau i s t  darau f Bedacht zu nehmen , daß j ede 

nicht unbedingt er forderl i che Störung oder Behinderung des Be­

triebes vermieden wird . 

§ 32. ( 1 )  Die gemäß den § §  3 0  und 3 1  zur Überwachung be fugten 

Organe und Sachverständigen dür fen Herstel lungsver fahren und 

Arbei t s einrichtungen überprü fen sowie Proben von Bioz iden oder 

ihren Bestandt e i l en sowie von Gegenständen , insbesondere 

Pf lanz en , Text i l i e n ,  Was ser oder Erdre ich , die durch Bioz id­

rückstände belastet s ein können , im er forderl i chen Ausmaß 

entnehmen . 

(2 ) Die entnommene Probe i s t , sowe it dies ihrer Natur nach mög­

l ich i s t  und hi edurch nicht ihre einwandfreie Beurte i lung ver ­

e i t e l t  wird , in zwei gleiche Teile  zu teilen,  die amt l ich zu 

versch l i eßen sind . Der eine Teil ist der Untersuchung 

zuzuführen , der andere der Partei zu Bewe is zwecken 

zurückzulas sen . 

(3 ) I s t  e ine Tei lung der entnommenen Probe ihrer Natur nach 

nicht mögl ich , so i s t  die Probe ohne vorherige Tei lung der 

Untersuchung zuzu führen . Sind noch augenscheinl i ch glei che 

Einhei t en des Bioz ide s oder seiner Be standt e i l e  vorhanden , so 

i s t  e ine E inheit zu entnehmen und der Part e i  zurückzulassen . 

( 4 )  D i e  entnommene Probe i s t  darauf zu untersuchen ob die Vor ­

s chr i f t en dieses Bundesgeset z es und der auf s einer Grundlage er­

lassenen Verwaltungsakte in bezug auf dieses Bioz i d  oder s einer 
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Bestandte i l e  e ingehalten wurden . Sowe i t  d i e s  zur Durchführung 

eines ordnungsgemäßen Ermi t t lungsverfahrens erforderl i ch i st , 

s ind für die Untersuchung der Probe sachkundige Personen oder 

geeignet e  E inrichtungen a l s  Sachverständige heranzuz i ehen . 

( 5 )  Auf Verlangen des Geschä f t s - oder Betriebsinhabers hat der 

Bund für eine entnommene geldwerte Probe eine von der 

zuständigen Überwachungsbehörde zu be st immende Ent s chädigung in 

der Höhe des E ins tandspreises zu l e i s ten . Die Ent s chädigung 

ent fä l l t , wenn au fgrund dieser Probe e ine best immt e Person 

bestra f t  oder auf den Verf a l l  der betre f f enden Ware erkannt 

worden i s t . Für Proben oder Einhe i t en ,  die der Partei  zu Bewe i s ­

zwecken zurückgelassen worden s ind , i st keine Ents chädigung z u  

l e i s t en . 

( 6 )  Die Landeshauptmänner haben unt er dem Gesicht spunkt e i ner 

zweckmäßigen und wirksamen Kontrol l e  j ewei l s  für das folgende 

Kal enderj ahr Richtl inien für die Überwachung der E inhal tung der 

nach den Bestimmungen dieses Bundesgeset z es und s einer 

Verordnungen und der sich aus den Zulas sungen ergebenden 

Verwendungsvorschr i f t en für best immte Bioz ide zu erlassen 

( Revi s ions - und Probenplan ) und dem Bundesmini st er für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  mi t zutei len . 

§ 33. ( 1) Die Zulas sungsinhaber , die Geschä f t s - oder 

Betriebs inhaber sowie ihre S t e l lvertreter und Beauftragten s ind 

verp f l i cht e t , den gemäß den § §  30 und 3 1  zur Überwachung 

befugten Organen und Sachverständigen Eins i cht in di e nach 

diesem Bundesge s e t z  und seinen Verordnungen zu führenden 

Auf z e ichnungen zu gewähren . S i e  haben die Überwachungsmaßnahmen 

gemäß § §  3 1  und 3 2  zu dulden , die erforderl i che Unt erstüt zung zu 

l e i s t en und al l e  zur Überwachung erforder l ichen Auskünf t e  zu 

erte i l en . 
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( 2 )  Weigert s i ch der Geschä f t s - oder Betr i ebsinhaber oder s e in 

Stel lvertreter oder Beauftragt er die nach diesem Bundesge setz  

vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen zu dul den , so können diese 

erzwungen werden . Dabei haben Organe des ö f f ent l i chen S i cher ­

hei t sdi enstes durch S icherung der Amt shandlungen der Auf s i cht s ­

organe mit zuwirken . Die Organe des Landeshauptmanns können s i ch 

di es fal l s  auch de s ört l i ch in Betracht kommenden Be z i rksgendar ­

meriekommandos bedi enen . 

§ 34 . Die Kosten der Überwachungsmaßnahmen s ind dem gemäß § 3 3  

Verp f l i chteten au fzuerlegen , wenn in e inem Stra fver fahren 

recht skräf t ig festgestellt worden i s t , daß er Vorschr i f ten 

dieses Bundesgeset z e s  oder darauf beruhender Verwal tungsakt e 

nicht e ingehalten hat . 

§ 35 . ( 1) Ergibt s i ch bei den Überwachungsmaßnahmen der begrün­

dete Verdacht , daß Vorschri f t en dieses Bundesge s e t z e s  oder 

darauf beruhender Verwal tungsakte ni cht e ingeha l ten wurden und 

wei tere Maßnahmen des Bunde sministers für Umwe lt , Jugend und 

Fami l i e  erforderl ich sind ,  so ist  di esen unverzüg l ich 

schri f t l i ch Mit t e i lung darüber zu machen . 

( 2 )  Der Landeshauptmann hat dem Bunde sminister für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  über die durchge führten Überwachungsmaßnahmen 

j ährl ich schr i f t l i ch zu ber i chten . 

B e s chlagnahme 

§ 36 . (1) Die Überwachungsorgane haben Bioz ide , die diesem 

Bundesgesetz unterl i egen , e inschl i eßl ich ihrer Verpackung ( im 

folgenden " Gegens tände " genannt ) vorl ä�fig zu beschlagnahmen , 

wenn der .begründet e  Verdacht besteht , daß s ie 

1 .  entgegen den in e iner gemäß § 10 er tei l ten Zulassung 

vorgesehenen Bedingungen herges t e l l t , in Verkehr gebracht 

oder verwendet werden , 
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2.  nicht ent sprechend einer gemäß § 10 ert e i l t en Zulas sung 

verpackt oder gekennz ei chnet sind oder 

3 .  ohne die er forderl iche Zulas sung gemäß § 1 0  in Verkehr 

gebracht werden . 

(2) Die Überwachungsorgane haben die vorläuf ige Beschlagnahme 

unverzüglich der ört l ich zuständigen Bezirksverwal tungsbehörde 

anzuz e i gen . 

(3 ) Die Bez irksverwal tungsbehörde hat binnen zwei Wochen nach 

Einlangen der Anz eige gemäß Abs . 2 di e Beschlagnahme mit 

Bescheid anzuordnen , sofern die Vorausset zungen des Abs . 1 

weiter gegeben sind . Wenn die Voraussetzungen des Abs . 1 nicht 

mehr gegeben s ind ,  i s t  der Bescheid unverzügl i ch au f zuheben . 

(4) Das Verfügungsrecht über die gemäß Abs . 1 vorläu f ig be ­

schlagnahmten Gegenstände s t eht zunächst dem Landeshauptmann zu . 

Ab Erlas sung e ine s Beschlagnahmebescheide s  gemäß Abs . 3 s teht 

das Ver fügungsrecht über di e beschlagnahmten Gegenstände der 

Bez irksverwal tungsbehörde zu , die den Beschlagnehmebesche i d  

erl sasen hat . 

(5) Über die vorl äu f ige Beschlagnahme hat das Überwachungsorgan 

dem bi sher Ver fügungsberecht igten e ine Besche inigung aus zuhändi ­

gen , in wel cher der Ort der Lagerung sowie die Art und di e Menge 

der beschlagnahmten Gegenst ände anzugeben s ind . 

(6) Die vorläu f ig beschlagnahmt en oder die beschlagnahmten 

Gegenstände s ind im Betrieb zu belassen . Dies g i l t  nicht , wenn 

die sachgerechte Aufbewahrung nicht gewähr l e i s t e t  i s t  oder wenn 

bei Belassung der Gegenstände ein Mißbrauch zu be fürcht en i s t . 

Belassene Gegenst ände s ind tunl i chst so zu vers ch l i eßen oder zu 

kennze i chnen , daß ihre Veränderung ohne Verletzung der 

Verpackungen oder der Kennz e ichnung nicht mögl i ch i s t . Der über 

die  Gegenst ände bi sher Verfügungsberecht igte i s t  vorn 

Überwachungsorgan oder von der Bezirksverwaltungsbehörde 
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schr i f t l ich auf die  strafgericht l ichen Folgen der Verbringung 

oder Veränderung der beschlagnahmten Gegenstände sowie der 

Verletzung des Diensts iege l s  aufmerksam zu machen . 

( 7 )  Die  Bewahrung der im Betrieb belas senen Gegens tände vor 

Schäden obli egt dem bi sher Verfügungsberechtigt en . S ind hiezu 

besondere Maßnahmen er forderlich ,  so hat der bi sher Ver fü ­

gungsberecht igte die zuständige Behörde vorher zu verständigen , 

sofern nicht Gefahr im Verzug bes t eht . Die Maßnahmen s ind in 

Anwes enhei t  e ines Überwachungsorgans oder eines Organs der 

Bez irksverwaltungsbehörde durchzu führen . Das Organ hat über den 

Vorgang e ine Niederschr i f t  auf zunehmen ,  in der die getro f fenen 

Maßnahmen , die al l fä l l ige Ent fernung e ines Diens t s iege ls und 

des s en neuerl i che Anbringung fest zuhal t en s ind . 

(8) Wenn die vorläu f ig beschlagnahmt en oder die beschlagnahmten 

Gegenstände nicht im Betrieb belassen werden können , hat der 

bisher Ver fügungsberecht igte die Transport - und Lagerkosten zu 

tragen . Über die Kost enersatzpfl i cht ent scheidet die Bez i rks ­

verwal tungsbehörde mit Bescheid . 

(9 ) Während der vorläufigen Beschlagnahme und der Beschlagnahme 

dürf en Proben der Gegenstände nur über Auf trag der zuständigen 

Behörde entnommen werden . 

Vqrl äu f ige Zwangs - und S icherhei t smaßnahmen 

§ 37. (1) In Fäl l en drohender Gefahr für die Umwelt oder die 

Gesundheit von Mensch oder Tier , die durch Bioz ide oder durch 

Gegenst ände , die Bioz idrückstände aufweisen ,  verursacht worden 

i s t , hat die für die Überwachung zuständige Behörde ent sprechend 

dem Ausmaß der Gefährdung mit Bescheid die zur Hintanhaltung 

oder Be s e i t igung der Gefährdung notwendigen Maßnahmen zu 

verfügen . Derart ige Maßnahmen , insbesondere die Verp f l ichtung 

zur Rücknahme eines bere i t s  in Verkehr gebracht en Bioz ids , mit 
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Biozidrückständen belasteter Gegenstände oder die Verö f f ent ­

l ichung von Rückrufakt ionen können auch angeordnet werden , wenn 

die Verpackung oder Kennzei chnung e ines Bioz ides dem 

Zulas sungsbescheid ( §  1 0 ) in einer We i s e  zuwiderlau f en ,  d i e  

geeignet i s t , fal sche Vorstel lungen über d i e  Gefährl i chke i t  z u  

erwecken . 

(2 ) In Fäl l en unmittelbar drohender Ge fahr kann die zur Über ­

wachung zuständige Behörde auch ohne vorausgegangenes Ver f ahren 

und vor Erlas sung eines Bescheides so lche Maßnahmen an Ort und 

S t e l l e  tre f fen; hierüber i s t  j edoch binnen zwei Wochen e i n  

schr i f t l icher Bescheid zu erlassen , widrigenfal l s  d i e  

getro f f enen Maßnahmen als au fgehoben gelten . 

( 3 ) Bescheide gemäß Abs . 1 sind so fort vol l streckbar; wenn s i e  

nicht m i t  e iner kürz eren Be fri stung versehen s ind ,  treten s i e  

m i t  dem Ablauf von s echs Monaten a b  dem Tag ihrer Recht skra ft 

außer Wirksamkeit . 

( 4 )  Wenn die Vorausset zungen für die Erlas sung e ines Bescheides 

gemäß Abs . 1 nicht mehr vor l i egen und zu erwart en i s t , daß der 

vom Bescheid Betro f f ene in Hinkunft die Vorschr i f t en di eses 

Bundesgeset z es und darau f beruhender Verwaltungsakt e einhal t en 

wird , so hat die Behörde au f dessen Antrag die mit dem Bescheid 

getro f f enen Maßnahmen zu widerru f en . 

Ver fa l l  

§ 3 8 . (1) Die Bez irksverwal tungsbehörde hat von ihr gemäß 

§ 3 6  beschlagnahmte Gegenstände e inschl i eßl ich ihrer 

Verpackungen und Beipacktexte als S i cherungsmaßnahme für ver­

fal l en zu erklären , wenn der Betro f fene nicht durch nachwei s ­

l i che Maßnahmen gewährleistet , daß nach Freigabe der Gegenstände 

den Vorschr i ft en dieses Bundesgesetzes Rechnung getragen wird . 
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(2)  Der Ver fal l  darf nicht ausgesprochen werden , wenn der Wert 

der Gegenstände außer Verhältnis zur Bedeutung der Tat oder zu 

dem den Täter tre f fenden Vorwurf s t eht und mit der Fre igabe der 

Gegenstände keine Gefahr für die Umwe l t  oder für die Gesundheit 

von Mensch oder T ier verbunden i s t . 

(3 ) Die ver fallenen Gegenstände s ind bestmögl ich zu verwerten , 

oder , sofern dies nicht mögl ich i s t , schadlos auf Ko s t en des 

früheren Eigentümers zu bes e i t igen . E in s ich aus der Verwertung 

ergebender Erlös ist  nach Abzug der Transpor t - , Lager- und Ver ­

wertungskosten dem früheren E igentümer der Gegens tände auszu­

folgen . 

Strafbes t immungen 

§ 39. Wer 

1 .  e ln Bioz id entgegen § 4 Abs . 1 oder 2 in Verkehr bringt , 

2 .  e inen Tierversuch entgegen § 8 Abs . 5 durchführt , 

3 .  e inen Versuch entgegen § 8 Abs . 6 durchführt , 

4. Werbung betreibt , die nicht dem § 2 0  ent spri cht , 

5. e inen Wirkst o f f  entgegen § 2 4  Abs . 1 in Verkehr set z t , 

6 .  Prüfungen oder Versuche für For schung - oder 

Entwicklungs zwecke entgegen § 2 6  Abs . 1 b i s  5 oder 

entgegen e iner gemäß § 2 6  Abs . 6 erlassenen Verordnung 

durchführt oder 

7 .  e in Biozid entgegen § 43 Abs . 2 oder 3 hers t e l l t  oder in 

Verkehr bringt , 

macht s ich , wenn die Tat nicht mit gericht l i cher Strafe bedroht 

i s t , e i ner Verwal tungsübertretung schuldig und i s t  mit Geld­

strafe von mindes tens 10 000 S und höchst ens 2 0 0  0 0 0  S ,  im 

Wiederholung s f a l l  bis zu 400 000 S zu bestra fen . Der Versuch i s t  

s trafbar . 
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§ 40 . Wer 

1 .  e in Biozid entgegen § 5 Abs . 1 bis 4 verwendet , 

2 .  bezüg l i ch der Weitergabe , des Inhal t e s , der Au fbewahrung 

oder der Beachtung eines Sicherhei t sdat enblattes dem § 1 9  

zuwiderhandelt , 

3 .  e iner gemäß § 2 3  Abs . 2 erlassenen Verordnung 

zuwiderhandel t , 

4 .  a l s  Antrag s t e l l er dem § 2 5  Abs . 1 zuwiderhandel t , 

5 .  a l s  Zulas sung s inhaber oder schr i f t l ich bevol lmächt i gter 

Vertri ebunt ernehmer dem § 25 Abs . 2 zuwiderhandelt oder 

6. a l s  Herstel ler e ines Wirksto f fe s  oder als 

Zulassungsinhaber dem § 25  Abs . 3 zuwiderhande l t , 

macht s ich , wenn die Tat nicht mit gericht l i cher Strafe bedroht 

ist , einer Verwal tungsübertretung schuldig und i s t  mit 

Geldstrafe bis zu 1 0 0  000 S ,  im Wiederholung s f a l l  bis zu 

2 0 0  0 0 0  S zu bestrafen . Der Versuch i st stra fbar . 

verfolgungsverj ährung 

§ 41. Die Ver folgung e iner Person wegen e iner in den § §  3 9  oder 

4 0  ange führt en Verwaltungsübertretungen ist unzuläs sig , wenn 

gegen s i e  binnen Jahres frist von der Behörde ke ine Verfolgungs ­

handlung vorgenommen wurde . 

VI . Abs chn i t t  

Übergangs - und Schlußbest immungen 

Vor läuf iges B ioz idreg i s ter 

§ 42. ( 1 )  Herstel ler und Importeure von Bioz iden haben dem 

Bundesmini s ter für Umwelt , Jugend und Fami l i e  zur Erstel lung des 

vorl äu f igen Bioz i dregi s t ers bis spätestens ein Jahr nach dem 

Inkra f t t reten dieses Bundesgese t z e s  j ene Bioz ide s chr i f t l ich zu 
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mel den , die s i e  nachwei s l i ch vor dem . . . . ( Datum des Inkraf t ­

tretens der Bioz idri cht l inie ) im Bundesgebiet i n  Verkehr 

gebracht haben , wenn s i e  beabs icht igen , diese Bioz ide auch 

wei t erhin in Verkehr zu bringen . Die gemeldeten Bioz ide dür f en 

noch b i s  zur Kundmachung des vorläu f igen Bioz idreg i s t ers weiter 

hergest e l l t , in  Verkehr gebracht und verwendet werden . 

( 2 ) D i e  Me ldungen gemäß Abs . 1 haben j eden fa l l s  zu den fo lgenden 

Punkten Angaben und Unterlagen zu enthalt en: 

1. Name ( Firma ) und Anschri f t  des Antrag s t e l l ers sowie s eines 

s chr i f t l ich bevol lmächtigten Vertriebsunt ernehmers und , 

wenn der Antragstel ler nicht zugleich der Hers t e l l e r  i s t , 

auch den Namen ( Firma ) und die Anschr i f t  des Herst e l l ers , 

2 .  Name ( F irma ) , Anschr i f t  und Standort des Betriebes , in dem 

der Wirksto f f  herge s t e l l t  wird , 

3 .  I dent i tät des Bioz ide s und seiner Bestand t e i l e  sowi e die  

Zusammenset zung des  Bioz ides , 

4 .  phy s ikal ische , chemi s che und t e chni s che Eigenscha f t en des 

Bioz ides und s e iner Bestandt e i l e , bei Organi smen und deren 

Bestandte i l en die biologischen Eigenscha f t en ,  

5 .  Methoden zur Best immung und Ana lyse des Bioz ides und 

s einer Best andt e i l e , 

6 .  beantragt e  Verwendung szwecke und Wirksamkeit für di e s e  

Zwecke , 

7 .  toxikologische Dat en über das Bioz id und s eine 

Bestandtei l e ,  

8. ökotoxikologische Dat en über das Biozid und se ine 

Bestandt e i l e , 

9 .  Maßnahmen zum Schutz von Umwelt , Mensch und T i er , 

10. E instu fung des Biozides und se iner Bestandte i l e  sow i e  

vorgesehene Verpackung und Kennzeichnung des Bioz ides und 

1 1. Zusammenfas sung und Bewertung der beigebrachten Angaben 

und Unt erlagen . 

, 
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( 3 ) Sowei t  dies zur raschen Prüfung der Me ldungen gemäß Abs . 1 

und zur umgehenden Erstel lung des vor läuf igen Bioz idreg i s t ers 

und für die Vergl ei chbarkei t  eines Bioz ides mit anderen in einem 

EU-Mi t g l iedstaat zugelassenen Bioz iden er forder l i ch i st , hat der 

Bundesmini ster für Umwelt , Jugend und Fami l i e  durch Verordnung 

nähere Bestimmungen über 

1 .  Inha l t , Umfang und Form der der Me ldung anzuschl i eßenden 

Unterlagen gemäß Abs . 2 ,  

2 .  die  über Abs . 2 hinausgehenden Angaben und Unt erlagen und 

3 .  die  Art des Nachweises für das Inverkehrbringen 

f e s t zulegen . Bei dieser F e s t legung i s t  au f einschlägige i nter­

nat i ona l e  Regelungen , insbesondere au f die Bioz idricht l in i e , 

Bedacht zu nehmen . 

( 4 )  § 7 Abs . 3 bi s 7 g i l t  s inngemäß . 

§ 43. ( 1 )  Au f Grundlage der gemäß § 4 2  geme ldeten Bioz ide 

ers t e l l t  der Bundesminis t er für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  e in 

vorläu f iges Bioz i dregister . In das vorläu f ige Bioz idregi s ter 

s ind j ene Bioz ide auf zunehmen ,  die unter vo ll ständiger und 

fristgerechter Be ibringung der Angaben und Unterlagen gemäß § 4 2  

Abs . 2 gemeldet worden sind ,  wenn s i e  nicht gemäß § 1 7  ChemG a l s  

s ehr gi f t ig , g i f t i g ,  oder krebserzeugend ( Kategorie 1 oder 2 ) , 

erbgutverändernd ( Kategorie 1 oder 2 )  oder reprodukt ionst oxisch 

( Kategori e  1 oder 2 )  einzustufen s ind und bei denen die 

Bewertung der Angaben und Unterlagen ergibt , daß unannehmbare 

Auswirkungen au f die Umwel t  oder die Gesundheit von Mensch oder 

T i er nicht zu erwarten sind . Das vor l äuf ige Bioz idreg i s t e r  i s t  

vom Bundesmini ster für Umwe lt , Jugend und Fami l ie m i t  Verordnung 

kundzumachen . 

( 2 ) Nach der Kundmachung des vorläu f i gen Biozidreg i s t ers dürfen,  

abgesehen von Bioz iden , die  berei t s  gemäß § 10  dieses 

Bundesgese t z e s  zugelassen s ind , nur mehr Bioz ide , die ins 

vorläu f ige Bioz i dregi ster aufgenommen worden sind ,  weiter 
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herge s t e l l t  und in Verkehr gebracht werden , und zwar unbe schadet 

der Abs . 3 bis 5 noch bis zum . . . .  ( 1 0 Jahre nach dem 

Inkraf t treten der Bioz idricht l inie ) . S ie ge l t en bis zu di esem 

Z e itpunkt a l s  vor läu f ig zugelas sen . 

(3 ) Enthäl t  ein Bio z id , das im vorläu f igen Bioz idreg i st er 

angeführt i s t , einen Wirkst o f f ,  der nicht in Anhang I der 

Bioz idr i cht l inie ange führt ist  und der nach der Überprüfung 

durch die  Kommi ss ion der Europäischen Union im Ver fahren gemäß 

den Art . 9 und 1 0  der genannten Richt l inie nicht in Anhang I 

dieser Richt l inie aufgenommen wird , so i s t  dieses Biozid 

unverzügl ich nach der entsprechenden Ent scheidung aus dem 

vorläu f igen Bioz i dregi ster zu streichen . Damit erlischt d i e  

vorl äu f ige Zulas sung . D i e s e s  Bioz id darf nach der Streichung 

nicht mehr herge s t e l l t  oder in Verkehr gebracht werden , wobe i 

auf Antrag des Herst e l lers oder Import eures e ine angemessene 

Fri s t  für den Abverkauf oder für die schadlose Beseit igung von 

Lagerbeständen mit Bescheid festgelegt werden kann . E ine solche 

Fri s t  darf nur e ingeräumt werden , wenn dies mit den Schut z z i e len 

dieses Bundesgesetzes vereinbar i s t  und hat gegebenfal l s  

spätestens m i t  dem Inkra f t t reten eines Verbotes gemäß § 1 4  

ChemG , das für das Bioz id oder e inen se iner Bestandt e i l e  g i l t , 

zu enden . 

( 4 )  Enthä l t  e in Bio z id , das im vorläu f igen Bioz idregister 

ange führt i s t , e inen Wirksto f f ,  der nicht in Anhang I der 

Bioz idr icht l inie enthalten i st und der nach der Überprüfung 

durch die  Kommiss ion der Europäi schen Union im Ver fahren gemäß 

den Art . 9 und 1 0  der genannt en Richt l inie in Anhang I dieser 

Richt linie auf genommen wird , so hat der Bundesmini s t er für 

Umwel t , Jugend und Fami l ie von Amt s wegen unverzügl i ch e i n  

Zulas sung sver fahren gemäß § 1 0  e inzu l e i t en . In diesem Ver f ahren 

s ind vorrangig di e gemäß § 42 Abs .  2 vorgelegten Angaben und 

Unterlagen zu verwenden . Der Inhaber der vorläu f igen Zulassung 

hat der Behörde auf Verlangen alle  we i teren Unt erlagen , die  zur 

Beurtei lung der Zulas sungsvorausset zungen gemäß § 1 0  Abs . 1 
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notwendig sind ,  vorzulegen . Wenn das von Amts wegen e inge l e i t ete 

Zulas sungsverfahren ergibt , daß die Zulas sungsvorausset zungen 

gemäß § 10 Abs . 1 vorl i egen , i st die Zulassung zu ert e i l en ,  das 

Bioz i d  ins Bioz idregi ster e inzutragen und di e E intragung des 

Bioz ides im vorläu f igen Bioz idregister zu stre i chen . S ind die 

Zulas sungsvorausset zungen gemäß § 10  Abs . 1 nicht er fül l t , ist 

dies mit Bescheid f e s t zust e l l en und das Biozid aus dem 

vorläu f igen Bioz i dregi ster zu streichen . Abs . 3 zweiter bis  

vierter Satz  g i l t  s inngemäß . 

( 5 )  Ab der Kundmachung des vorläu f igen Bioz idregi s t ers s i nd di e 

§ §  1 1  bis 1 5  auch auf Bioz ide , die gemäß Abs . 2 a l s  vorläu fig 

zugelas s en gelten , anzuwenden . 

( 6 )  Bis zum Ablau f  von zwei Jahren nach dem Inkra f t treten dieses 

Bundesgeset z e s  sind Bioz ide , die im vorläu f igen Bio z i dregi ster 

ange führt s ind , von den §§  1 7  bi s 20  ausgenommen . 

( 7 ) Beantragt der Hersteller oder Import eur eines Wirksto f fe s  

e ines Biozide s , das i m  vorläu f ige Bioz idregi s t er angeführt i s t , 

die Zust immung und Be fürwortung gemäß § 2 4  Abs . 2 ,  so i s t  er 

berecht igt im ent sprechenden Antrag au f die Angaben und 

Unterlagen , die  er gemäß § 4 2  Abs . 2 be igebracht hat , zu 

verwe i s en .  

§ 44. Durch dieses Bundesgesetz  werden insbesondere folgende 

bundesgeset z l i che Vorschr i f ten in ihrer gel t enden Fas sung und 

Verordnungen des Rates der Europäi s chen Union nicht berührt : 

1 .  das Apothekenges etz , RGBI . Nr . 5 / 1 9 0 7 , 

2 .  das Schieß- und Sprengmi ttelgeset z ,  BGBI . Nr . 1 9 6 / 1 9 3 5 ,  

3 .  das Fut t ermitt elgeset z ,  BGBl . Nr . 9 7 / 1 9 52 , 

4 .  das Verkehr s - Arbei t s inspekt ionsgesetz , BGBI . Nr . 9 9 / 1 9 5 2 , 

5 .  das Gesundhe i t s s chut z geset z ,  BGBI . Nr . 1 6 3 / 1 9 5 2 , 

6 .  das Bundesgesetz über natürl i che Hei lvorkommen und 

Kurort e ,  BGBl . Nr . 2 7 2 / 1 9 5 8 , 
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7 .  das Was s errecht sgesetz  1 9 5 9 , BGB1 . Nr . 2 1 5 ,  

8 .  das Strahlenschut zgesetz , BGB1 . Nr . 2 2 7 / 1 9 6 9 , 

9 .  das Arbeitnehmerlnnenschut zgeset z , BGB1 . Nr . 4 5 0 / 1 9 9 4 , 

sowie die sonst igen auf Geset z e s stufe s tehenden 

Arbeitnehmerschut zvor schr i f ten , 

1 0 . die  Gewerbeordnung 1 9 9 4 , BGB1 . Nr . 1 9 4 , 

1 1 . das Arbe i t s inspekt ionsgesetz 1 9 7 4 , BGB1 . Nr . 1 4 3 , 

1 2 . das Pyrotechnikgeset z , BGB1 . Nr . 2 8 2 / 1 9 7 4 , 

1 3 . das Lebensmit t e lges e t z  1 9 7 5 ,  BGB1 . Nr . 8 6 ,  

1 4 . das Rohrlei tungsges e t z , BGB1 . Nr . 4 1 1 / 1 9 7 5 ,  

1 5 . das Forstge setz  1 9 7 5 ,  BGB1 . Nr . 4 4 0 , 

1 6 . das Bergges e t z  1 9 7 5 , BGB1 . Nr . 2 5 9 , sowie die  sonst igen 

au f Gesetz e s stufe st ehenden bergrecht l i chen Vorschri f ten , 

1 7 . das Produkt s icherhei t sgesetz , BGB1 . Nr . 1 7 1 / 1 9 8 3 , 

1 8 . das Waschmi t t e lgese t z , BGB1 . Nr . 3 0 0 / 1 9 8 4 , 

1 9 . das Chemikal i engesetz , BGB1 . Nr . 3 2 6 / 19 87 ( Anmerkung : in 

der in Ausarbei tung bef indl i chen Novel l e  des ChemG s ind 

Abgrenzungsbe s t immungen vorge sehen ) ,  

2 0 . das Gentechnikgeset z , BGB1 . Nr . 5 1 0 / 1 9 9 4  und 

2 1 . die Verordnung ( EWG ) Nr . 17 3 4 / 8 8  des Rat e s  vom 1 6 . Juni 

1 9 8 8  betre f fend die Aus fuhr best immter gefähr l i cher 

Chemikal ien aus der Gemeinscha f t  bzw . deren Einfuhr in die  

Gemeinscha f t . 

Inkrafttreten 

§ 45. ( 1 )  Dieses Bundesge s e t z  tritt 1 2  Monate nach dem s e iner 

Kundmachung f olgenden Monat sersten in Kra f t . 

( 2 )  Verordnungen au f Grund dieses Bundesgeset z e s  können von dem 

auf s eine Kundmachung fo lgenden Tag an erlassen werden . D i e s e  

Verordnungen dür fen aber frühestens m i t  dem i m  Abs . 1 bez e i ch ­

neten Z e itpunkt in Wirksamkei t  geset z t  werden . 
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Vol l z iehungsklau s e l  

§ 46 . ( 1 )  Mit der Vol l z i ehung dieses Bundesge s e t z e s  i s t , s o f ern 

in Abs . 2 nicht anderes bes t immt i s t , der Bunde smini ster für 

Umwel t ,  Jugend und Fami l i e  betraut , und zwar 

1 .  hins icht l i ch der gemäß § §  1 0  Abs . 1 ,  1 1  Abs . 3 ,  12 Abs . 1 

und 2 ,  1 4  Abs . 4 ,  2 6  Abs . 6 bis 8 ,  2 9  Abs . 3 ,  sowe i t  e s  

s i ch um Gebühren gemäß § 2 9  Abs . 1 Z 1 handelt , und 4 3  

Abs . 4 z u  erlassenden Bescheide bezüg l i ch der 

Zulas sungsvorausset zungen des § 10 Abs . 1 Z 2 l i t . c im 

E invernehmen mit dem Bundesmini ster für Gesundhei t , Sport 

und Konsumentenschutz , 

2 .  hins i cht l i ch der gemäß § §  7 Abs . 8 ,  1 0  Abs . 9 und 1 8  Abs . 

5 zu erlassenden Verordnungen im Einvernehmen mit dem 

Bundesmini s t er für Gesundhe i t , Sport und 

Konsumentenschutz , 

3 .  hins i cht l ich der gemäß § 2 9  Abs . 2 zu erlass enden 

Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

F inanz en und mit dem Bundesmini s t er für Gesundhe it , Sport 

und Konsument enschutz , 

4 .  hinsicht l i ch des § 3 3  Abs . 2 im Einvernehmen mi t dem 

Bundesmini s ter für Inneres . 

( 2 ) Mit der Vol l z iehung der § §  1 1  Abs . 2 und 2 3  i s t  der Bundes ­

mini ster für Gesundhe i t , Sport und Konsumentens chutz betraut . 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

I ,  Al lgeme ines : 

1 .  Die Auf gabens tel lung : 

Im Bereich des sto f f - und produktbez ogenen Umwe l t schut z e s  

s ind in Öst erre ich in den l e t z t en Jahren zwei Gese t z e  i n  

Kraf t  getret en , d i e  beide das Z i e l  ver folgen , unt er Ver ­

meidung von unangemes s enen E ingr i f fen in wirt scha f t l i che 

Abläu f e  ein Höchs tmaß an Umwe l t - und Gesundhei t s schut z  zu 

gewähr l e i s t en .  Es s ind dies das Chemikal i engesetz  ( ChemG ) , 

kundgemacht mit BGB1 . Nr . 3 2 6 / 1 9 8 7 , und am 1 .  Februar 1 9 8 9  in 

Kra f t  getret en sowi e das Pflanz enschut zmi t t e lgesetz ( PMG ) , 

kundgemacht mit BGB1 . Nr . 4 7 6 / 1 9 9 0 ,  und am 1 .  Augus t  1 9 9 1  in 

Kraf t  getret en . 

Während s i ch der Gel tungsbereich des Chemika l i enge s e t z e s  auf 

- chemische - Stof f e , Zuberei tungen und Fert igwaren a l lgeme in 

erstreckt , regelt das P f lanzens chut zmit t e lgese t z  den beson­

deren Bereich der Chemie in der Landwirt s chaft . 

D i e  besonderen Regelungen des P f lanzenschutzmi t te lgeset z e s  

s ind deshalb er forder l ich , we i l  m i t  dem Chemikal i engesetz  den 

Gefahren für die Umwe l t  und die Menschen , die mit dem 

Inverkehrbr ingen von P f lanzenschutzmitteln verbunden sein 

können , auf grund seiner a l lgeme inen Konz ept ion nicht adäquat 

begegnet werden kann . 
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P f lanzenschut zmi t t e l  s ind näml i ch in der Regel Chemikalien 

mit  Eigenschaften ,  die  s i e  an s ich gefähr l i ch für d i e  Umwe l t  

und für den Menschen machen . Das Inverkehrset z en oder die 

Verwendung - insbesondere die Ausbringung im Fre i land -

solcher Chemikal ien wäre nach dem Chemika l i enge s e t z  zu 

unt ersagen oder wei t e stgehend zu . beschränken . Da P f lanzen­

s chut zmi t t e l  aber bei der heute übl i chen Form der Landwirt ­

s chaft eingeset z t  werden müssen , um die ent sprechenden 

E rnteerträge zu erz ie l en ,  i s t  mit dem P f lanzenschut zmit t e l ­

geset z e in Regelungssystem gescha f fen worden , das dazu dient , 

das Ri s iko , das mit dem bekanntermaßen gefährl i chen E insat z 

dieser Chemikalien verbunden i s t , sowei t  a l s  mögl ich einzu­

grenz en . 

Auf eine ähnl i che Sachlage tri f ft man bei den nun zum 

Rege lungsgegenstand gewordenen Bioziden . 

Bioz ide s ind Stof f e , die der Mensch einset z t , um damit für 

ihn unerwünscht e , läs t ige , störende , konkurrenz i erende oder 

s chäd l i che andere Lebewesen abzutöten . Dami t i s t  " Bi o z id " ein 

S ammelbegr i f f  für Sto f fe , die vom Menschen zu dem Zweck 

e ingeset z t  werden , um andere Lebewes en ( e twa P i l z e , Sporen , 

Bakt erien , aber auch Rat t en oder Mäuse , Spinnen oder Ame i sen ) 

zu schädigen oder zu töten . 

I n  der Rege l s ind Bioz ide ebenso wie P f l anz enschut zmi t t t e l  

gefährl iche Chemika l i en ,  d i e  auch der Umwelt und der Ge­

sundhe i t  von Menschen schaden können . Genauer betrachtet 

fal l en P f l anz enschutzmi t t e l  sogar auch unter den Sammel ­

begr i f f  " Bi o z ide " , be i der Rege lung die s e s  Bereiches i s t  

j edoch an den spe z i e l l en E insat z zweck - nämlich die 

Verwendung in der Landwirtschaf t  - angeknüpf t  worden . 

S omit l äßt s ich f e s t s t e l len , daß Bioz ide der z e i t  a l l gemein 

dem nicht au f bio z i d  wirkende S t o f f e  und Zubereitungen 

spe z i a l i sierten Chemika l i enge s e t z  unt erl iegen und e in 

T e i lber e i ch , näml i ch der der Lanwirt scha f t , zusät z l i ch durch 

das P f l anzenschut zmit t e lgesetz abgedeckt i s t . 
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D i e  chemi sche Wi ssenscha f t  hat mit der Synthese und Er­

forschung von Bioz iden e inen wi cht igen Be i t rag zur S icherung 

des Wohlbe f indens und der Ernährung des Menschen g e l e i s t e t ; 

g l ei chz e i t i g  wurde mi t der j ahrelangen Anwendung solcher 

M i t t e l  aber auch erkannt , daß es zu erheb l i chen Gefährdungen 

der Umwel t  und der menschlichen Gesundhei t  kommen kann . Diese 

G e fährdungen können vom Gesetzgeber ni cht weiter unbeachtet 

b l eiben . Daher soll nun mit bundesgeset z l i chen Best immungen 

für alle  Berei che , in denen Bioz ide e inge s e t z t  werden - mit 

Ausnahme de s bere i t s  durch das P f lanzenschut zmi t t elgesetz  

abgedeckten Berei ches - ,  die dem Gebot des  Umwel t - und 

Gesundhei t s schutzes Rechnung tragen und den spe z i e l l en 

Gegebenhei t en biozid wirkender Chemikalien angemes s en sind ,  

mögl i chen R i s iken begegnet werden . 

2 .  Ver fahren : 

Im s t o f f - und produktbezogenen Umwel t schu t z  haben s ich 

internat ional und in Österreich dre i  Rege lungssyst eme 

e tabl iert , die s i ch durch den Grad der Regelung s int ens i tät 

und durch das Maß an mögl i cher Gefahrenvorbeugung unter ­

s cheiden . 

Das Sys t em ,  das den gerings t en Verwal tung sau fwand verursacht , 

i s t  das der beg l e i tenden und nachsorgenden Kontrol l e  bei 

grundsät z l i ch nicht vorbeugend behördl ich abges i chert er 

Eigenverantwortung der Hers t e l l er von S t o f f en oder Produkten , 

gekoppelt mit E ingr i f f sbe fugni s sen , wenn Gefahren e rkannt 

werden bzw . au fgetret en s ind . E inem derar t igen Regime 

unterliegen der z e i t  e twa Gebrauchsgegenstände im S inne des 

L ebensmi t t e lgesetzes . Diese dür fen solange in Verkehr 

gebracht werden , ohne daß dazu eine besondere behörd l i che 

Ermächt igung notwendi g  wäre , bi s konkrete Beanstandungen 

bekannt werden . 
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Bere i t s  stärker dem Vorsorgeprinz ip verp f l ichtet i s t  das 

der z e i t  im Chemika l i engesetz verwirklichte Anme ldesy s t em .  

Dieses  Sys t em s i eht vor , daß neue S t o f f e  oder Produkte vor 

dem erstmal igen Inverkehrs e t z en bei der Behörde gemeldet 

werden müs sen . Dabei ist wesent l ich , daß das Inverkehrs e t z en 

nur von die ser Anmeldung abhängig gemacht wird und nicht etwa 

von e iner Prü fung des betre f f enden Stof f e s . Das heißt , daß 

die Behörde zwar im vorhinein weiß , wel che neuen S t o f f e  auf 

den Markt kommen , daß s i e  aber in diesem Stadium noch keine 

Maßnahmen ergre i f t , um das Inverkehrsetzen best immt er Sto f f e  

oder Produkt e  z u  unt erbinden . 

Im ge l t enden Chemika l i enge setz i s t  das Anme ldesys tem mit 

E ingr i f f smög l i chkeiten der Behörde verknüp f t . Durch die 

ent sprechenden Berechtigungen kann die Behörde das Her ­

s t e l len , das Inverkehrsetzen und die Verwendung best immt er 

ge fähr l i cher Chemika l i en beschränken oder gänz l i ch unter­

s agen . Diese Eingr i f f e  erfolgen aber mit von der Anmeldung 

getrennten e igenen behördl i chen Akt en - e twa mit Verordnungen 

gemäß § 14 ChemG . 

Das Chemika l i engesetz  regelt damit das Inverkehrs e t z en von 

chemi schen Stof f en und Zubereitungen auf e iner s ehr allge­

meinen Ebene . E s  wird in di eser Gesetz e smat erie im Rahmen der 

Anmeldung noch nicht unt erschieden , ob e i n  Sto f f  a priori 

e twa eine E igenscha ft bes i t z t , die Lebewe sen abtöten kann und 

ob e in Sto f f  auch zu diesem Zweck e ingese t z t  werden s o l l  oder 

n icht . 

D i e  im Chemikalienge s e t z  zusät z l ich verankerten E instu fungs ­

und Kennz e i chnungsvor schr i f t en können Ge f ahren , die  von 

gefährl i chen Chemika l i en - e twa Bioz iden - ausgehen , nur 

vermindern , in v i e l en Fäl l en aber nicht gänz l ich verhindern . 
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Solchen Gefahren könnte auf Grund des Chemika l i enge s e t z e s  nur 

durch Verbot smaßnahmen gemäß § 1 4  ChemG begegnet werden . E s  

i st j edoch nicht mög l i ch ,  den E insatz von ge fähr l i chen Chemi ­

kal i en allgemein zu untersagen , da diese für verschiedene 

E insat z zwecke noch nicht erset z t  werden können . Daher werden 

von den Verboten ,  die au fgrund des Chemikal i enges e t z e s  ausge­

sprochen werden , immer nur best immte ge fährl iche Chemika l i en 

und in der Regel auch nur best immte Einsa t z zwecke e r faßt . 

Demgegenüber s t e l l t  e ine vorsorg l i che Prü fung von S t o f f en 

oder Produkten durch die Behörde , von deren Ergebn i s  die  

Erlaubnis zum Inverkehrbringen des  betre f f enden Stoffes  oder 

Produktes abhängt , den Kern eines Zulassungssystems dar . Das 

Zulas sungs system bedeutet zwar e inen größeren Verwa l tung s ­

au fwand a l s  d i e  beiden anderen angesprochenen Sys t eme , bringt 

da für aber auch ein höheres Schu t zniveau für diej enigen , die 

mit den bet r e f f enden Stof fen oder Produkt e zu tun haben . 

Vorausset zung für das Funkt ioni eren eines den Grundsät z en des 

Umwel t - und Gesundhei t s schut zes verpfl i chteten Zulassung s ­

sys tems i s t , daß die Behörde al l e  Daten und Unt erlagen über 

S t o f f e  und Produkte bekommt , ehe diese au f den Markt gebracht 

werden dürf en ,  und daß die Prü fung nach einem s trengen Maß­

s tab erfolgt , damit mögl ichen Gefahren vorsorgl i ch begegnet 

werden kann . 

Zulas sungssysteme s ind vor allem in j enen Berei chen 

e t ab l i ert , wo a l lgeme in bekannt i s t , daß die Verwendung der 

betro f f enen S t o f f e  oder Produkt e auch Gefahren mit s i ch 

bringt - wo aber g l e i chz e i t ig die  Wertung getro f f en worden 

i s t , daß diese S t o f f e  oder Produkte zu bes t immt en E insat z ­

zwecken notwendig oder nüt z l i ch s ind . Sol che Zulassungs ­

syst erne f i nden s i ch im ö s t erre i chischen s t of f - und produkt ­

bezogenen Recht e twa im Bereich Pflanzens chut zmi t t e l  oder 

Arzneimi t t e l . In beiden Bereichen i s t  - wegen der Gefähr­

l i chke i t  der betro f f enen S t o f f e  oder Produkte - ein hohes 

S chut zniveau notwendig ,  g l e i chz e i t i g  aber e in Verz i cht auf 

d i e  betro f f enen Mi t t e l  aus Gründen de P f l anzenschut z e s  oder 

aus Gründen der Volksgesundheit nicht mögl i ch . 
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Wie berei t s  weiter oben ange sprochen , sind Bioz ide in ihren 

s to f f li chen und produkt spez i f i s chen E igenscha f t en noch am 

ehe s t en mit P f lanz ens chut zmi t t e ln verglei chbar . S i e  s ind in 

der Regel Zubereitungen ge fähr l i cher Stof f e , au f deren 

E insatz aber aus vers chiedenen , mei st wirt s cha f t l i ch 

bedingten Gründen nicht gänz l ich verz i chtet werden kann . 

E s  wird daher a l s  s innvo l l  betrachtet , zur Vorbeugung gegen 

die Ge fahren , die von Bioz iden bekanntermaßen ausgehen 

können , e in Zulassungsver fahren zu etabl i eren . E in so lches 

Syst em ent spricht auch den Wertungen , die der geltenden 

ö s t ereich i s chen Recht sordnung - insbesondere den darges t e l l ­

t en s to f f - bzw . produktbezogenen Verwal tungsvorschr i f t en -

entnommen werden können . 

Der vorl iegende Entwurf s i eht daher vor , daß Bioz ide erst in 

Verkehr gebracht werden dür fen , wenn die Behörde e i nen 

ent sprechenden Zulas sungsantrag geprüft und pos i t iv bewerte t  

hat . Dabei kann die Zulas sung auch von d e r  Einhal tung be ­

s t immter Au f lagen und Bedingungen abhängig gemacht werden . 

3 .  Regelungen der Europäi schen Union über Bioz ide und 

Übereins t immung de s Entwurfes mit diesen Rege lungen : 

Das Geme inschaf t srecht enthält - wie der z e i t  das 

ö s terrei chi sche Recht - keine spe z i f i s chen Vorschr i f ten für 

den gesamten Bereich der Bioz ide . Jedoch erfassen d i e  

e insch lägigen Richt l inien i m  Bere ich Chemi e  - ebenso w i e  das 

g e l t ende ö s t errei chi s che Chemikal i enges e t z  - unt er anderem 

auch Bioz ide und gibt es Vorschri f t en im Gemeinscha f t srecht , 

die  Tei lbereiche berühren . 

Dieser Umst and ist  in der Gemeinschaft o f f ensicht l i ch a l s  

unbe friedigend befunden worden . Die Generaldirekt ion X I  

( Zuständig für umwe ltrelevantes Gemeinscha f t srecht ) der 

Komms sion hat daher e inen Richt l inienvorschlag für e ine 

Bioz idr i cht l inie erarbe itet und diesen Vorschlag bere i t s  an 

den Rat der Europäi s chen Union we iterge l e i t e t . 
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Der vor l iegende Geset zesentwurf orient i ert s i ch an diesem 

Vorschlag der EU-Kommi ss ion für e ine Richt l inie des Rat e s  

über das Inverkehrbringen von Biozid- Produkt en ( Bioz id-Richt ­

l inie , 9 3 /C 2 3 9 / 0 3 ) . 

Als mat er i e l lrecht l i che Grundlage der geplant en Ri cht l inie 

i st Art . 1 0 0 a  EWG -Vertrag ( Recht sangleichung im Binnenmarkt ) 

vorgesehen , wonach di e Richt l in i e  in ihrer endgü l t i gen Form 

für die Mit g l i edsstaaten sowohl Mindest - ,  aber auch - außer 

e s  i s t  ausdrückl ich anders vorgesehen - verp f l i chtende 

Höchststandards f e s t l egen wird . Es l i egt mit dem gegenst änd­

l ichen Vorschlag also ein wei terer Vorstoß der Kommiss ion zum 

Ausbau des produktbez ogenen Umwelt schutzes  vor , der - wie e s  

dem Syst em der Europä ischen Union immanent i s t  - gemein­

s cha f t l i ch gerege lt werden muß , damit das einwandfreie Funk­

t i onieren des Binnenmarktes ni cht durch Hande l shemmn i s s e  

bee inträcht igt wird . Der Entwurf folgt laut den e inl e i t enden 

Bemerkungen dem Nachhal t igkeit skonzept der Geme inscha f t , das 

im 5 .  Akt ionsprogramm verankert wurde . ( Entschließung vom 1 .  

2 .  1 9 9 3  über e in Geme inschaft sprogramm für Umwe l tpo l i t i k  und 

Maßnahmen im Hinblick au f e ine dauerha f t e  und umwe l t gerechte 

Entwi cklung , ABI . Nr . C 1 3 8  vom 1 7 . 5 .  1 9 9 3 , S .  1 ) . 

Das im Vor s chlag ausdrücklich enthaltene Z i e l  dieser Richt l i ­

n i e  i s t  e s , s i cherzu s t e l l en ,  daß durch den E insat z von 

Bioz id- Produkten " nach den derz eit igen wi s s enscha f t l i chen und 

t echnischen Kenntni s s en keine ungünstigen Auswirkungen au f 

die  Umwel t , insbesondere keine schädlichen Auswirkungen au f 

die  Gesundheit von Mensch und Tier " eintreten . An diesem Z i e l  

orientieren s ich d i e  einzelnen Regelungen des Vors chlages für 

e ine Biozid -Richt l ini e . Die Sys t emat ik der Richt l in i e  wird 

damit begründet , daß " Biozid-Produkte größtent e i l s  aus ge­

f ähr l i chen S t o f f en bestehen ; es handelt s i ch um Zuberei tun­

gen , die entwickel t  wurden , um die Organi smen , die s i e  be ­

kämp f en sol l en ,  zu schädigen . "  

20/SN-356/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)70 von 121

www.parlament.gv.at



8 

D i e  Richt l inie führt den in der österrei chischen Recht s ­

sprache noch nicht exi s tent en Begr i f f  der Bioz ide ( im R i cht ­

l inienentwurf a l s  " Biozid-Produkte "  bez e i chne t ) e in . S i e  g i l t  

nicht für P f lanzenschut zmi t t e l  ( geregel t  in der Ri cht l inie 

9 l / 4 14 / EWG über das Inverkehrbr ingen von P f lanzenschut z ­

mitteln ) , s ondern für " nicht landwirtscha f t l ich genut z t e  

S chädl ingsbekämpfungsmi t t el " . Darüberhinaus erstreckt s i ch 

i hr Anwendungsbereich aber auch auf Hol z s chutzmi t t e l , Ant i ­

f ou l ing-Ans trichmi t t e l , Konservierungsmi t t e l ,  " Schu t zmi t t e l  

für Kuns twerke " ,  also der Restaurierung dien l i che Mitt e l , 

Desinfekt ions- und Begasungsmi t t e l  und andere unter den 

Sammelbegri f f  f a l l ende Produkt e .  

Im Unterschied zu den gemeinschaf t srecht l i chen Chemika l i en ­

vorschri f t en s i eht der Richt l inienentwurf kein Anme ldesystem ,  

sondern - erwartungsgemäß - e i n  Zulassungsver fahren für 

Bioz ide vor , das in e iner ers t en Phase hins i cht l ich der 

betrof f enen Wirksto f f e  am weitreichendsten harmonis i ert 

werden sol l . Diese sol len von der Europäi s chen Komm i s s ion 

bewertet werden . Die Ergebnisse dieser Bewertung s o l len in 

der Rege l für a l l e  Mitgli edstaaten bindend sein . 

S ämt l i che am Binnenmarkt be f indl i chen Produkt e haben den mit 

der Richt l inie vereinhe i t l i chten Zulassungsbedingungen 

( Art ike l 4 des Richt l inienvorschlages )  zu ent sprechen . Es i s t  

daher zur Umset zung des Richt l inienvorschlages notwendig , i n  

Östere i ch für Bioz ide e i n  Zulas sungsver f ahren e inzu führen , 

au f die geme inscha f t l i che Bewertung der Wirkst o f f e  abzu­

s t e l l en und die Bewertung der Zulas sungsanträge nach den 

g emeinscha f t srecht l i chen Grundsät z en für diese Bewertung 

durchzuführen . 

Der vorl i egende Geset zesentwur f trägt diesen Anforderungen 

Rechnung . Darüberhinaus s ind auch die we i t eren Rege lungs ­

s chwerpunkt e so gese t z t  worden , daß damit die Inha l t e  des 

R icht l inienvorschlages umges et z t  werden . 
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Der Entwurf des österre i chi s chen Bioz idge s e t z e s  di ent daher 

der Umset zung von - künft igem - Gemeinschaf t srecht und i s t  

m i t  diesem vereinbar , und - sobald der Ri cht l inienentwurf 

verbindl i ch wird - geme inschaft srecht l ich er forder l i ch .  

4 .  Anwendungsbereich 

Der vorl iegende Entwurf soll - wie der Richtl inienentwurf 

nicht nur chemische S t o f f e  und Zuberei tungen er f a s s en , 

sondern auch Pi l z e , Mikroorgani smen und Viren . Diese Mi t t e l  

der " ni cht - chemi schen " - biolog i s chen - Bekämpfung von 

S chadorgani smen s ind etwa ( betref f end l andwirtscha f t l iche 

Produkte )  auch Gegenstand des österreichi schen P f lan­

z enschut zmi tt elgese t z e s  und sol l en deshalb auch im nicht 

l andwirtscha f t l i chen Bereich miter faßt werden , wei l  auch von 

ihnen Gefahren für di e Umwe lt ( etwa Faunaverfälschung ) und 

für die Gesundheit au sgehen können . 

Bioz id- Produkt e bes tehen aus Wirkstof fen oder entha l t en 

zumindest e inen Wirks to f f  mit bioz ider Wi rkung . Diese Wirkung 

er faßt ein mehr oder weniger brei t e s  Spektrum an bekämp fbaren 

S chadorgani smen , wobe i es ähnl i ch wie bei den Totalherb i z i den 

im P f l anz ens chut zmi t t elbereich Produkt e g ibt , die e ine 

genere l l  bioz ide Eigenscha f t  be s i t z en . 

Bei den a l s  Bioz iden bez e i chnet en Stof fen und Zuberei tungen 

handelt es s ich um e ine Produkt gruppe , die  durch e ine s ehr 

große Vi el falt  von unterschiedl i chen Verwendungs zwecken und 

Anwendungsgebieten gekennzeichnet ist . Das Spektrum rei cht 

von Desinfekt ion , Hol z schut z ,  Ant i foul ing über Schädl ing s ­

bekämp fung bis h i n  zur Topf kons ervierung und Mikroorgani smen­

bekämp fung bei industriel len Fert igungsprozes s en , z . B .  bei 

der Papierherstel lung . 
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Der Verwendungs zweck a l l  dieser Produkte i s t  d i e  Vernichtung 

o der sons t ige Unschädl ichmachung von unerwünschten oder 

s chädl i chen Organi smen - i n ,  wie gerade oben ausge führt , den 

unt erschiedl i chsten Gebieten . Daraus ergeben s i ch s ehr 

di f ferente E insat zprakt iken und damit unmittelbar zusammen­

hängend , e i n  großes , viel fä l t iges Spektrum an Expo s i t ions ­

s z enar i en . D i e  Vie l falt  der Anwendungsmögl i chkei t en bioz ider 

S t o f f e  unterscheidet diese von P f lanz enschut zmit t e ln , be i 

denen auf Grund ihrer Ausbringung auf landwirts cha f t l i chen 

Nut z f lächen e ine eng de f inierte Anwendung und Expo s i t ion 

vorgegeben ist , deu t l i ch ab . 

D i e  bioz ide Eigenscha ft dieser Produkte bringt e s  mit s ich , 

daß nicht nur die zu bekämpf enden Schadorgani smen , sondern 

auch andere , ni cht zu den Z i e l - Organi smen gehörende Lebewesen 

geschädigt oder beeinträcht igt werden können . Auch der Mensch 

s e lbst i s t  in diesem Zusammenhang a l s  e in gefährdet er 

Nicht - Z i e l - Organismus zu betrachten . 

D i e  Verwendung von Bioz iden kann somit auch negat ive 

Nebene f f ekt e au f den Menschen s e lbs t sowie au f die gesamte 

L ebewel t  haben . 

Auf dem europäi schen Markt sind zur Zeit  schät zungswei s e  5 0 0  

verschiedene bioz ide Wirks t o f f e  am Markt . E s  dür f t en über 

5 0 0 0  biozid wirkende Präparate , in denen diese Wirk s to f fe 

entha l t en s ind , in Verkehr be f i nd l i ch sein . In nächs ter 

Zukunf t  i s t  mit einem verstärkt en Einsatz von P i l z en ,  

Mikroorgani smen und Viren als Bioz idwirks t o f f e  zu rechnen . 

Inwiewei t  dabei auch gentechni s ch veränderte Organi smen e ine 

Rol l e  spi e l en werden , bleibt abzuwarten . Der vorl i egende 

Entwurf klammert die s en Bereich - wie die im Entwur f 

vor l i egende Richt l inie - aber aus ,  da hier die e ins chlägigen 

Regelungen des Gent echnikgeset z e s  anwendbar bleiben sol l en . 
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D i e  bioz iden Wirks to f fe s elbst werden auf Geme inschaf t s ebene 

von der Kommi s s ion au f e ine sogenannte " po s i t ivl i s t e " ( Anhang 

I der Richt l ini e )  gesetzt  werden ,  die  einzelnen bioz iden 

Produkte bedür fen einer gesonderten Zulas sung in j edem 

Mit g l i edss t aat . 

D i e  geplant e Ri cht l in i e  nimmt e ine Re ihe von Produkten vom 

Gel tungsbereich aus : Pflanz enschutzmi t t e l , Arzneimi t t e l  und 

med i z inische Produkt e ,  kosme t i s che Mittel , Zusat z st o f f e  in 

Fut termi t t e ln ,  Zusat z - und Aromasto f fe in Lebensmi t t e ln . 

Dieser Abgrenzung folgt auch der vorli egende Ges e t z esentwurf ,  

da die ange führt en Ma terien auch in Österre ich bere i t s  

spe z i f i s chen Regelungen unterli egen . 

F erner i s t  f e s t zuhalten ,  daß durch das geplante Bioz idges e t z  

e ine Reihe anderer Vorschri ften ni cht berührt werden sol l , 

das heißt insbesondere , daß diesen nicht ( auch nicht 

t e i lwe i s e ) derogiert werden sol l . Es s ind dies in erster 

L inie das Chemika l i engeset z , das Waschmit t elgese t z , das 

Düngemi t t elgese t z , das Arzneimi t t e lgeset z , das 

Arbe itnehmerlnnenschutzgeset z und andere Vorschri f t e� ,  die 

j ewei l s  auch auf Bioz ide anwendbar ble iben . 

5 .  Die Zulas sung 

Der Umfang der Angaben und Unterlagen , die  von Antrag s t e l l ern 

für die Zulas sung eines Bioz ides vorgelegt werden müs sen , 

g eht über den für die Anmeldung eines neuen Sto f fes nach dem 

Chemikal i engesetz gesteckt en Rahmen hinaus . 

Dabei folgt der Gesetzeswentwur f den Vorgaben , die  s i ch aus 

dem einschlägigen gemeinscha f t s recht l i chen Richt l in i enentwur f 

erschl i eßen lassen . Diej enigen Angaben und Unt erlagen , die  

für e ine Zulassung eines Biozide s , die von den anderen 

EU-Mitgliedstaaten nachvo l l z ogen werden muß , verlangt werden 

müs s en ,  sol len auch die Grundlage der öst erreichischen 
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Zulassung bi lden . Dies  i s t  geme inscha f t srecht l i ch auch 

notwendig ,  da die Zulas sungen in der Europäi s chen Union nach 

" Geme insamen Grundsät z en " , die von der Europäi s chen Kommi s ­

s i on ausgearbe i t et werden , erfo lgen sollen . Im Richtl inien­

entwurf ist vorgesehen , daß die nat ionalen Zulas sungen , die  

den " Geme insamen Grundsät z en " ent sprechen , gegens e i t i g  

anerkannt werden und damit d i e  Grundlage für verein fachten 

Folgezulassungen bi lden . 

D i e  für eine Zulas sung erforderli chen Angaben und Unt erlagen 

müs s en daher a l l e  fach l ichen Daten über die Ident ität des 

Wirks to f fes , physika l is che und chemische E igenscha f t en ,  

Nachwe i s - und Best immungsver fahren sowie wirksamkei t  gegen 

Z ielorgani smen und Verwendungszwecke enthalten;  we i t ers die 

Angaben über toxiko logische E igenschaften wie akute Toxi ­

z i tät , Haut - und Augenre i zung , S ens ibi l i s ierung , Metabo l ismus 

im Säugerorganismus , Toxikokinet i k ,  subchroni s che und 

chroni sche Toxi z i tät , Mutageni tät , Reprodukt ionstoxi z ität , 

Kar z inogeni tät , Teratogeni tät , Fert i l itätsstörungen , Neuro ­

t oxi z i tät sowie über ökotoxikologische E igenscha f t en wie 

F i sch- , Daphnien- und Algentoxi z i tät , Tox i z i tät gegenüber 

anderen Nicht - Z ie l -Organi smen , biot i s cher und abiot i scher 

Abbau , Adsorpt ion und Desorpt ion , Kontaminat ion von Luf t , 

Wasser und Boden . 

Das vorgesehene Zulas sungsverfahren ersch l i eßt auch die 

Mögl i chkeit , die Vermarktung e ines gefährl i chen Produkte s  von 

Anfang an zu untersagen . Dies wird dann notwendig s e i n ,  wenn 

e inem Zu las sungsantrag auch unt er Vorsehung von Auf lagen und 

Bedingungen nicht stattgegeben werden kann . Denkbar i st dies 

in j enen Fällen ,  wo keinerl e i  geeignete Maßnahmen ge funden 

werden können , die s i cherstel len Würden , daß negat ive 

Auswirkungen auf die Umwel t  oder auf die Gesundheit von 

Mensch oder T ier nicht eintreten . 

Durch die amt l i che Zu lassung - die auch e ine Wirksamkei t s ­

prüfung umfassen wird - soll  we i ters erre i cht werden , daß nur 

Bioz ide vermarktet werden dürf e n ,  die bei sachgerechter 
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Verwendung hinreichend wirksam s ind und die  keine 

unannehmbar en Auswirkungen auf die Z i elorgani smen haben . 

Diese Mi t t e l  sol len e inerseits  keine Res i stenz be i den 

bekämpften Schädl ingen hervorru fen , anderers e i t s  sol l en s i e  

nicht in e i ner Art und Wei s e  wi rken , d i e  be i der bekämp f t en 

Art , insbesondere wenn es s i ch dabei um Wirbe l t i ere handel t , 

unnöt ige Le iden oder Schmerzen verursacht . 

Der Bundesminister für Umwe lt , Jugend und Fami l i e  s o l l  a l s  

zuständige Behörde das Zulassungsverfahren abwickel n  und i m  

Zulas sungsverfahren d i e  Zulassungsvorausset zungen primär 

anhand der vorgelegten Unterlagen fachlich und recht l ich 

prü fen . Im Rahmen di eser Prüfung ist j edoch auch der Bundes ­

mini ster für Gesundhe it , Sport und Konsumentenschut z in d i e  

VOl l z i ehung e ingebunden , der di e Bewertung der Auswirkungen 

von Bioz iden au f die Gesundheit von Menschen vornehmen sol l . 

D i e  Ergebn i s s e  dieser Bewertung , mit deren Durchführung der 

Gesundhei t smini s ter betraut werden sol l , werden - w i e  e twa 

auch im P f l anz enschut zmi t telgesetz vorges ehen - in e inem 

Gutachten f estgehal ten , das der Bundesmin i s t er für Umwel t , 

Jugend und Fami l i e  im Zulas sungsverfahren zu beacht en hat . 

Demzufolge i s t  vorges ehen , daß der Bundesmini s t er für Umwel t , 

Jugend und Fami l i e  di e Zulassungsbescheide im Einvernehmen 

mit dem Bundesmini s ter für Gesundhe i t , Sport und Konsumenten­

s chut z  erläßt . 

In der Rege l · werden die Zulas sungsverfahren au fgrund ihrer 

f achl i chen Komplexität und der durchzuführenden Prü fungen 

mehr als die  im AVG vorgesehene Ent scheidungs frist von 

l ängst ens s echs Monat en in Anspruch nehmen . Daher i st a l s  

äußerster Rahmen eine Frist von zwei Jahren vorges ehen . Davon 

abwei chend wird aber - wi e in der Ri cht l inie vorges ehen - die 

Zulas sung von Bioz iden , die berei t s  in e inem EU-Mit g l i edstaat 

zugelassen s ind , innerhalb e iner kürz eren Frist erf ol gen , 

wenn dem Bundesmini s t er für Umwel t , Jugend und Fami l i e  die  

Unterlagen der betre f fenden Zulassung vor l i egen . 
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Da derzeit  i n  Österre i ch kein Zulas sungsregime für Bioz ide 

besteht , i s t  ein stuf enwei ser Übergang zum neuen Rege lung s ­

sys t em vorgesehen . D i e  Übergangsbest immungen s ehen - w i e  auch 

im Bioz i dri cht l inienentwurf festgelegt - vor , daß bere i t s  am 

Markt be f indl i che Bioz ide vorerst  ohne Zulassungsbe scheid 

weiter vermarktet werden dür fen . Über e ine entsprechende 

Meldep f l icht werden diese Produkte von der Behörde erfaßt und 

g e l t en dann als vorläu f ig zugelas sen . Die vorläu f ige 

Zulas sung erli scht spätestens z ehn Jahre nach dem 

Inkraf t treten der Bioz idricht l inie oder mit der Bewertung 

e ines im betre f f enden Biozid entha l tenen Wirksto f f e s  durch 

die Europäi sche Kommi s s ion . Wird der Wirks t o f f  von der 

Kommi s s ion pos i t iv bewertet , dann sind a l l e  Mi t t e l , die 

diesen Wirksto f f  enthalten ,  einem Zulas sungsverfahren zu 

unter z i ehen . Wird der Wirkstof f negat iv bewertet , so  ist ihre 

Herstel lung und das Inverkehrbr ingen in j edem EU-Mi tgl i ed­

s t aat zu untersagen . 

6. Bioz idregis ter und G i f t in format ions z entrale 

Wie in  mehreren österre ichischen produktbez ogenen Verwa l ­

tungsvorschri f ten vorgesehen , enthält auch dieser Entwurf die 

gese t z l i che Grundlage und Verp f l ichtung zur Führung eines 

Produktreg i s t ers ( vergle i che etwa das amt l i che P f l anzen­

s chut zmi t t e lregi ster - § 16 PMG oder das Arzne i spe z ia­

l itätenregi s ter - § 27 des Arzne imi t t e lgeset ze s ) . In das im 

Bundesmin i s t erium für Umwe lt , Jugend und Fami l i e  ge führt e  

B ioz idregi s t er s ind a l l e  zuge lassenen Bioz ide unt er e iner 

fort lau f enden Nummer einzutragen . Das Reg i s t er s o l l  vor a l l em 

den Behörden e inen stets  aktuel len Überbl i ck über d i e  zu­

läss igerwei se au f dem Markt be f i nd l i chen Bioz ide verscha f f e n ;  

e s  i s t  wei t ers auch Vorausset zung dafür , daß Bioz ide ver­

g l e i chend bewertet werden können .  Daneben bi ldet da s Bioz id­

register auch die Grundlage des geplanten , j ährl i ch zu ver­

ö f f en t l ichenden Bioz idverz e i chnisses , das eine amt l iche Fach­

informat ion über die in Verkehr be f indl i chen Bioz ide sein 

s o l l . 
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D i e  gesundheitsrelevanten Dat en zugelassener Bioz ide s ind 

nach den Vorgaben des Bioz idricht l inienentwur fes auch in 

e i ner G i f t i nformat ions z entrale evident zu hal ten . D i e  

G i f t informat ionszentralen sol l en darüberhinaus auch E r ­

f ahrungen von konkreten Fäl l en auswert en , di e aus dem 

medi z inischen Bereich ebenfalls an die G i f t informat ions ­

z entralen weiterzugeben sind . 

Der Entwur f s i eht vor , daß zur Führung dieser Gi f t infor­

mat ions z entrale der Bundesminis ter für Ge sundhe i t , Sport und 

Konsumentenschut z  zus tändig ist  und daß behandelnde Ärz t e  in 

der Gi f t inf ormat ions z entrale di e notwendi gen Auskünf t e  über 

Bioz ide e inholen können . 

7 .  P f l i chten der Zulas sungsinhaber 

Neben der E i nhal tung der in den e inz e lnen Zulas sungen fest ­

gelegten Bedingungen und Au f lagen tre f f en den Zulas sungsin­

haber wei tere allgeme ine P f l ichten , die aber - in Anl ehnung 

an den Bioz idricht l inienentwurf - in ihrem Umfang mögl ichst 

gering geha l t en worden s ind . Es werden daher nur Me lde­

p f l i chten betre f fend neue Erkenntni s s e  über die zugelassenen 

Bioz ide , im wes ent l i chen kaum über den Umfang des Chemika­

l iengesetzes hinausgehende E ins tufungs - ,  Verpackung s - und 

Kennz e ichnungspf l i chten , die Verp f l i chtung , ein S icherhe i t s ­

datenblatt zur Ver fügung z u  s t e l len und d i e  P f l icht zur E in ­

hal tung einer Werbebe schränkung normiert . 

8 .  Forschung und Entwicklung 

Der Bioz idr i cht l inienentwur f gestattet Prüfungen und Versuche 

zu Forschungs - und Entwicklungs zwecken , bei denen mit nicht 

zugelas senen Bioz iden oder deren Bestandt e i len gearbei t e t  

wird , nur unter E inhal tung gewi s ser Bedingungen . Versuche , 

die  im Fre i l and durchge führt werden sol len , s ind in der Regel 

nur mit behördl i cher Genehmigung erlaubt . Diesen Vorgaben 

t rägt der vor l iegende Geset zesentwurf Rechnung und macht die  
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Durchführung von Fre i landversuchen von einem entsprechenden 

Genehmigungsverfahren , in dem die mögl i chen Auswirkungen 

e ines solchen Ver fahrens geprüf t  werden müssen,  abhängig . Bei 

der Durchführung anderer Forschungsproj ek t e  ist e ine 

Auf z e ichungspf l i cht zu beacht en . 

9 .  Überwachung 

Der vorl iegende Entwurf i s t  au f der Grundlage der g e l t enden 

v erfassungsrecht l i chen Kompetenzrege lungen erst e l l t  worden , 

da die  geplante Bunde sstaatsreform noch nicht verbindl i ch 

i s t . Somit beruhen d i e  Überwachungsbe s t immungen au f dem 

Sys t em der mi t t elbaren Bundesverwaltung und ermächt igen den 

Landeshauptmann zur Nachschau , Probennahrne , vorläu f igen 

Beschlagnahme und zur Durchführung vor läu f iger Zwangs - und 

S icherhei tsrnaßnahmen .  

1 0 .  Finanz i e l l e  Auswi rkungen 

Mi t dem Bioz idgeset z wird ein neues Verwa l tungsregime für 

e ine große Anzahl von Produkt en einge führt . Wie aus den 

Erfahrungen mit der Einführung des Chemika l i enge s e t z  und des 

P f l anzenschut zmi t t elgeset zes bekannt i s t , wird s i ch daraus 

ein erhebl i cher Personal - und Sachaufwand für den Bund er­

geben . D i e s er hat s eine Ursache in dem Er fordernis des  Auf ­

baus einer e igenen Organi sat ion innerhalb des Bunde smin i s t e ­

r iums für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  für die  Durchführung des 

- vom Bioz idricht l inienentwurf vorgegebenen - Zulas sungsver ­

f ahrens sowie aus der Notwendigke i t  der E inrichtung e iner 

z entralen Reg i st er und Informations s t e l l e  samt erforderl ichem 

w i s s enscha f t l ichen Personal und apparat iver Ausstat tung . 

Dazu wird auch im Bundesmini s t e r ium für Gesundhei t , Sport und 

Konsumentenschu t z  wis senscha f t l i ches Personal zur Bewertung 

der gesundh e i t srelevanten Eigenscha f ten von Bioz iden und zur 

Führung der G i f tinformat ions zentrale samt t echnischer Aus ­

stattung e r f orderl ich sein . I n  der ers t en Z e i t  nach dem In­

kra f t tr e t en dieses Gesetzes wird ein zusä t z l icher Au fwand 

durch die  E r s t e l lung der vorläu f igen Bioz idl i s t e  ent s t ehen . 
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Zur Vorberei tung der Vol l z iehung werden ab Kundmachung des 

Bioz idgeset zes bi s zum Inkra ft treten ein Jahr nach diesem 

Z e itpunkt ( Legi svakanz ) vorauss icht l i ch sechs Bedi enstete der 

Verwendungs gruppe A, dre i  Bedienstete der Verwendungsgruppe B 

und drei Bedienstete der Verwendungsgruppe D im Ber e i ch des 

Bundesmini s teriums für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  sowie dre i  

Bediens tete der Verwendungsgruppe A ,  zwei Bedien s t e t e  der 

Verwendungs gruppe B und zwei Bediens tete der Verwendungs ­

gruppe D i m  Berei ch des Bundesministeriums für Gesundhei t , 

Sport und Konsumentenschut z  benöt igt . Der j ährl i che Persona l ­

aufwand wird rund s i eben Mi l l ionen S chi l l ing betragen . Der 

Sachau fwand für die Herstel lung der grundl egenden Funkt ions­

berei t scha f t  wird etwa 1 2  Mi l l i onen Schi l l ing betragen . Dies 

wird durch die z ahlre ichen in der Zeit  der Legi svakanz zu 

bewä l t igenden Aufgaben verursacht : 

- Ankau f der apparat iven Behördenausstat tung ( Möbe l ,  

Unt ersuchungsgerät e ,  EDV-Bet r i ebsmi t t e l ) ; 

- Ankauf von Fach l i t eratur ; 

- Ausbildung von wis senscha f t l i chem Personal ; 

- Entwicklung von EDV-Konzepten für das Zulas sungsverfahren 

und Ankauf der Dat enbanksof tware für das Bioz idr eg i s t er 

sowie die  Gi f t informat ions zentrale ;  

- Erwerb von Zugr i f f sberecht igungen zu e inschlägigen 

Datenbanken ; 

- Heranzi ehung ext erner Sachverständiger ; 

- Ausarbe i tung von Verordnungen , die mit dem Inkra f t treten 

des Gese t z es in Ge ltung ges e t z t  werden sollen,  um eine 

reibungs freie Vol l z iehung zu s i chern . 

Ab Inkraf t treten des Geset z e s  wird e ine wei tere Auf stockung 

des Persona l s  und Erhöhung des Sachaufwandes notwendig s e in , 

um die ordnungsgemäße Vol l z i ehung - insbesondere im Hinb l i ck 

auf die Abwicklung der Zulassungsver fahren und die Erstel lung 

des vorläu f igen Bioz i dreg i sters - zu gewähr l e i s t en . Ab diesem 

Z e i tpunkt werden s ich l au fende Vol l zugsko s t en ( Persona l - und 

Sachau fwand ) in folgendem Ausmaß ergeben : 
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- Zwöl f Bedienstete  der Verwendungsgruppe A ,  fünf Bediens t e ­

t e  der Verwendungsgruppe B und fünf Bedienstete der Ver ­

wendungsgruppe D im Planst e l lenbereich des Bunde smini ­

s t eriums für Umwel t ,  Jugend und Fami l i e  mit e inem Per­

sonal au fwand von j ährl ich etwa acht Mi l l ionen Schi l l ing 

sowie fünf Bediens tete der Verwendungs gruppe A ,  drei Be­

diens t e t e  der Verwendungsgruppe B und drei Bedienstete der 

Verwendungsgruppe D im Plans t e l l enbereich des Bundesmini ­

s teriums für Gesundhei t , Sport und Konsument enschutz  mit 

einem Personal au fwand von j ährl i ch e twa vier Mi l l ionen 

Schi l l ing ; 

- lau f ender Sachau fwand ( für Zulas sungsabwicklung , 

Unt ersuchungen , L i t eraturbeschaf fung , EDV-Ans cha f fungen 

und - Betrieb ,  Datenbankrecherchen , Übert ragungskosten , 

Re i se spe s en usw . ) in der Höhe von etwa acht Mi l l ionen 

Schi l l ing . 

D i es em Aufwand werden ab dem Inkra ft treten des Ge s e t z e s  

E innahmen aus den gebührenp f l i cht igen Verwal tungsakten 

gegenüberst ehen , die derz e i t  ni cht bez i f f erbar s ind . Diese 

E innahmen ,  die e iner s e i t s  e ine Folge der Gebührenp f l i cht für 

Partei enant räge und anderers e i t s  e ine Folge der vorgesehenen 

Verö f fent l i chungsgebühren s ind , werden j edoch nur den 

konkreten Aufwand , der einze lnen Zulas sungsanträgen und 

Verö f f ent l i chungen zugerechnet werden kann , decken und somit 

nur e inen Bruchte i l  des gesamten lau f enden Au fwande s  

ausmachen . 

Aus der Überwachung dieses Geset zes wird auch im Berei ch der 

Länder e in zusät z l i cher Verwaltungsau fwand ent s t ehen . 

1 1 .  Verfassungsrecht l iche Grundlagen 

D i e  Zuständigke it des Bundes zur Erlassung und Vol l  z iehung 

dieses Gese t z es ergibt s i ch aus Art . 1 0  Abs . 1 Z 8 

( Angel egenheiten des Gewerbes und der Industrie ) ,  Z 1 2  

( Ge sundhei t swesen ) und Z 6 ( Stra frecht swesen ) B-VG . 
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D i e  Tat sache , daß " Umwelt schutz " a l s  allgemeiner 

kompetenzre cht l i cher Tatbestand nicht exi s t i ert und dem 

Umwel t s chut z  dienende Regelungen als " Querschni t t smat er i e " 

mit der j ewei l igen Sachmaterie verknüpf t  s ind , kann der 

Zuständigke it des Bunde s zur Erlassung di eses Geset z e s  ke inen 

Abbruch tun . Die Rege lungen dieses Entwurfes  s ind näml i ch 

unbeacht l ich ihres Charakters a l s  Umwe l t s chutzbe s t immungen 

nach kompet enz recht l i chen Kriterien entweder als typi sch 

gewerbepo l i z e i l i ch zu systemat i s i eren oder , sowei t  s i e  dem 

S chut z  der Gesundhei t  von Mens chen dienen , als  gesundhe i t s ­

pol i z e i l i ch . 

Nach herrschender Lehre ist  es a l s  zuläss ig anzusehen , daß 

Regelungen , die an gewerbl i ch in Verkehr geset z t e  Erz eugni s s e  

oder a m  Herstel lungsverfahren dieser Erz eugni sse z u  Zwecken 

des Konsumenten- und Gesundheit sschut zes , der auch den 

Umweltschut z  umfaßt , anknüp f en ,  vom Bund erlas sen werden . 

I I .  Zu den e inzelnen Best immungen : 

Zu § 1 :  

In di eser Best immung i s t  die umfassende programma t i s che Z i e l ­

s e t zung dieses Bundesgese t z e s , d i e  erst durch d i e  nachfol gen­

den Best immungen mit konkreten Inhal t en e r fül lt wird , festge­

l egt . 

D i e  Schut z z i e l e  dieses Bundesge s e t z es s ind demnach die Umwel t  

sowie d i e  Gesundheit von Mensch und Tier . Diese sol len vor 

s chädl i chen Auswirkungen , die durch j ede denkbare Handhabung 

und Anwendung von Bioz iden ents tehen könnten , geschüt z t  wer ­

den . Die Kr i terien der Schädlichkei t  s ind dabei zum T e i l  aus 

dem Chemika l i engesetz  übernommen .  Dies sowe i t , a l s  Bioz i de 

e ine gefährl i che Eigenschaft im S inne der § 2 Abs . 5 ChemG 

aufweisen ( deshalb sind Bioz ide auch gemäß § 1 6  nach dem 

ChemG e inzustu f en ) . Darüberhinaus wird die  Schädl i chkei t  von 

Bioz iden aber auch nach deren bioz iden Wi rkungen beurt e i l t  
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werden müs s en ,  da e s  sich dabe i um spe z i f i s che E igenscha f t en 

handelt , für die das Chemikal iengesetz keine geeigneten Kri ­

t erien enthäl t .  Als typi sch schädl iche Auswirkungen von Bio­

z iden s ind etwa deren Wirkungswei sen auf Z i elogani smen zu 

betrachen , wenn diese zu unnötigen Schmerz en oder L eiden bei 

den betrof f enen Organi smen führen können ; wei t ers e ine gene ­

r e l l e  oder bre i t e  bioz ide Wirksamkeit , di e neben den Z i e lor­

gani smen auch andere Organismen insbesondere Wirbe l t iere oder 

auch den Menschen gefährden kann . Bei Bioziden , die  schwer 

oder nicht biologisch abbaubar sind ,  oder di e e ine bioak­

kumulierende Eigenscha ft aufwe i sen , wird von einem hohen 

S chädigungspotent ial für die Umwel t  aus zugehen sein . 

D i e  zahlrei chen bestehenden Recht svorschr i f ten , die den 

S chut z  der Gesundhe it von Menschen zum Z i e l  haben , lassen 

e ine ausrei chend s i chere Wertung zu , was unter dem Geset z e s ­

z ie l  " Schutz  der Gesundheit von Menschen " z u  verst ehen i s t . 

A l s  s elbstverständl i ch anzusehen - und daher ke iner ausdrück­

l i chen Erwähnung im Geset z e s t ext bedür fend - ist dabe i , daß 

der S chut z  der Gesundheit von Menschen auch den Schut z des 

L ebens von Menschen e inschl i eßt . 

Das e igens erwähnte Z i e l  des " S chut zes der Gesundhe i t  von 

T ieren " i s t  ein T e i l  des ebenfa l l s  ausdrückl ich verankerten 

Umwel t s chut z z ieles . Dies wird k lar , wenn man den Begr i f f  

" Umwelt " anhand e inschlägiger Mat erial i en näher unt ersucht . 

D i e  EB zum Chemika l i engesetz etwa , nehmen hierzu be zug auf 

die  einschlägigen EU-Richt l inien , in denen s ich e ine Be­

gri f f sde finit ion f indet , die so lautet : 

" Im S inne d ieser Richt l inie s ind Umwelt : 

Was ser , Lu f t  und Boden , sowie die  Bez iehungen unt er ihnen 

e iner s e i t s  und zu a l l en Lebewesen andererseit s . "  

Auswirkungen von Bioz iden , die die Bez i ehungen der erwähnt en 

Umwel tmedien so s t ören , daß die s  zu Erkrankungen von T ieren 

führen kann , s ind demnach als s chädl i ch für die Umwelt zu 

betrachten . 
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Wei l  Bioz ide wegen ihrer spez i f i schen E igenscha f t en T iere 

aber auch direkt - etwa über die Nahrung oder über eine di ­

rekte ( ungewo l l t e ) Exposit ion - gefährden können , i s t der 

S chut z  der Gesundheit von T i eren a l s  eigenes Schut z z ie l  die­

s e s  Ges e z t e s  ange führt . Dami t soll  klar ausgesagt werden , daß 

T iere nicht nur mitte lbar a l s  S chu t z z iel angesprochen s ind ,  

sondern daß dieses Z i e l  ein wesent l i cher Bestandt e i l  dieses 

Gesetzes i s t . 

Die Berei che der Umwe lt , die durch verwal tungspo l i z e i l i che 

Regelungen zu schützen sind ,  sind derart viel fäl t i g , daß e ine 

zwar detai l l ierte , aber umfass ende De f ini t ion , was insgesamt 

unter " Umwe l t " zu ver stehen ist , au f größte Schwi er igke i t en 

tref f en würde . Die ö s t erreichi s che Rechtsordnung und die 

Mat erial i en enthalten daher dazu viel fach ähnl i ch unbe ­

s t immt e , o f t  abstrakte Festlegungen , wie s i e  auch im Recht 

der Europäi schen Union übl ich s ind . Dennoch soll  hier 

versucht werden , zumindest e ine fragmentarische Dar s t e l lung , 

was unt er dem Begr i f f  " Umwelt " zu verstehen ist , anzubieten . 

Zur Umwel t  gehören j edenfalls die  Kompart imente Boden , Lu f t  

und Wasser sowie Tiere und P f lanzen ( bzw . der Tier- und 

P f l anz enbestand , vgl . § 1 8 0  Abs . 1 StGB ) j wohl auch 

Mikroorgani smen sowie die Bez iehung a l l er dieser Berei che 

unt ereinander und zum Menschen ( vgl . § 2 Abs . 5 Z 1 1  ChemG ) . 

Biotope , Ökosyst eme und das Klima ,  die in der RV eines 

Umweltverträg l ichkeit sprü fungsgese t z e s  ( 2 6 9 BlgNR XVI I I . GP )  

qua s i  a l s  Bestandt e i l e  des dort grundgelegten Umwel tver­

s tändni sses aufgezählt werden , können s i cherl i ch al s Inbe­

gri f f  der vorerwähnten Wechselwirkungen gel ten ( di e  dort 

ebenfal l s  ange führten Kul turdenkmäler hingegen nicht ) . Der 

Mensch i s t  insoweit auch in die Begr i f f sbi ldung einbezogen , 

a l s  die Umwel t  für ihn Lebensgrundlage dar s t e l l t  ( vg l . d�n 

anthropoz entri schen Umwel tbegri f f  des Bundesver fassungs­

gesetzes über den umfassenden Umwe l t schut z ,  BGB1 . Nr . 

4 9 1 / 1 9 8 4 ) . Auch Magne t felder und elektri s che Felder können im 
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Hinbl ick au f ihre Veränderung ( Strahlung ) a l s  Bes tandt e i l  der 

Umwelt ange sehen werden . Dabei i s t  die " Umwe l t " s t e t s  in 

j enem Zustand zu verstehen , den s i e  kraf t  e igener 

Regelungsmechanismen - ohne vom Menschen vorgenommene 

E ingr i f f e  - einnimmt . 

Geht man von diesem s chon etwas klareren Umwel tbegr i f f  aus ,  

s ind etwa f olgende schädliche Auswirkungen von Bioz iden auf 

die  Umwelt vorstel lbar : 

- Tod oder Schädigung von Mikroorgani smen oder T i eren d i e  

nicht z u  den Z ielorgani smen gehören 

- S chädigung von P f l anzen 

- Verunreinigung von Gewässern ( Ober f lächengewäss ern oder 

Grundwasser ) 

- Bodenverunreinigungen ,  e twa durch Anrei cherung ni cht abbau­

barer Bestandte i l e  

- Luf tverunreinigungen 

- Schädigung von Ökosyst emen 

Unter Zugrunde l egung des erwähnt en Umweltbegr i f f e s  s ind a l s  

Verunre inigungen - und damit al s Schädigungen - ber e i t s  a l l e  

nachwei sbaren Rückstände von Bioz iden z u  verstehen , nicht 

erst solche Rückstandsmengen , die  für P f l anzen , T iere oder 

Menschen ge sundhei t l i ch bedenkl ich s ind . 

M i t t e l  zur Errei chung der genannt en Schut z z i e le s ind die im 

Gesetz  ange führten konkreten Maßnahmen , deren Schwerpunkt die  

Zulas sung b i l de t , sowie besondere Eingri f f t smögl i chke iten der 

Behörde , wie die Ermächt igung zur Aufhebung von Zulas sungen , 

S icherhe it s - und Kontrol lrnaßnahmen . 

Mit der E i nführung e ines Zulas sungsverfahrens für Bioz i de 

s o l l  s i cherge s t e l l t  werden , daß Bioz ide kün f t ig amt l ich un­

t ersucht und bewertet werden , bevor s ie au f den Markt kommen . 

Damit  soll  verhindert werden , daß Bioz ide , deren 

G e fahrenpo t ential in Ans ehung der Schut z z i e l e  dieses Ge s e t z e s  

zu hoch i s t , in Verkehr gelangen können . 
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Derartige Regelungen , die i n  der österrei chi schen Rechtsord­

nung im s to f f - und produktbezogenen Umwel t - und Gesundhei t s ­

s chut z  ( PMG , Arzne imi tt elgeset z ) durchau s übl ich s ind , ver ­

l angen von der Behörde in der Regel eine wertende Erme s s ens ­

ent s cheidung , wobei die Grenz en dieses Erme ssens geset z l i ch 

klar def iniert s e in müs s en . Nach den Fes t l egungen dieses 

Entwurfes i st daher davon auszugehen , daß Bioz ide , die nach 

dem j ewei l s  aktue l l en Stand des Wis s ens keine schäd l i chen 

Auswirkungen au f die Umwel t  oder die Gesundheit von Mensch 

oder Tier haben können , zuzulassen sind . Bioz ide , die bekann­

t ermaßen so l che Auswi rkungen haben oder die etwa Hinwe i s en 

aus wiss enscha f t l i chen Unt erlagen oder Prü fungen zu folge 

solche Auswirkungen haben könnt en , dür fen nicht zugelas sen 

werden . Der Vol l ständigkeit ha lber sei hier erwähnt , was im 

Richt l inienentwurf der Kommi ssion der Europäi schen Union für 

e ine Bioz idricht l inie ausdrückl i ch verankert worden i s t , in 

Österrei ch nach a l lgemeinem Recht sverständnis aber ohnehin 

unzwe i fe lha f t  i st : Die Zulas sung e ines Bioz ides entbindet den 

für das Inverkehrbringen Verantwort l i chen keineswegs von 

s einer etwa igen z ivi l - und stra frecht l i chen Verantwort l ich­

ke it , wenn ein Bioz id doch zu e inem Unglücks fall  führt . Die 

e inschlägigen Best immungen , insbesondere das Schadenersat z ­

r echt im ABGB und das Produktha ftungsges e t z  sowie das 

S trafgesetzbuch bleiben unberührt . 

Zu § 2 :  

Zu Abs . 1 :  

Im Hinbl ick au f die verfassungsrecht l i che Kompet enzvertei lung 

zwi schen Bund und Ländern i s t  der Bund nur auf den Sachgebie­

t en zur Erlas sung von Umwel t s chut zregelungen beru f e n , wo er 

befugt i s t , dieses S,achgebiet im kompet enzrecht l i chen S inne 

durch Bunde sgeset z e  zu regeln . Die vor l i egenden Regelungen 

betre f fen generell  gewerbl ich oder indust r i e l l  herge s t e l l t e  

S t o f f e  oder Zubereitungen und verp f l i chten überdi e s  aus ­

s chl i eßl i ch Personen , die Bioz ide gewerb l i ch i n  Verkehr set ­

z en ,  vor der Vermarktung eine Zulassung zu erwirken . Die 
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vorl iegenden Regelungen s ind daher kompet enzrecht l i ch dem 

Tatbestand des Art . 10 Abs . 1 Z 8 B-VG ( Angelegenhe i t en des 

Gewerbes und der Industrie ) zuzurechnen , und , sowei t  s i e  a l s  

typisch gesundhei t spo l i z e i l i ch z u  bewerten s ind , den Tatbe ­

s tand des Art . 10 Abs . 1 Z 12 . Die Bundeskompet enz umfaßt 

auch Regelungen , die die Verwendung von Bioz iden be tre f f e n ,  

d a  auch diese - i m  Gegensatz etwa zur Verwendung von P f l an­

z enschut zmi t t e ln - zum Großte i l  gewerblich oder industriell  

erfolgt bzw . wei l  gerade dem Ge sundhei t s s chut z  dienende Re ­

g elungen die  Verwendung notwendigerwei se e insch l ießen müs sen . 

Zu Abs . 2 :  

Vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes s ind best immte 

S t o f f e , Produkte und Tät igkeit en ganz oder t e i lwe i s e  ausge ­

nommen . Dem l iegt die Abs i cht zugrunde , daß Berei che , die aus 

der S i cht des Umwe l t - und Gesundhei t s schu t z e s  ausre i chend 

geregelt s ind ,  nicht berührt werden so l l . Dies hät t e  ledig­

l i ch Doppel g l e i s igke it bez i ehungswei s e  Widersprüch l i chkei t en 

zur Folge . Die Anforderungen an Arzne i spez ia l i täten s ind im 

Arzne imi t t e lgesetz bzw . im Arzne ibuch hinlängl i ch geregel t .  

Obwohl auch Arznei spez ial i täten bioz ide wirkungen haben 

können ( man denke etwa an Ant ibiot ika ) ,  i st es nicht s inn­

vol l , für diesen Bere ich weit ere Rege lungen - die t e i lw e i s e  

anderen Z i e l en verp f l ichtet s ind a l s  das Arzneimi t t e lgesetz -

in Kra f t  zu s e t z en . Dieses Bundesgesetz g i l t  daher nich t  für 

Arzne i spez i ali täten . 

Ähnl i ch ist  die Recht s - und Int eres s ens lage auch im Bereich 

Futtermi t t e l  und Lebensmi t t e l . 

P f l anzenschutzmi t t e l  sol len deshalb nicht vom Bioz i dgesetz  

erfaßt werden , wei l  das für diese geltende Zulas sungsverfah­

ren spe z i e l l  auf die Verwendung in der Landwirtscha f t  z.uge­

s chn i t t en i st . 
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Z u  Abs . 3 :  

Die gelt enden Vorschri f ten für die Be förderung ge fährl i cher 

Güt er entha lten u . a .  spe z i e l l e  Verpackungs - und Kenn z e i ch­

nungsregelungen . Diese sol l en weiterhin auch auf Bioz ide 

anwendbar s e in und nicht durch die einschlägigen Be st immungen 

dieses Bundesgesetzes  modi f i z iert oder er setzt  werden . 

Zu § 3 :  

Die in § 3 enthaltenen Legalde f init ionen der z entral en Be ­

gri f fe des Biozidgesetzes  s ind zum größt en Teil  aus dem Ent ­

wur f der Bioz idricht l inie entnommen . Wie auch dort festge­

l egt , verwe i st dieses Bundesge s e t z  bei e inigen Begr i f f en au f 

die  einschlägigen De f init ionen aus dem Chemikal i enrecht . Dies 

ist insofern unbedenkl ich , a l s  diese Begr i f f e  tat säch l i ch 

auch im Bioz idgesetz  dieselbe Bedeutung haben sollen . Hier 

s e i  angemerkt , daß das Bioz idge setz  a l s  l ex spec ial i s  zum 

Chemika l i engesetz  anzusehen ist . 

Grundsät z l i ch i s t  davon aus zugehen , daß die  in Abs . 1 und 2 

vorgenommenen Begri f f sbest immungen keiner we it eren Präz i s i e ­

rung bedür fen,  da s i e  zum größt en T e i l  dem al lgemeinen 

Sprachgebrauch verp f l ichtet s ind bzw . die wesent l ichen Aus ­

führungen dem Chemikal iengesetz , der Chemika l ienverordnung , 

BGB1 . Nr . 2 0 8 / 1 9 8 9 , sowie den Erläuternden Bemerkungen zum 

Chemika l i engesetz  entnommen werden können . 

Zu § 4 :  

Die z entra l e  Maßnahme , die d i e s e s  Bundesgesetz zum S chut z  vor 

s chädl i chen Auswirkungen von Bioz iden f e s t legt , i s t  - wie 

bere i t s  erwähnt - die Zulas sung . Demzu folge dür fen in der 

Regel nur zugelassene Bioz ide in Verkehr gebracht werden . 

Dies  und die  Verp f l ichtung zur E inhaltung der wesent l i chen 

Zulassungsauf lagen ist in § 4 verankert . 
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Al l erdings soll  die Entwicklung neuer Bioz ide we i t er zulässig 

se in , wenn auch - richt l inienkonform - nur mit gewi ssen Ein­

s chränkungen . 

Wird ein neues Biozid oder e in neuer Wirksto f f  innerhalb 

desselben Unternehmens hergest e l l t  und we i t erentwicke l t , so  

wird dieses Biozid bzw . der Wirks to f f  nicht in Verkehr ge ­

bracht . 

Wenn die produktbezogene Erfors chung oder Entwi cklung j edoch 

in einern anderen Unternehmen oder von einer besonders sach­

kundigen Person außerhalb des Herstel lung sunternehmens er f o l ­

gen sol l ,  so  s t e l l t  d i e  Abgabe an diese Ins t i tute oder Perso­

nen bere i t s  ein Inverkehrbringen dar . Gemäß § 4 Abs . 2 und 2 6  

des Bioz idgeset zes  dür fen zu Forschungs zwecken auch nicht 

zugelassene Bioz ide in Verkehr gebracht werden . Diese Erlaub­

n i s  i s t  generell mit best immt en Auf z e ichnungsp f l i chten ver ­

bunden . Sol l ein Fors chungsvorhaben auch e inen Fre i l andver ­

such einsch l i eßen , i s t  das Vorhaben in der Regel nur nach 

Erwirken e iner besche idmäßigen behördl ichen Erlaubn i s  

durchzuführen . 

Um Fehl informat ionen über Bioz ide , insbesondere über deren 

Wirkungen und ge fähr l i che Eigenscha f t en ,  zu verhindern und 

m i t t e lbar auch um mißbräuchl ichen oder irrtümt l i chen Anwen­

dungen von Bioz iden vorzubeugen , s ind in Abs . 3 die Anforde ­

rungen an die Begleit information von Bioz iden festgelegt . 

Dabei i s t  ,zu beachten , daß sich diese Vorschr i f t  au f das 

Produkt selbst bzw . s e ine Verpackung , kra f t  Anordnung in § 2 0  

Abs . 4 au f die Werbung für Bioz ide und s ch l i eßl i ch auch auf 

e twaige mündli che Verkau f s in formationen bez i eht . Nach § 4 

Abs . 3 wird es etwa unzuläs sig s e i n ,  ein Bioz id a l s  " biolo­

g i sch unbedenklich " zu beschreiben , wenn das Bioz i d  selbst 

oder e iner seiner Bes tandt eile  im Wasser nicht oder nur l ang ­

s am abgebaut wird ; ebenso wird etwa der H inwei s  " ke ine ge ­

sundhe i t l i chen Auswirkungen " al s verboten gelten mü s sen , wenn 

das bet re f f ende Bio z i d  e ine gesundhei t l ich relevant e gefähr­

l i che E igenscha f t  im S inne des § 2 Abs . 5 ChemG aufwe i s t . 
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Zu § 5 :  

W i e  etwa das Chemika l i enge set z ,  aber im Gegensat z zum P f lan­

z enschut zmi t t e lgeset z ,  rege lt das Biozidgesetz auch die Ver ­

wendung der erfaßten Produkte .  Kompetenzrecht l i ch i s t dies 

zuläs s i g ,  da Bioz ide definit ionsgemäß Produkte s ind , die 

nicht landwirtschaf t l i ch verwendet werden . Die denkbaren 

Verwendungsgebiete , näml i ch Industri e ,  Gewerbe und private 

Hausha l t e  können von Bundesgesetzen er faßt werden . 

§ 5 s t e l l t  e ine s ehr allgemeine Rege lung für die Verwendung 

von Bioz iden dar . Dies wird im Hinbl ick au f die Schut z z i e l e  

a l s  ausrei chend bewertet , we i l  nicht alle  vorhersehbaren 

Verwendungen bis in l et z t e  Detail  er faßt werden können -

j edenfa l l s  nicht durch gener e l l e  Normen . Es wird daher ange­

ordnet , daß die im Zulassungsbe sche id j ewei l s  festgelegten 

Anwendungshinwei s e  - die auch au f der Produktkenn z e i chnung 

auf s cheinen müs s en - einzuhalten sind . Bei der Verwendung von 

Bioz i den , die unt er die Übergangsbestimmungen des Biozidge­

s e t z e s  ( § §  4 2  und 4 3 ) fallen,  wird es für einige Zeit noch 

keine zugelassenen Anwendungsbe s t immungen geben . Der Verwen­

der wird hier verp f l i chtet , j ene Anwendungsbest immungen zu 

beachten , die derj enige , der für das Inverkehrbringen des 

betre f f enden Bioz ides verantwortl ich ist , vorgesehen hat . 

Diese Hinwe i s e  unt erl iegen zwar ke iner - f lächendeckenden -

behördl i chen Überprüfung , dies muß aber während der Über­

gang s z e i t  in Kauf genommen werden . 

Analog zur Regelung des Inverkehrbringens i s t  auch bei der 

Verwendung von Bioz iden e ine Ausnahme für Forschung und Ent ­

wicklung vorgesehen . 

Art . 3 Abs . 8 der im Entwur f vor l i egenden Bioz idricht l in i e  

verp f l i chtet die EU-Mitgl i edstaat en , vorzuschreiben , daß 

Bioz ide " ordnungsgemäß " verwendet werden . Zu e iner ordnungs ­

gemäßen Verwendung von Bioz iden gehört nach der Bioz idr icht ­

l inie neben der E inhal tung der Anwendungsbest immungen auch , 
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" daß e ine Kombination physikal i s cher , biologi scher , chemi ­

s cher oder sonst iger eventue l l  gebot ener Maßnahmen angewandt 

wird , durch die der Einsatz von Bioz id- Produkt en au f das not ­

wendige Mindestmaß begrenz t wird . " Diesen gemeinscha ft srecht ­

l ichen Anforderungen an die Verwendung von Bio z i den soll mit 

§ 5 Abs . 4 nachgekommen werden . 

Zu § 6 :  

Um einen Verantwort l i chen , der Ansprechpartner der Behörde 

i st ,  zu best immen , s ehen die sto f f - und produktbez ogenen 

Verwaltungsvorschri ft en ,  die ein Zulas sungsregime beinha l t en ,  

i n  der Rege l vor , daß nur best immt e Personen berecht igt s ind ,  

Ent scheidungen der Behörde zu beant ragen . Diese Per sonen 

mußten bisher regelmäßig e inen S i t z  ( F irmen- oder Wohns i t z ) 

i n  Österrei ch haben . Wenn Ös terrei ch Mi t g l i ed der Europäi ­

s chen Union i st , s ind nach geme inschaf t l i chen Vorschri f t en 

aber auch Personen , die ihren S i t z  in anderen EU-Mi tgl ied­

s t aaten haben , zur Antragstei lung zu berecht igen . 

D i e  Bioz idri cht l inie unt erscheidet zwi schen dem Erstantrag 

zur Zulas sung eines best immt en Bio z ides und den Folgeanträ­

gen . 

Als Erstant rag g i l t  j ener Antrag , mit dem die Zulas sung e ines 

best immten Bioz ides in der Geme inschaft zum erstenmal bean­

t ragt wird , gleichgü l t i g  in wel chem EU-Mi tgl i edstaat der 

Antrag ges t e l l t  wird . Wird die Zulas sung e ines Bioz ides , das 

berei t s  in e inem EU-Mi tgl i edstaat zuge las sen ist , i n  e inem 

weiteren EU-Mit g l i edstaat beantragt , so g i l t  dieser Antrag 

a l s  Folgeantrag . 

D i e  Bioz i dr i cht l inie s i eht nun vor , daß ein Erstantrag dort 

g e s t e l l t  werden muß , wo der Verantwort l i che s einen S i t z  hat . 

Als Verantwort l i che kommen in diesem Zusammenhang der Her ­

s t e l ler , der Importeur ( ins Gemeinscha f t s gebiet ) oder der 

Vertriebsunternehmer in Betracht . Daher dür f en nur diese 
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Personen e inen Erstantrag i n  Ös t erreich s t e l l en . Folgeanträge 

dür fen von al len Her s t e l l ern , Importeuren oder Vertriebsun­

t ernehmen , die e inen S i t z  innerhalb des EU-Geme inscha ft sge­

bietes haben , ges t e l l t  werden . 

Zu § 7 :  

D i e  Zulas sungsanträge werden voraussicht l i ch umfangreiche 

Angaben und Prü fnachwei s e  entha l t en . Um e ine rout inemäßige , 

edv - gestüt z t e  Bearbei tung der Anträge zu ermögl iche , s o l l en 

diese mög l i chst übers icht l i ch und strukturi ert vorl i egen . 

Daher sol l der Antrag mi t t e l s  e ines Formblat tes eingebracht 

werden . Da die Bewertung der Anträge gemäß § 11 durch zwei 

Behörden erfolgen wird , i st das Formblatt in zwei facher Aus ­

f ertigung vorzulegen . 

§ 7 bez e i chnet weiters j ene Punkt e ,  zu denen vom Antrag s t e l ­

ler Angaben oder Unterlagen bei zubr ingen s ind . Die detai l ­

l ierten Aus führungen z u  diesen Punkten werden e iner Verord­

nung gemäß Abs . 8 vorbehalten ,  da s i e  einers e i t s  durch den 

wissenscha f t l i chen Fort schritt raschen Änderungen unt erl iegen 

und andererseits  e ine vol l s tändige Au fzählung den Rahmen 

dieser Best immung sprengen würde . Damit f olgt das Bioz id­

gesetz der Bioz idricht l inie , di e die Anforderungen an die 

Zulas sungsunterlagen in verschiedenen Anhängen zur Richt l inie 

f es tgelegt hat . 

Zusä t z l ich zu den Ant ragsunterl agen muß der Antrag s t e l l er 

auch Proben zur Ver fügung s t e l l en . Dies aber nur au f Verlan­

gen der Behörde . Die Behörde wird Proben in der Rege l  nur 

dann verlangen , wenn dies zur Beurtei lung der Zulas sungsvor­

ausset zungen erforder l i ch ist  oder wenn die  Angaben zur Iden­

t ität oder zu den E igenscha f t en des Bioz ides oder e ines Be­

standt e i les widersprüchlich s ind . 

D i e  im § 7 festge l egt en Qua l i tätsanforderungen an d i e  An­

t ragsunterl agen und im besonder en an die Prüfnachwe i se orien­

t ieren s ich an den internat iona l  und in Österreich übl i chen 

S tandards ( verg l e i che etwa § 7 ChemG ) . 
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Um unzweckmäßige Mehfachprü fungen zu vermeiden , dür f en Folge­

antragst e l l er au f der Behörde berei t s  vorge l egte Unt erlagen 

verweisen . Vorausset zung hie für i s t  die Ident i tät der 

betro f f enen Bioz ide und die Zus t immung de s sen , der die 

Unterlagen der Behörde berei t s  vorgelegt hat , sowie daß die 

Unt erlagen den aktuel len Qua l i t ätsstandards noch ent sprechen . 

S ind Unterlagen bere i t s  z ehn Jahre alt , i st keine Zust immung 

der Berecht igt en mehr erforderl i ch . 

Zu § 8 :  

D i e  österre ichi sche Recht sordnung enthält das im T i erver ­

suchsgesetz 1 9 8 8 , BGB1 . Nr .  5 0 1 / 1 9 8 9 , pos i t ivierte Z i el , 

Versuche mi t Wirbe l t i eren sowei t  als mögl ich zu vermeiden . 

Eine ähnli che Wertung von Ti erversuchen i st auch dem Recht 

der Europäi schen Union zu entnehmen . 

Trotzdem i s t  e s  nach wie vor internat iona l übl ich und auch 

geset z l ich verankert , daß insbe sondere gefährl i che S to f f e  und 

Zubereitungen ( wi e  auch Arzneimi t t e l ) im Tierversuch geprüf t  

werden . D a  diese Versuche international vorgeschrieben s ind 

und s i ch die  Bewertung von Stof fen und Zuberei tungen nur au f 

der Grundlage standardi s ierter Ver fahren und verg l e i chbarer 

E rgebni s s e  einhe i t l i ch durchführen läßt , i s t  es der z e i t  

unvermeidl i ch ,  daß auch die Bewertung von Bioz i den unter 

Heranz i ehung von Ergebnis sen aus Ti erversuchen erfo lgt . 

Trot z dem s o l l  - den Z ielset zungen de s Tierversuchsgeset z e s  

1 9 8 8 Rechnung tragend - es nicht z u  T i eversuchen i m  Ber e i ch 

der Prüfung von Bio z i den kommen , die vermeidbar s ind . 

Dementsprechend i s t  hier vorgesehen , daß Unt erlagen über 

T i erversuche von a l l  j enen , die s i ch dadurch e inen we it eren 

T i erversuch ersparen können , gemeinsam genut z t  werden müs sen . 

S t immt der Berecht igte e iner solchen Nut zung nicht zu , kann 

er von der Behörde dazu gezwungen werden . In der Regel wird 

d i e  Behörde in solchen Fäl l en die Nutzung durch Dri t t e  gegen 

F e s t legung e ines angemes s enen Entgel t e s  für verp f l i chtend 

e rklären . 
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Darüberhinaus i s t  in den Abs . 4 und 5 f e s tgel egt , daß Tier­

versuche nur a l s  letztes Mi t t e l  zum Erkenntni sgewinn herange­

z ogen werden dürf en ,  vor dem auch anerkannte Al ternat ivmetho­

den Vorrang haben , und nur unt er Einhal tung des Tierversuchs ­

gesetzes 1 9 8 8  durchge führt werden dürfen . 

Ent sprechend dem auch in der aktuel len Fas sung der Chemika ­

l ienverordnung festglegten Verbot , Versuche a n  oder m i t  Men­

s chen durchzuführen , ist  es unt ersagt , Bioz ide oder deren 

Bestandt e i l e  im Menschenversuch zu prüfen . Diese Vorschr i f t  

beruht auf der recht l ichen Wertung , daß d i e  Unversehrthe i t  

von Leib und Leben von Menschen e i n  Schutzgut darst e l l t , das 

wes ent l ich höher zu bewerten i s t  als ein mögl i cher Erkennt ­

nisgewinn über Bioz ide oder als f inanz i e l l e Erträge , die mit 

Bioz iden erwirtscha f t e t  werden können . 

Zu § 9 :  

Mit dieser , ln ähnlicher Art und Wei s e  auch im Pf lanzen­

s chut zmi t t e lgeset z verankerten Regelung s o l l  Vorsorge da für 

getrof fen werden , daß Bioz ide untereinander oder Bioz ide 

nicht mit P f l anz enschutzmitt eln verwechse l t  werden können und 

daß es durch Verwechs lung oder durch irre führende Namen von 

Bioz iden zu e iner unsachgemäßen Verwendung kommen kann . 

Zu § 10 : 

In § 1 0  s ind die - durch Verordnung noch näher auszuführenden 

- Zulassungsvorausset zungen sowie die Gül t igke i t sdauer der 

Zulassungen f estgelegt . 

Grundsät z l i ch s ind zwei Fäl l e  zu untersche iden , nämlich 

- österrei chische Ers t zulassungen und 

- Folgezulas sungen von Bioz iden , die ber e i t s  in e inem 

EU-Mi t g l i edstaat zuge lassen s ind . 
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Erstzulas sungen - s i ehe dazu auch die Erläut eruingen zu § 7 -

müs s en von der Zulas sungsbehörde e ingehend au f a l l e  vorge s e ­

henen Anforderungen geprüf t  werden . Die Anforderungen rei chen 

von der nachgewiesenen Wirksamkeit bi s zum Nachwei s , daß das 

beantragt e  Biozid gefahrlos gel agert , transport i ert und ver­

wendet werden kann . 

Durch die Z ie l s e t zung der Europäischen Union , im Bere ich der 

gemeinscha f t l i chen Bioz idregelungen die Beurtei lung der Wirk­

s t o f f e  am weitesten zu harmonis i eren , wird s i ch die Bewertung 

der Wirksto f fe au f nat ionaler Ebene weitgehend erübrigen . 

Hier wird l edigl ich zu prüfen s e in ,  ob der Wirkstof f in An­

hang I der Bio z i drich t l inie für die beantragten Verwendungs ­

zwecke angeführt i s t  oder nicht . Wenn der Wirks t o f f  dort 

nicht ange führt i s t , i st eine Zulas sung von Bioz iden , die 

e inen solchen Wirks to f f  enthalten ,  erst mög l i ch ,  wenn er von 

der Kommiss ion geprüf t  worden i s t  und in Anhang I aufgenommen 

worden i s t . Ein entsprechender Antrag i s t  gemäß § 2 4  des 

Bioz idgeset z es zu s t e l len . 

Bioz ide mit einer der in § 1 0  Abs . 2 au fgezählten ge fähr l i ­

chen E igenscha f t en sind ni cht zulassungs f ähig . Dami t sol l 

s icherge s t e l l t  werden , daß keine Bioz ide , die ein zu großes 

G e fahrenpo t ential für die Gesundheit von Menschen o der Tieren 

bes i t z en ,  in Verkehr gebracht werden können . Dies i s t  notwen­

dig , wei l  Bioz ide zum Teil  we i tverbreitete  Publikumsprodukt e  

s ind , bei denen nicht vorausge s e t z t  werden kann , daß die 

Verwender über die notwendige Sachkenntni s ver fügen oder die  

notwendige Sorgfalt wal t en lassen . Da  erf ahrungsgemäß auch 

die  vers ehent l i che oder mißbräuchl i che Verwendung durch 

S chut zvors chr i f t en nicht gänz l i ch unt erbunden werden kann , 

wird es a l s  angemes sen erachtet , Produkt e  mit best immten , 

i nsbesondere für den Menschen gefährl i che Eigenscha f t en von 

der Zulassung und damit von der Vermarktung ab ini t io aus zu ­

s ch l i eßen . 
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wie bei Zulas sungsregelungen al lgemein übl ich , s i eht auch das 

B ioz idgeset z vor , daß die Zulas sung gegebenenfal l s  unt er 

Au f l agen und Bedingungen zu ert e i l en i s t , wenn damit di e 

Zulassungsvoraussetzungen als erfül l t  bewertet werden können . 

Als Auf lagen s ind bei spielwei s e  besondere Anwendungshinwe i s e , 

Verwendungsbeschränkungen hins i cht l i ch Menge oder Häu f igkei t  

sowie besondere Verpackungsanforderungen denkbar . D i e  Zulas ­

sung kann e twa auch von einer begleitenden Produktbeobachtung 

und Dokumentation über diese Beobachtungen abhängig gemacht 

werden . Bei Bioz iden , die au f Produkten verble iben können , 

die  zum Verz ehr best immt s ind oder die mi t dem Körper in 

Berührung kommen können , werden regelmäßi g  zuläs sige 

Rückstandshöchstwerte fest zulegen s e in . 

D i e  Zulas sung von Bio z iden , die bere its  in e inem EU-Mitgl i ed­

s t aat , der die Bioz idricht l inie umgeset z t  hat , zuge las sen 

s ind ( Fo lgezulassung ) soll verhältni smäßig rasch und unter 

Vermeidung eines allzu großen Verwaltungsau fwandes erfolgen . 

Dies  wird e inerseits  durch die einhe i t l iche Wirksto f fbewer ­

tung durch die Europäi s che Kommiss ion ermögl icht , anderer­

s e i t s  durch die " Einhe i t l i chen Grundsät z e " für die Bewertung 

der Antragsunterlagen . Diese Grundsät z e ,  die auch in Öster­

r e i ch gemäß Abs . 9 zu beachten sein werden ,  verfolgen das 

Z i e l , die national en Zulassungen in der Europäischen Union 

auf ein verbindl i ches Niveau f e s t zulegen , damit e ine ges i ­

cherte Verg lei chbarkeit der nat ionalen Zu lassungen gegeben 

i s t . 

Dement sprechend ist  ln der Rege l bei Folgezulas sungen davon 

aus zugehen , daß die betro f fenen Bioz ide den Zulassungsanfor­

derungen ent sprechen . E ine Folgezulassung ist daher - wenn 

die  Unterlagen zum Erstantrag , die nach der Bioz idr i cht l inie 

a l l en EU-Mi t g l i edstaaten übermi t t e l t  werden müs s en ,  der Zu ­

lassungsbehörde vor l i egen - innerhalb von 12 0 Tagen zu erte i ­

l en . 
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Ausnahmen davon gibt e s  nur , wenn spez i f i sche nat ionale Gege­

benhei ten zu berücks i cht igen s ind , die das Vorl iegen der 

Zulassungsvorausset zungen in Frage s t e l l en können . Denkbar 

wäre hier e twa der Fal l ,  daß die  Z i elorgani smen e ines be­

s t immten Bioz ides in Österreich gar ni cht heimi sch s i nd ,  oder 

daß die Wirksamkeit gegenüber e iner endemischen Spe z ie s  nicht 

gegeben i s t . In solchen Fäl l en wäre eine Folgezulas sung gemäß 

Abs . 7 ausgeschlos sen . 

D i e  ertei l t en Zulas sungen bleiben , wenn s i e nicht kürzer 

be fristet werden , z ehn Jahre lang gült ig . Nach diesem Z e i t ­

raum hat j edenfa l l s  e ine Neubewertung des betre f f enden Bioz i ­

des anhand des aktuel l en Erkenn t i s s tandes zu erfolgen . 

Die Dauer der Zulas sung hat s i ch j edoch in erster L inie an 

der Wirks to f f l i s t e  ( Anhang I der Bioz idri cht l ini e )  zu ori en­

t i eren . Nach der Bioz idricht linie dür fen Bioz ide näml ich nur 

solange nat ional zuge lassen werden , als  der enthalt ene Wirk­

s t o f f  in der Wirks to f f l i st e  geführt wird . Ist e in Wirks to f f  

auf di eser L i s t e  ange führt , s o  erfo lgt auch hier e ine Neu­

überprüfung nach 10 Jahren . Es i s t  daher in der Rege l  davon 

aus zugehen , daß die Zulas sungen so be fristet werden , daß s i e  

m i t  dem Aus lau fen der 10 Jahre , d i e  der Wirksto f f  auf der 

Wirksto f f l i s t e  verble ibt , enden . In di esem Zusammenhang s e i  

erwähnt , daß sowohl e in Wirksto f f  für we i t ere 10 Jahre auf 

der Wirksto f f l i st e  ge führt werden kann , a l s  auch die  öster­

r ei chische Zulas sung gemäß § 1 4  ( au f  wei t ere 10 Jahre ) erneu­

ert werden kann . 

Zu § 11 : 

Verf ahren nach dem Bioz idgeset z s ind - wie im EGVG geregelt  -

grundsät z l i ch nach den a l lgemei nen Verwal tungsverfahrens ­

vorschr i f ten ( AVG , VS tG ) durchzu führen . Zusät z l i ch zu den 

dort festgelegten Regelungen s i eht § 11 vor , daß der 

Bundesminis ter für Umwe l t , Jugend und Fam i l i e  als zuständige 

Behörde ein Gut achten des Umwel tbundesamte s  e inzuho len und 
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gegebenen f a l l s  noch wei tere Sachvers tändige heranzu z i ehen 

hat . Dabei wird das Umwel tbunde samt die Rol l e  e ines Amt s sach­

verständigen einnehmen t während weitere Experten in der Regel 

aus dem behördenexternen Bereich kommen werden . Es i s t  auch 

denkbar t daß der Bundesminister für Umwel t t Jugend und 

Fami l i e  mit einschlägigen Ins t i tuten rege lmäßig zusammenar ­

beitet t sof ern dies für die Ermitt lung der Zulas sungsvor­

ausset zungen erforderlich ist . 

Darüberhinaus i st fes tgelegt t daß der Bundesmini s t e r  für 

Gesundhei t t Sport und Konsument enschutz die Zulas sungsanträge 

hinsicht l i ch der mögl ichen Auswirkungen e iner Zulas sung au f 

die Gesundheit von Menschen prü f t . Das Ergebnis die ser 

Prü fung t die  in die Vol l zugs zuständigkei t  des Gesundhei t s ­

mini sters f ä l l t t i s t  dem Bundesmini ster für Umwe lt t Jugend 

und Fami l i e  mi t einem Gutachten zur Kenntnis zu br ingen . Die 

Aus sagen dieses Gutachtens bi lden die Grundlage der Bewertung 

des Antrages aus der S i cht des Gesundhe i t s schut z e s . Dies er 

Auf spaltung der Bewertung der Anträge au f zwei Behörden wird 

bei der Zus tändigkei t  zur Bescheiderlas sung Rechnung getra­

gen . Gemäß § 4 6  Abs . 1 Z 1 s ind a l l e  Zulas sungsbescheide vom 

Bundesmin i s t er für Umwelt t Jugend und Fami l i e  im E i nvernehmen 

mit dem Bundesmini s t er für Ge sundheit t Sport und Konsumenten­

s chut z  zu erlassen . 

Unter Beanspruchung der dem Bund gemäß Art . 1 1  Abs . 2 B-VG 

e ingeräumt en Ermächt i gung soll  die Ent scheidungspf l i cht für 

Anträge auf Zulassung von Bio z i den bei Erstanträgen in 

Abwei chung von § 73 Abs . 1 AVG nicht längstens sechs Monate t  

sondern längstens zwe i Jahre betragen . Diese lange Ent ­

s cheidung s f r i st t die s i ch auch an der in § 9 Abs . 2 des 

P f l anzenschutzmi t t e lgesetz f e s t ge legten Ent scheidung s f r i s t  

von bis zu vier Jahren orient iert t i s t  nach den Er f ahrungen 

mit der Vol l z i ehung ähnlicher Materien ( P f lanzenschu t zmi t t e l ­

zulassung ; Chemikal i enanmeldung ) unbedingt erforder l ich . D i e  

Bewertung der Antragsunterlagen i st j eden f a l l s  e ine z ei t au f ­

wendige t wi s senscha f t l i ch s ehr anspruchvo l l e  Arbe i t t die  

r egelmäßig die Erst e l lung von Expert i s en zu verschi edenen 
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Fragen notwendig machen wird . In E inz e l f ä l l en werden auch 

Laboruntersuchungen an Proben vorgenommen werden mü ss en . Auch 

die Koordinat ion der beiden Behörden , die be i der Ent sche i ­

dung über d i e  Anträge zusammenwirken müs s e n ,  wird e inige Z e i t  

i n  Anspruch nehmen . Somit i s t  r ea l i s t i scherwe i s e  davon 

auszugehen , daß die durchschnit t l iche Ver fahrensdauer nicht 

wesent l i ch unter zwei Jahren l i egen wird . 

Zu § 12 : 

Die gemäß § 10 erte i l t en Zulassungen gel t en gemäß § 10 Abs . 8 

in der Regel  z ehn Jahre lang . Danach i s t  eine wiederbegu t ­

achtung der betro f fenen Bioz ide vorgesehen . 

Da e s  j edoch nicht au sgeschlos s en werden kann , daß innerhalb 

e iner kürz eren Zeit nach der Erlas sung eines Zulas sungs­

bescheides Tat sachen bekannt oder neue einschlägige 

Erkenntni s s e  gewonnen werden können , die die Zulas sung 

hins i cht l ich der Zulas sungsvoraussetzungen überhol t  

erscheinen lassen , sol len d i e  Zulas sungen von Amt s wegen 

aufgehoben oder abgeändert werden können . Die ent sprechende 

Determinierung der Vorgangswei s e  der Behörde erfolgt durch 

die  in Abs . 1 genannt en Bedingungen für die  amt swegige 

Aufhebung oder Abänderung von Zulassungsbesche iden . Wenn e s , 

ohne daß Gefahren zu erwart en s ind , mögl i ch i s t , die  von der 

Au fhebung oder Abänderung betro f fenen Mit t e l  noch weiter zu 

verwenden , kann im Bescheid eine Abverkau f s frist  für 

Lagerbestände festge l egt werden . 

D i e  Zulas sung kann gemäß Abs . 2 auch auf Antrag des 

Zulassungsinhabers abgeändert werden . Eine Au fhebung auf 

Antrag i s t  deshalb ni cht vorges ehen , wei l  e s  für e i n  

Außerkraf tt reten e iner Zulassung nach dem Wil len des 

Zulassungsinhabers genügt , wenn dieser e ine schr i f t l i che 

Verz icht serklärung abgibt - wel che dann gemäß § 13 Abs . 1 Z 3 
das Erlöschen der Zulassung zur Folge hat , ohne daß e ine 

behördl i che Verfügung notwendig wäre . 

\ 
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Abänderungen au f Antrag des Zulas sungs inhabers s ind wie 

Neuanträge auf alle Zulas sungsvoraussetzungen zu prüfen , 

dement sprechend s ind sol chen Anträgen auch alle  zur 

Beurt e i lung der Zulas sungsvorausset zungen notwendigen -

e rgänzenden - Unterlagen anzuschl i eßen . Wenn die Abänderung 

auf e ine Ausdehnung der Einsatz zwecke eines best immten 

Bioz ides abz ielt , für die die Wirksto f f l i s t e  in Anhang I der 

Bioz idricht l inie keine E intragungen enthä l t , so i s t  

g l e i chz e i t i g  m i t  dem Abänderungsantrag e i n  Verfahren zur 

ent sprechenden Änderung von Anhang I der Bioz idricht l inie 

e inzuleiten . Eine ent sprechende Erledigung dieses Ver f ahrens , 

das in den Art . 9 und 10 der Bioz idricht l inie festgel egt i s t , 

i st Vorausset zung für die pos it ive Ent sche idung eines solchen 

Abänderungsantrages .  

Die Verp f l i chtung zur Au fhebung oder Abänderung e ines 

Zulas sungsbescheides kann s i ch auch aus Recht sakten der 

Europäischen Gemeinscha f t  ergeben . Die EU -Mi tgliedstaaten 

s ind verp f l i cht et , die Zu lassungen a l l er Mi t t e l , die einen 

Wirks t o f f  enthalten ,  der von der Kommi s s i on aus der Wirk­

s t o f f l i st e  gestrichen wird , auf zuheben . Dies  ist e ine Folge 

der Harmoni s ierung im Bereich der Wirksto f f e . Die 

Bioz idr i cht l inie s i eht in ihrem Art . 27  aber auch vor , daß 

nat ional erfolgte Abänderungen oder Au fhebungen , die  aus 

Umwel t s chut zgründen erfolgt s ind , von der Kommi s s ion über­

prü f t  werden können . Werden sol che Abänderungen oder Auf ­

hebungen von der Kommiss ion nicht bestät igt , müs sen s i e  vom 

betre f f enden EU-Mi tgl i edstaat zurückgenommen werden . Au f 

diese Fäl l e  ist  in Abs . 4 Bedacht genommen worden . 

Zu § 1 3 :  

Aus sys t ema t i schen Gründen sind in dieser Best immung die 

Ereigni s s e , die zu e inem Erlöschen der Zu las sung führen , 

zusammengefaßt . Dabei i s t  der Fal l , in dem die Zulas sung erst 

aufgrund e ines spe z i e l len behördl i chen Akte s  erl i scht (Abs . 1 

Z 2 ) , von den übrigen Fäl l en ( Abs . 1 Z I ,  3 und 4 s owie Abs . 

2 )  zu unterscheiden . Von der E inräumung e iner Abverkauf s fr i s t  
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wurde in dieser Bestimmung abge s ehen , da eine solche im Fal l  

des Abs . 1 Z 2 ohnehin berei t s  gemäß § 1 2  Abs . 3 f e stge s e t z t  

werden kann und wei l  d i e  übrigen in Abs . 1 genannten Fäl l e  

nicht überraschend e intreten . Im Fal l e  des Abs . 2 wäre die 

E inräumung e iner Abverkau f s fr i s t  mangel s  eines ent sprechend 

l egi t imierten Ver fügungsberecht igten nicht zweckmäßig . 

Zu § 1 4 : 

Das Bioz idgesetz soll  e inen au f den j ewei l s  aktu e l l en 

wis senscha f t l i chen Erkenntni ssen und Erfahrungen ba s i erenden 

S t andard der Zulassungen gewähr l e i s t en . Diesem Z i e l  dienen 

die Ermächt igungen zur Abänderung und Au fhebung der Zulas sung 

sowie die in § 1 0  Abs . 8 festge legte Anordnung de s Erlöschens 

der Zulassungen durch Zei tablau f . Da es aber durchaus vor ­

kommen kann , daß die Zulas sungsvoraussetzungen bei e inz e l nen 

B ioz iden über den Z e i t raum von z ehn Jahren hinaus unverändert 

vorl iegen , soll  e ine Erneuerung für wei tere z ehn Jahre 

mög l i ch sein ( di e  auch weiter erneuert werden kann ) . Dabei 

i st die Erneuerung insofern von e inem neuen Zulas sungsantrag 

zu unterscheiden , a l s  da für unt er Umständen nur ein T e i l  der 

Antragsunterlagen notwendig i s t , bzw . die Behörde die  

Beurtei lung au fgrund notoris chen Wi s s ens vornehmen kann . Um 

die  Kont inu i tät von Bioz idzulas sungen zu gewähr l e i s t en ,  i s t  

vorgesehen , daß Erneurungsanträge erledigt werden können , 

während die zu erneuernde zulas sung noch au frecht i st . Im 

E in z e l f a l l  kann die Zulas sung zu diesem Zweck auch über die 

Geltungsdauer von z ehn Jahren h inaus verl ängert werden . 

Zu § 1 5 :  

Um d i e  i m  geschä f t l i chen Verkehr übl i che Weitergabe von 

Rechten und Berecht i gungen nicht zu verhindern , wird mit 

dieser Best immung die Mögl i chke i t  eingeräumt , Zulas sungen an 

Dri t t e  zu übertragen . Diese müs sen j edenfa l l s  die Voraus­

s et zungen erfül len , die  vom Zulas sungsinhaber auch zu er ­

bringen waren . Aus Gründen der Recht s s i cherhei t  i s t  
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vorgesehen , daß die Übertragung von der Behörde bes cheidmäßig 

festgest e l l t  wird . Dabe i i st davon auszugehen , daß der neue 

Zulassungsinhaber der Behörde gegenüber erst als s o l cher 

g i l t , wenn der entsprechende Feststel lungsbescheid erlassen 

worden i s t . 

Zu § 1 6 : 

In Umset zung der Bioz idricht l in i e  wird angeordnet , daß 

Bioz ide und ihre Bestandt e i l e  nach dem Chemikal inegesetz 

e inzus tu fen s ind . In der geltenden Fas sung des ChemG s ind 

dabei insbe sondere der § 17 ChemG und die e inschläg igen 

Regelungen der aus führenden Chemikal i enverordnung , BGBl . Nr . 

2 0 8 / 1 9 8 9 , zu beacht en . 

Zu § 1 7 :  

Auch die Verpackungsvorschri f t en für Bioz ide be z i ehen s i ch 

auf die a l lgeme ineren Regelungen im Chemika l i enge s e t z  und in 

der Chemika l ienverordnung , j edoch s ind hier ergänz ende 

spe z i e l l e  Best immungen vorgesehen , sowei t  Bioz ide mit  

Nahrungsmit t e ln oder Getränken verwechse l t  werden können . 

Die anzuwendenden Best immungen aus dem Chemikalienge s e t z  

( §  1 7  Abs . 3 und 4 )  s ehen unt er anderem best immt e Verschlüs s e  

oder die Verwendung geeigneter Werkst o f f e  vor und di enen dem 

Umwel t - und Gesundhe i t s schut z . 

Zu § 1 8 : 

E ine aus sagekrä ft ige Kennzeichnung von Bioz iden i s t  s ehr 

wicht ig , da e inerse i t s  viele Bioz ide Produkt e mit e iner s ehr 

wei t en Verbrei tung s ind , bei deren Anwendung erfahrungsgemäß 

keine besondere Sorgfalt gepf logen wird , und anderers e i t s  

Bioz ide nicht auf Grund ihrer äußer l i chen Merkmal e  beurte i l t  

werden können . 
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D i e  Kennzei chnung von Bioz iden soll  daher umfangreicher und 

s tärker anwenderorient i ert sein als die nach dem Chemika l i en­

gesetz vorgeschri ebene Kennzei chnung . Die zusät z l i chen 

Kennzeichnungselemente s ind in Abs . 1 fes tgelegt , wobei diese 

F e s t l egung mit Verordnung erforder l i chen f a l l s  noch näher 

ausge führt werden kann . 

Die Angaben über die vorgesehene Kennzeichnung zäh l en gemäß § 

7 Abs . 2 Z 1 0  zu den Antragsunterlagen und werden von der Be­

hörde im Zulas sungsverfahren geprüft . Damit soll s i cherge­

s t e l l t  werden , daß di e Kennz eichnung die erfoder l i chen Hin­

we i s e  enthä l t . Diesem Ziel di ent auch die in Abs . 4 festge­

l egte Ermächt igung der Behörde , Muster der Kennzeichnung zu 

verlangen . 

Aus der Kennz eichnung sol l en die Anwender a l l e  wesent l i chen 

Informat ionen entnehmen können , die s i e  in die Lage ver­

s e t z en ,  die betre f f enden Bioz ide sachgerecht und s i cher an­

zuwenden , bzw . wie s i e  s ich bei versehent l i chem Vers chüt t en 

oder be i Un fäl len verha l t en sol len . 

Zu § 19 : 

Nach dem Chemika l i engesetz  und der Chemikal ienverordnung i s t  

bei allen chemischen Stof fen und Zubereitungen , die  gefähr ­

l ich im S inne des § 2 Abs . 5 ChemG s ind , e in S icherhei t s ­

datenblatt bere i t zus t e l l en . D i e s e  Vorschr i ft s o l l  nunmehr auf 

s ämt l i che Bioz ide ers treckt werden . 

D i e  Best immungen über das S i cherhei tsdatenblatt ori ent i eren 

s i ch an der Richt l inie 9 1 / 1 5 5 / EWG in der Fas sung der Richt ­

l in i e  9 3 / 1 1 2 / EG . 

Verp f l i chtet zur Abgabe e ines S icherhe i t s datenbla t t e s  i s t  

n i cht nur der Zulassung s inhaber , sondern j eder Her s t e l ler , 

Importeur oder Händler mit S i t z  in der Gemeinscha f t , der 

Bioz ide abg ibt . An Personen , di e Bioz ide zu Erwerbs zwecken 
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bez iehen , i s t  das Sicherhe i t sda tenblatt anläßl i ch der 

erstmal igen Abgabe de s Bioz ids grat i s  zu übergeben , ohne daß 

e s  e iner Au f forderung durch den Bez ieher bedar f . Anderen 

Personen ( zur privaten Verwendung ) sowie den Vo l l zugsbehörden 

muß das S i cherhei t sdatenblatt nur au f Verlangen ausgehändigt 

werden . 

D i e  Absät z e  5 und 6 s t ehen in engem Zusammenhang mi t den 

e inschlägigen Vorschri f t en des ArbeitnehmerInnenschut z ­

gesetzes . Die Best immung des Absat z 5 sol l s icherst e l len , daß 

das S i cherheit sdatenblatt für die  am mei s t en exponi erten 

Personen j ederzeit  gre i fbar ist . Mit dieser Vorschr i f t  s o l l  

verbreiteten Mißständen entgegengetreten werden . 

Zu § 20 : 

Sowohl das Pflanzenschut zmittelgesetz als auch das 

Chemika l i engeset z s ehen Werbebe schränkungen vor . Während 

Überschneidungen mit dem P f l anz enschut zmi t t e lgesetz wegen des 

verschiedenen Anwendungsbereiches von vornherein aus zu ­

s ch l i eßen s ind , kann es - b e i  Bioziden mit gefährl i chen 

E igenscha f t en - zu Überschneidungen mit der Werbebe s chränkung 

des § 2 1  ChemG kommen . Al s spe z i e l l e  Rege lung hat i n  diesen 

Fäl l en nur die Werbebeschränkung nach dem Bioz idge s e t z  zur 

Anwendung zu kommen . Die entsprechende legi s t i sche 

KlarsteI lung ist  im Chemikal i enges et z ,  dessen Nove l l ierung 

unmit t elbar anst eht , zu tre f f en ( vergl e i che auch d i e  

Erläuterungen z u  § 4 4 ) . 

Inha l t l i ch orient iert s i ch die Bestimmung eng an der 

Bioz idricht l inie . Daß Werbebeschränkungen auch im Hinbl ick 

auf die damit verbundenen Eingr i f fe in ver fassungsrecht l ich 

verbürgt e  Grundrechte ( insbesondere die Erwerbs freiheit und 

die  Meinungsäußerungs freihe i t ) ein ver fas sungskonformes 

Instrument zur Umset zung des Vorsorgeprinz ips im Umwel t - und 

G esundhe i t s s chut z  s ind,  hat der VfGH in e inern j üngs t  

e rgangenen Erkenntnis  ( G  1 6 7 / 9 2 - 3 8 )  z u  § 2 1  ChemG 

ausdrückl ich hervorgehoben . 
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Z u  § 21 : 

Nach dem bewährt en Vorbild des P f lanzenschut zmi t te lgeset z e s  

( vergleiche § 1 6  PMG ) soll  auch über a l l e  zugelassenen 

B ioz ide e in amt l iches Regi s ter ge führt werden . E in solches 

Reg i s t er i s t  in der Bioz idricht l inie zwar nicht aus drückl ich 

vorgesehen , doch enthält die Richtl inie die  Verp f l i chtung , 

über j edes zugelas sene Biozid e ine e igene Akte zu führen . 

Unter Bedachtnahme au f die Tat sache , daß in den Richtl inien 

der Europäi schen Union der nat i onalen Behördenorgani sat ion 

sowie den nationalen Verwaltungsprakt iken übl icherwe i se keine 

Vorgaben gemacht werden bzw . diesen nicht derogi ert werden 

sol l , i s t  davon auszugehen , daß die Führung eines Biozid­

regi s t ers mit der Ri cht linie vere inbar i s t . 

In das Bioz idregi s ter sol l en a l l e  Informa t ionen über die 

zugelassenen Bioz ide enthal t en sein . Das Bioz idregi s t er sol l 

von der Behörde j ewei l s  au f dem aktuellen Stand gehal t en 

werden . Das Bioz idregister soll - wie das Chemika l i enreg i s t er 

im Umwel tbundesamt - und automat ionsunt erstüt z t  ge führt 

werden . 

Das Bioz idregis ter soll  die z entrale Informat ions s t e l l e  für 

d i e  mit der Vol l z i ehung des Bioz idgeset z e s  be faßten Behörden 

und darüberhinaus auch der intere s s i erten Al lgemeinhei t  

zugängl ich s e in . Für d i e  Weit ergabe von Daten aus dem Bio­

z idregi ster bzw . die Einsicht in das Bioz idreg i s t er gel t en 

d i e  in § 2 7  festge l egten Best immungen über di e Vert raul ich­

keit von Daten über Bioz ide , wodurch für die vertraul iche 

Behandlung von schut zwürdigen personenbez ogenen Dat en adäquat 

Vorsorge getrof fen i s t . 

Zu § 22 : 

Das amt l iche Bioz idverzeichni s  i s t  als - kurzer -

s chr i f t l icher Aus zug aus dem Bioz idregi s t er zu betrachten , in 

dem nur wenige Eckdat en über di e zugelassenen Bioz i de 

entha l t en s e in werden . E s  soll  l edigl ich informat iven 
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Charakter haben und somit ke ine Verordnung mit normat ivem 

Inhalt dars t e l l en . Die Verö f f ent l i chung wird demgemäß nicht 

im Bundesge s e t zblat t , sondern im Rahmen der gängigen 

Publ ikationen des Umwel tbundesamt es erfolgen . 

Zu § 23 : 

D i e  Bioz idr i cht l inie s i eht in Art . 2 1  die E inri chtung von 

nat ionalen G i f t informat ions z entren vor , die a l l  j ene Daten 

über Bioz ide , die in Verg i f tung s f ä l l en für die Behandlung der 

betro f fenen Personen von Bedeutung s ind , sofort abru fbar 

bereithalten und au f Anfrage an das behandelnde mediz ini sche 

Personal mi t t e i l en sol len . 

Mit § 2 3  wird di eser Au fgabenst e l lung nachgekommen .  Die 

ö s t errei chi sche Gi f t informationszentrale wird beim 

Bunde smini s ter für Ge sundhe it , Sport und Konsumentenschutz  

e ingerichte t . Da  dem Bundesmini s t er für Ge sundhe i t , Sport und 

Konsumentenschut z  a l l e  Angaben und Unt erl agen , di e der 

Zulas sungsantrag enthalten muß , schon wegen se iner Mitwirkung 

im Zulas sungsverfahren ( verglei che § 1 1  Abs . 2 )  zur Ver fügung 

s t ehen , s ind nur e inige zusät z l i che Meldepf l i chten 

vorges ehen , durch die die Daten aus dem Zulas sungsantrag 

durch we it ere medi z ini sch relevante Informationen über 

zugelassene Bioz ide ergänzt werden sol len . Demgemäß werden in 

Abs . 1 die  Zulassungs inhaber verp f l icht et , dem 

Gesundhei t smini s t er mediz ini sch relevante Dat en vor dem 

erstmal igen Inverkehrbringen von Bioz iden schri f t l i ch zu 

melden . 

Darüberhinaus wird der Bundesminister für Gesundhe i t , Sport 

und Konsumentenschutz ermächtigt , mit Verordnung Är z t e  zur 

Meldung über konkrete Verg i ftungs fäl le zu verp f l i chten . 

D i e  Wei tergabe von Dat en durch die Vergi f tungsinformat ions ­

z enral e  sol l nur dann erfolgen , wenn dazu e in aus medi z in i ­

s cher S i cht begründet e s  Intere s s s e  bes t eht . Schut zwürdige 

personenbez ogene Daten s ind von der G i f t informat ions z entrale 
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' grundsät z l i ch vertrau l i ch zu behandeln und nur dann 

wei t erzugeben , wenn das Int eresse  daran aus medi z in i scher 

S i cht - wie es insbesondere in Not fäl len der Fal l  sein wird -

das Geheimhaltungs interesse überwiegt . 

Zu § 24 : 

Wie berei t s  im a l lgemeinen Te i l  der Er läuterungen ange­

sprochen , i st der Entwurf der Bioz idricht l inie von dem Ge­

danken getragen , die Wirkstof fbewertung i nnerhalb der Euro­

päi schen Union gänz l i ch zu harmon i s i eren . Dies bedeutet , daß 

die  Wirksto f f e  gemäß dem in den Art . 9 und 1 0  der Bioz id­

r icht l inie f estge l egt en Ver fahren von der Kommi s s ion der 

Europäi s chen Union geprü ft und bewertet werden . Das Ergebnis 

der Bewertung wird eine sogenannt e " Posit ivl i s t e " ( Wirksto f f ­

l i s t e ) sein , die a l s  Anhang I der Bioz idr i cht linie verö f fent ­

l icht und l au fend ergänz t werden wird . In diese L i s t e  sol l en 

a l l e  Wirks t o f f e  aufgenommen werden , die die  Europäi sche Kom­

miss ion in Bioz iden erlaubt . Wegen der Vi e l zahl der exi s t i e ­

r enden Wirksto f f e  geht d i e  Europäi sche Kommi ss ion davon aus , 

daß die Wirkstof f l i st e  sukzess ive erwe i tert wird und daß erst 

z ehn Jahre nach dem Inkrafttreten der Bioz idricht l inie eine 

vol l ständige Wirksto f f l i s t e  vor l i egen wird . 

D i e  Wirksto f f l i st e  soll  zu den Wirksto f f en j ewe i l s  auch di e 

zuläss igen Anwendungsbereiche nennen . 

Nat ionale B ioz idzulas sungen werden - nach Ablauf der 

Übergang s z e i t  - nur mehr erte i l t  werden dür fen , wenn das 

beantragte Bio z id e inen Wirksto f f  enthäl t ,  der für die 

beantragten Anwendungsbereiche in der Wirksto f f l i s t e  geführt 

wird . Davon s ind in Art . 1 4  der Richt l inie auch Ausnahmen 

vorgesehen , die die Mit g l i edstaaten in Anspruch nehmen 

können . Von dieser Mögl i chkeit i s t  im vorl iegenden Entwurf 

j edoch nicht Gebrauch gemacht worden . 
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I m  Entwur f der Bioz idricht l inie i s t  wei t ers festgelegt , daß 

Wirksto f fe auch a l s  solche nur beschränkt in Verkehr gebracht 

werden dür f en . Dies s t e l l t  syst emati sch gesehen eine über das 

Zulassungsverfahren für Bioz ide hinausgehende Stof fbeschrän­

kung dar , die  aber a l s  Abs icherung der Zulas sung und der 

Kontro l l e  der Einhaltung der e inschlägigen Zulas sungs­

vorschri ften notwendig ersche int . Diesen s i ch aus Art . 8 der 

Bioz idricht l inie ergebenden Anf orderungen trägt Abs . 1 

Rechnung . 

In diesem Zusammenhang ist  klarzustellen ,  daß die eben er� 

wähnte Rege lung für Wirks t o f f e  kumulat iv zum Chemikal i enge ­

s e t z  zu ver s t ehen i s t , welches au f Wirkstof f e ,  sofern s i e  

n i cht a l s  Bestandt e i l  e ines zugelassenen Bioz ides in Verkehr 

gebracht werden , ohne j ede Eins chränkung anzuwenden i s t . 

S to f fverbo t e  gemäß § 1 4  ChemG gelten auch für Wirks to f f e , 

s e lbst wenn diese a l s  Bestandt e i l  von Bioz iden in Verkehr 

gebracht werden . Auch im Recht der Europä i schen Union i s t  

vorgesehen , daß s ich i m  geme inscha f t l i chen Chemika l i enrecht 

ausgesprochene Stof fverbote auch auf Bioz idwirkstof f e  

erstrecken . 

I n  den Absätzen 2 bis 8 i st die Mi twirkung der öster­

r e i chischen Behörden im Ver fahren zur Au fnahme e ines neuen 

Wirksto f f e s  in die Wirksto f f l i s t e  der Kommi s s ion gerege l t . 

Dieses Verf ahren so l l  auf Antrag eines Herstel lers oder 

Importeurs eines neuen Wirkstof fes in Gang gese t z t  werden , 

der s ich mit seiner Eingabe auch direkt an die Europäi s che 

Kommi s s ion zu wenden hat . Die Kommi s s ion verlangt zu e inem 

solchen Ant rag eine Zust immung und Empfehlung der j ewei l igen 

nati onal en Behörde , daß der S t o f f  in die Wirksto f f l i st e  auf ­

genommen werden sol l . Dazu ist  der Antrag von der Behörde des 

Mitgl iedstaates ( also vom Bunde sminister für Umwe l t , Jugend 

und Fami l ie und vom Bundesminis t er für Gesundhei t , Sport und 

Konsumentenschutz ) anhand von Unterlagen , die im wes ent l i chen 

e inen T e i l  der Angaben e ines Zu las sungsantrag zu entha l t en 

haben , zu prüfen und zu bewerten . Dies s o l l  gemäß den Abs . 3 

b i s  7 in e inem Verwal tungsverfahren innerhalb von s e chs 

Monaten geschehen . Die Zust immung zur Wei terleitung der 
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Unt erlagen an die Europäi s che Kommi s s ion und die Empf ehlung 

der Aufnahme des betre f f enden Wirks tof fes in die pos i t iv l i s t e  

s o l l  m i t  e inem Fest s t el lungsbescheid ausgesprochen werden . I n  

Umse t zung von Art . 9 Abs . 5 der Bioz idricht l inie hat bei der 

Bewertung e ines neuen Wirksto f f es auch ein Vergleich mit 

berei t s  für die beant ragten Anwendungszwe cke erlaubten 

Wirkstof fen stat t zu f inden . 

Zu § 25 : 

D i e  Meldep f l i chten s ind a l s  j ener Rest der im Chemikal i en­

gesetz verankerten Herst e l l erverantwort l i chke i t  zu bewerten , 

der auch in einem Zulas sungsregime noch angemessen und zur 

Vol l z iehung erforderl ich ist . Da der Antragstel ler , der 

Zulas sungs i nhaber und der Vertr i ebsinhaber ständig über das 

betre f fende Biozid ver fügen , i s t  davon auszugehen , daß diese 

Personen einen gewi s sen Informationsvorsprung gegenüber der 

Behörde bes i t z en . Um mögl i che Gefährdungen j edoch in e inem 

f rühen Stadium erkennen zu können und die notwendigen 

Maßnahmen ( etwa Abänderung der Zulas sung gemäß § 1 2  Abs . 1 Z 

5 )  set z en zu können , i st es unbedingt erf orderl i ch ,  daß di e 

Behörde rasch in den Bes i t z  neuer Informationen über Bioz ide 

kommt . Daher haben die erwähnten Personen alle ihnen 

bekanntgewordenen Informationen über die von ihnen in Verkehr 

gebrachten oder beant ragten Bioz ide unverzügl ich an die 

Behörde zu übermit t e l n ,  sofern an diesen Informat ionen ein 

Interes s e  hinsicht l i ch der Ziele dieses Bundesgeset zes 

besteht . 

Darüberhinaus s ind von den Zulas sungs inhabern auch die Mengen 

der j ährl ich in Verkehr gebracht en Wirks t o f fe zu me lden , da 

dies  zur Abschät zung von Umwel t auswirkungen von Bioz iden 

insgesamt notwendig i s t . 
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D i e  Herst e l l er und Importeure haben j ewe i l s  auch ihre Ver ­

tri ebsunternehmer ent sprechend zu informi eren , damit s i cher­

gestel l t  i s t , d�ß j eder für das Inverkehrbringen Verantwort ­

l iche über a l l e  einschlägigen Informat ionen ver fügt . 

Zu § 26 : 

Das wi s senscha f t l i che Forschungs - und Ver suchswesen au f dem 

Gebiet der Bioz ide soll nicht unangemessen beschränkt werden . . 
Im Interesse des Umwe l t - und Anwenderschu t z e s  und zur 

S icherung der Überwachung dieses Bundesge s e t z es muß aber 

s ichergest e l l t  werden , daß Versuche mit nicht zugelassenen 

Bioz iden und deren Be s tandt e i l en unter vorhersehbaren 

Beglei tums t änden erfolgen . 

In Umset zung der Bioz i dricht l inie wird daher für j ene 

Prüfungen und Versuche mit nicht zugelass enen Bioz i den oder 

deren Bestandtei len , die nicht im Frei land durchge führt 

werden , e ine Auf z e i chnungspf l icht verankert . 

S ind Versuche im Frei land vorgesehen , ist  in der Regel e ine 

behördl i che Genehmigung , die au f Antrag mit Beschei d  

ausgesprochen werden wird , erforderl ich . Ledigl ich besonders 

f achkundige Personen oder E inri chtungen können gene r e l l  

e rmächt i gt werden , solche Versuche durchzuführen , ohne daß 

die  einz elnen Versuche extra zu genehmigen s ind . Vorau s ­

s e t zung dafür i s t  gemäß Abs . 5 j edoch , daß die 

durchzuführenden Versuche e iner gemäß Abs . 6 zu erlassenden 

Verordnung ent sprechen . 

Zu § 27 : 

D i e  Best immungen über die Vertrau l ichkei t  von Daten 

orient i eren s i ch stark an der Bioz i dricht l inie und am 

geltenden Chemika l i engesetz . 
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S ind Dat en vorn Antrag s t e l l er oder vorn Zulas sungs inhaber nicht 

a l s  Geschä f t s - oder Betriebsgeheimnisse bez e i chnet , so i s t  

auch ke ine vertraul i che Behandlung durch die Behörde geboten . 

Andernfal l s  hat die Behörde zu prü f en ,  ob es s i ch tatsächl i ch 

um Geschä f t s - oder Betriebsgehe imni s s e  hande l t . Diese P f l i cht 

t r i f f t  die Behörde in gleicher Wei s e  bei e iner Anfrage nach 

dem Umwe l t informat ionsgesetz  ( UIG ) . Im UIG i s t  vorgesehen , 

daß Umwel tdaten nach Durchführung e iner Interes senabwägung 

unter Umständen auch dann bekannt zugeben s ind , wenn e s  s i ch 

um Betriebs - oder Geschä f t sgehe imni sse hande l t . G l e i ches hat 

zu ge l t en , wenn andere ö f f ent l i che Int eressen , insbesondere 

die in Art . 8 Abs . 2 MRK ange führten , das Geheimhal tungs ­

interesse überwiegen können . 

Jene Dat en ,  die gemäß Abs . 2 keines fal l s  als Betri ebs - oder 

Geschäf t sgeheimnis angesehen werden können ,  s ind der 

Bioz idricht l inie entnommen . 

Zu § 28 : 

Bei der geset z l i chen Verankerung der Vers chwiegenhe i t sp f l icht 

i s t  eine Abwägung zwi schen den ver fassungsrecht l i ch 

verbürgt en Rechten des Dat enschutzes  ( §  1 Datenschutzgeset z ) 

e inerseits  und dem Recht auf freie Meinungsäußerung ( Art . 1 0  

MRK ) anderers e i t s  vorzunehmen . Die Verp f l ichtung zur 

Verschwiegenhe it hat s i ch daher au f j ene Fäl l e  zu 

beschränken , in denen e in überwiegendes s chut zwürdiges 

I nt eresse ( vgl . insbe sondere Art . 20 Abs . 3 B-VG ) an der 

Geheimhal tung bes t eht . 

Zu § 29 : 

D i e  Höhe der nach Abs . 1 zu ent richtenden Gebühren i s t  mi t 

Verordnung nach Abs . 2 f e s t zulegen . Vorzuschreiben s ind die 

Gebühren j edenfal l s  mit Besche i d . Fal l en bei Untersuchungen 

oder Begutachtungen zusät z l i ch Aus lagen an , die ihrer Art 

nach nicht in den mit Verordnung festgel egten Pauscha l sätz en 
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enthalten s ind , s o  s ind diese Aus lagen gemäß § 7 6  AVG mit 

Bes cheid ge sondert vorzuschreiben . In ähn l i cher Wei se i s t  

auch d i e  Gebührenvors chre �bung im Pf lanz enschutzmi t t e lgeset z 

gerege l t . 

Zu § 30 : 

De l ege lata fällt  das Bioz idge setz  gemäß Art . 1 0 2  Abs . 1 

B-VG in den Bereich der mitte lbaren Bunde sverwa ltung . Al s 

z entrale Vo l l zugsbehörde i s t  daher wie in anderen produktbe ­

z ogenen Bundesgeset zen,  die in mitte lbarer Bundesverwal tung 

zu vol l z iehen s ind ( LMG 1 9 7 5 ,  ChemG ) , der Landeshauptmann 

vorgesehen . 

S o l l t e  de l ege f erenda die mi t t elbare Bundesverwaltung im 

Rahmen der " Bundesstaat sre form " wegfallen , so wäre das Bio­

z idgesetz  gemäß Art . 1 1  B-VG von den Ländern zu vol l z i ehen . 

D i e s fal l s  wäre a l s  z entrale Vol l zugsbehörde die " Landes ­

regierung " und nicht der " Landeshauptmann " vorzusehen . 

Abs . 3 i s t  dem § 4 6  Abs . 3 Chemikalienge s e t z  nachgebi ldet und 

s o l l  s i cherstel len , daß die Arbei t s - und die Verkehrsarbei t s ­

inspektion stets  über d i e  für den Arbe itnehmerschut z wi cht i ­

gen Dat en über Bioz ide und bioz ide Wirksto f f e  ver fügen . 

Zu § 31 : 

Wie bei der Lebensmit t e lkontro l l e  oder der Chemikal ieninspek­

t ion i s t  auch bei der Überwachung des Verkehrs mit Bioz i den 

die betriebl i che Nachschau das z entrale Überwachungs instru ­

ment . D i e  ent sprechenden Regelungen s ind am bewährt en Vorbi l d  

d e s  Chemika l iengeset z e s  ausgeri chtet . Durch d i e  enge Anl eh­

nung an das Chemika l i engesetz  s o l l  im S inne der S t e igerung 

der E f f i z i enz der Kontrol len und zur Verme idung von Doppelge­

l e i s igkeiten den Ländern die Mög l ichkei t  erö f fnet werden , 

e ine chemikal i enrecht l i che Nachschau mit e iner Kontrol l e  nach 

diesem Bundesgesetz  zu verbinden .  
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Zu § 32 : 

Ob Bioz i de tat säch l i ch di e in der Zulas sung fe stgel egte Zu­

sammenset zung aufwe i s en ,  läßt s i ch anders a l s  durch Probenah­

men nicht überprü f en .  Das bei der Probenahme e inzuhaltende 

Verfahren i st wiederum dem des Chemikal i engeset z e s  we itgehend 

angeg l ichen . Eine Ent schädigungspfl i cht für entnommene Proben 

von Bioz iden , die den geset z l ichen Anforderungen ent sprechen , 

i s t  im Hinbl i ck auf die verfas sungsrecht l i ch verankerte E i ­

gentumsgarant i e  vorge sehen . 

Da zu Beginn f lächendeckende Kontrol l en nur schwer umzus e t z en 

s e in werden , soll  durch die Ers t e l lung e i nes Revi s i ons - und 

Probenplane s , der dem Bundesmini s ter für Umwelt , Jugend und 

Fami l i e  zu übermi t t e ln i s t , die Koordinat ion der Vo l l z i ehung 

zwi schen Bund ( Zulas sung ) und Ländern ( Überwachung ) erlei ch­

t ert werden . 

Zu § 33 : 

Da der Zul a ssungs inhaber die mei st en Informationen über di e 

von ihm in Verkehr gebracht en Bioz ide hat , i s t  er auch in 

wei t em Ausmaß zur Mitwirkung und zur Auskunft bei Kontro l l en 

nach diesem Bundesgesetz  verp f l i chtet 1 
Um den Schu t z  der Umwe lt und der Gesundhe it von Mensch und 

T ier vor Bioz iden auch dann gewähr l e i s t en zu können , wenn den 

zust ändigen Überwachungsorganen der Zut r i t t  zu Li egenschaf ten 

oder Räum l i chkei t e n ,  auf die s i ch e ine e f f ekt ive Nachs chau 

erstrecken muß , verwehrt wird , i s t  zur Durchsetzung der 

geset z l i ch vorgesehenen Überprü fungsmaßnahmen die  B e i z i ehung 

von Organen des ö f f ent l i chen S i cherhei t sdienstes vorgesehen . 

Da e s  bei Kontrollen vor Ort wenig S inn macht , das 

Landesgendarmeriekommando anzufordern , wird ausdrücklich die  

Mi twirkungspf l i cht der Bez irksgendarmeri ekommanden verankert . 

• 

20/SN-356/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 113 von 121

www.parlament.gv.at



, 

5 1  

Zu § 35 : 

Da auf der e inen S e i t e  der Bundesminist er für Umwe l t , Jugend 

und Fami l i e  als Zulas sungsbehörde , auf der anderen S e i t e  die 

Landeshauptmänner a l s  Überwachungsbehörden e ingeri chtet s ind , 

i s t  e ine möglichst enge Kooperat ion zwi s chen be iden S t e l l en 

unabdingbare Vorausset zung für e ine e f f i z i ente Vol l  z i ehung 

dieses Bundesgesetzes . 

Zu § 36 : 

Die Regelungen über die Beschlagnahme s ind wegen der we itge­

hend gl e i chen Probl emlage der bewährt en Best immung des  § 2 7  

des P f lanzenschut zmi t t e lgeset z e s  nachgebi ldet . Primärer Zweck 

der Beschlagnahme von Bioz iden ist die so fort ige Abwehr von 

Gefahren für die Umwe lt oder di e Gesundhe i t  von Menschen , die 

bestünden , wenn die betre f f enden Bioz ide weit erhin in Verkehr 

gebracht werden könnt en . Daneben wird auch der Aspekt mi tver ­

f olgt , di e verwal tungss tra frech t l iche Ver folgung zu s i chern . 

Anders a l s  durch das Vorsehen e iner Beschlagnahmemö g l i chkei t  

könnten auch d i e  eins chlägigen EU-Ri cht l inien nicht m i t  der 

notwendigen Wirksamkeit umgeset zt werden . Schließl i ch hat 

Österreich s icherzust e l l en ,  daß Bioz ide , die nicht zugelassen 

s ind oder den Richt l inien der Europäi s chen Union in sonst iger 

Weise zuwiderlau fen , nicht über Österreich im Binnenmarkt 

verbreitet werden können . Die bloße Androhung von 

Verwaltungsstra fen i s t  dafür al l e in schon wegen der langen 

Verf ahrensdauer kein gee ignetes Ins trument . 

Da mit e iner Beschlagnahme in der Regel auch ein E i ngri f f  in 

verfas sungsgeset z li ch gewährlei stete Rechte verbunden i s t , 

s ind in Abs . 1 die Tatbestände , die eine Beschlagnahme aus l ö ­

s en ,  genau fes tgelegt . 
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D i e  Absät z e  3 b i s  9 regeln Art und Aufbewhrung beschlag­

nahmter Produkte sowi e die Verfügungsberecht igung über die  

beschlagnahmten Gegenstände . 

Zu § 37 : 

I n  Fäl l en drohender Gefahr für Mensch�n oder für die  Umwel t  

kann es erforderl ich werden , auch and�re unmit t elbar wirksame 

Maßnahmen a l s  die Bes chlagnahme der L�gerbestände an Bioz iden 

anzuordnen oder vorzunehmen . In erste� Linie ist dabei an 

Rückru fakt ionen oder an die Verbrei tung von Warnhinwei s en via 

Massenmedien zu denken . 

Ob die Überwachungsbehörde nach Abs . 1 oder nach Abs . 2 vor ­

zugehen hat , richt et sich ausschl i eß l i ch danach , wi e akut die 

Ge fahrens ituat ion i s t , insbesondere , ob durch die Zwi schen­

s chaltung e ines bescheidmäßigen Auftrages nicht wertvo l l e  

Z e i t  verloren ginge , d i e  zur Verhütung von Unglücks fäl len 

hät t e  genüt z t  werden können . 

Zu § 38 : 

Ebenso wie die Regelungen über die Be:schlagnahme s i nd auch 

die  Best immungen über den Ver f a l l  dem bewährten Vorbild des 

P f lanzerischut zmit t e lgese t z e s  nachgebildet . Al lenfal l s  anfa l ­

l ende Ent sorgungsko s t en s ind vom früheren E igentümer z u  tra­

gen . 

Zu § 41 : 

Wie auch in anderen produktbezogenen Bundesgeset z en ( be i ­

spi e l swei se i m  Lebensmit telgeset z  oder i m  Pf lanzenschut z ­

mittelgese t z  ) wird abwei chend von § 3,1 Abs . 1 VStG die dort 

vorgesehene Ver folgungsverj ährungsfrist au f e in Jahr er ­

s treckt . Ohne diese Erstreckung kann eine e f f ekt ive Vol l z i e -

, 
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hung dieses Bundesgesetzes  nicht erfolgen , da d i e  Unt ersu ­

chungen von Bioz i den au f ihre zulas sungskonforme Zusammenset ­

zung oder die  Überprü fung der Wirkungen auf Mensch oder Um­

wel t  in der Regel l angwi erige chemi sche Analysen oder Ver ­

suchsreihen bedingen , für d i e  nur wenige Labors ausgerüs tet 

s ind , und die  o f t  länger als sechs Monate dauern . I s t  ein 

Produkt e twa überhaupt nicht gekennzeichnet , i s t  e s  o f t  erst 

nach langen Erhebungen mögl ich , f e s t zus t e l l en ,  ob das Produkt 

e in Biozid ist . Auch das Aus f indigmachen eines Verantwort ­

l ichen , gegen den s ich Ver folgungshandlungen richten können , 

kann bei nicht gekennzeichneten Produkten lange dauern . 

Zu § §  42 und 4 3 :  

Mit dem Inkra ft treten des Bioz i dgesetzes wird e in grund­

l egender Wechsel im für Bioz ide gül t i gen Regelungssystem 

e intreten . S ind der z e i t  nur einz elne Best immungen ver­

s chiedener Verwal tung svorschr i f t en ,  die e i gent l ich anderen 

Regelungsschwerpunkten verpfl ichtet s ind , au f Bio z i de 

anwendbar ,  werden in Zukunft spez i f i sche Vorschr i f t en g e l t en , 

die  diesen Berei ch in angemessener Weise abdecken s o l l en . 

D ieser Übergang kann ni cht von heute au f morgen vol l z ogen 

werden . Daher s ind Übergangsvorschr i f ten notwendig ,  die e inen 

r eibungslosen Übergang auf das neue Regime sowohl für die  

Normadressaten a l s  auch für die Vol l zugsbehörden ermögl ichen 

sol l en . 

D i e  Bioz idr icht l inie steckt in Art . 1 4  den Rahmen ,  der den 

Mi t g l i edstaaten der Europäi schen Union für Übergang svor­

schri ften zur Verfügung steht , ab . 

I n  Art . 1 4  dieser Richt l inie i s t  vorges ehen , daß bereit s am 

Markt be f indl i che Bioz ide noch z ehn Jahre weiter nat ional 

vermarktet werden dür fen , ohne daß e ine Zulassung 

e rforder l i ch ist , wenn ni cht e i n  Ereignis  e intrit t , das e ine 

Zulas sung erforderl i ch macht oder das dazu führt , daß 

best immt e Bioz ide vom Markt genommen werden müs sen . 
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Wird ein Wirksto f f  von der Korruniss ion jbewert e t , s ind zwei 

Ergebnisse möglich : der Wirksto f f  wird in die pos i t iv l i s t e  

aufgenorrunen oder er wird a l s  ni cht ge�ignet bewert e t . Für 

bereits  am Markt be f indl i che Bioz ide hat e ine pos i t ive Be­

wertung zur Folge , daß alle Bioz ide , qie den bewert eten Wirk-

. s to f f  enthalten ,  e inem Zulassungsver f �hren zu unt e r z i ehen 

s ind . Dies i s t  notwendig ,  wei l  nur so leine in j edem EU-Mi t ­

g l iedstaat auf gleichwert igen Anforde�ungen bas i erende Be ­

wertung der betro f fenen Bioz ide errei9ht werden kann und we i l  

Bioz ide , die einen in der Wirks t o f f l i s t e  au f scheinenden Wirk­

s t o f f  entha l t en ,  Gegens tand des verei�fachten geme inscha f t ­

l i chen Folgezulassungsverfahrens s ind ., 

E ine negat ive Bewertung e ines Wirks t o f f e s  durch die Europä­

i s che Korruni s s ion bedeutet , daß die EUIMi tgl i edstaat en ver - , 

p f l ichtet s ind , das Inverkehrbr ingen 4 l l er Bioz ide , die 

diesen Wirkstof f enthalten , unverzügl ich zu unt ersagen . 

Unt er Bedachtnahme au f diesen geme inscha f t srecht l ichen Rahmen 

s ind die Übergangsregeln de s Bioz idges e t z e s  so gestaltet 

worden , daß bere i t s  am Markt be f indli

J
he Bioz ide in der Regel 

z ehn Jahre l ang wei t er ohne Zulas sung in Verkehr gebracht 

werden dür f en .  Vorausset zung da für i s  aber , daß diese 

i nnerhalb von e inem Jahr nach dem Inkraf t treten dieses 

Bundesgese t z e s  dem Bundesminister für Umwel t , Jugend und 

Fami l i e  gemeldet werden und daß s i e  in das vorl äu f i ge 

Bioz i dreg i s t er aufgenorrunen werden können . Von der Au fnahme in 

das vorläu f ige Bio z i dregi ster ausgeschlos sen sind a l l e  

Bioz ide , di e bes t irrunt e gefährl i che Ei�ens cha f t en be s i t z en . 

D i e s e  dür fen nur mehr bis zur Kundmachung des vorläuf igen 

Bioz idreg i s t ers in Verkehr gebracht werden . 

W i e  oben dargestel l t , verkürz t  s i ch die Dauer dieser Fri s t , 

wenn der Wirkstof f e ine s im vor läu f ig�n Bioz i dreg i s t er ent ­

hal t enen Bioz ides von der Korruni ss ion bewertet wird bzw . bei 

negat iver Bewertung i s t  die vor läuf ige Zu las sung au f zuheben . 

, 
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D i e  Regelungen über die Verpackung ( §  1 7 ) ,  die Kenn z e ichnung 

( §  1 8 ) , das S i cherhei t sdat enblatt ( §  1 9 ) und über die  Werbung 

für Bioz ide ( §  2 0 )  s o l l en au f Bioz ide , die  zum Z e itpunkt des 

I nkra fttre t ens der Bioz idricht l inie in Österrei ch bere i t s  in 

Verkehr waren , erst zwei Jahre nach dem Inkra f t treten dieses 

Bundesgeset z e s  anwendbar werden , damit die  betro f fenen Norm­

adressaten ausreichend Zeit  dafür haben , die  notwendigen 

Maßnahmen vorzubere i t en und umzuse t z en .  

Zu § 44 : 

Im S inne des Kumulat ionsprinz ipes gelten bestehende 

Vorschr i f t en neben dem Bioz idgesetz we iter und werden von 

diesem nicht berührt . 

D i e  Frage der Anwendbarkeit des Chemika l i engesetzes  auf 

B ioz ide bedarf j edoch e iner aus führ l i chen Regelung im 

Chemikal i engesetz  und sol l t e  dort in ähnlicher Wei s e  geregelt  

werden , wie dies  bei der Abgrenzung des Chemika l i enge s e t z e s  

zum Pf lanzenschutzmi t t e lgeset z geschehen i st . Es i s t  geplant , 

daß j ene Vorschr i f t en des Chemika l i enges e t z e s  für Bioz i de 

n i cht gelten sollen , für die im Bioz idgesetz  adäquate 

spe z i e l l e  Regelungen best ehen . 

Au f die  Anfügung eines Art ikel s  11 , mit dem g l e i chz e i t i g  das 

Chemika l i engesetz  geändert wird , i s t  im Hinbl ick au f eine 

unmi t t e lbar bevorstehende und ebenfal l s  vom Bundesmini sterium 

für Umwe l t , Jugend und Fami l i e  vorzubere i t ende Nove l l e  zum 

Chemika l i engesetz  ver z i chtet worden . 

Zu § 45 : 

Das Inkraf t treten des Bioz i dgese t z e s  ist  ein Jahr nach dessen 

Kundmachung vorgesehen . Dieser Zeitraum der Legi svakanz kann 

j edoch noch Änderungen erfahren , wenn die s  aus geme inscha f t s - . 

r echt l i chen Verp f l ichtungen notwendig wird . Übl icherwei s e  

l egen EU-Ri cht l inien fest , daß d i e  nat ional e  Umsetzung 
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spätestens achtz ehn Monate nach dem Imkra f t treten der 

R icht l inie erfolgt . Somit verbl eibt ein Jahr für die  

Legi svakanz in Öst erre ich nur dann , w$nn - wie bei der 

Erstel lung des Entwur fes angenommen - die Kundmachung des 

Bioz idgeset zes spät e s t ens sechs Monat e  nach dem Inkraf ttreten 

der Bioz idr icht l inie erfolgt . 

Jedenfal l s  i st aber davon auszugehen , daß zur Vorbereitung 

der erforderl i chen Verordnungen , zur Anpas sung gese t z l i cher 

Vorschri ften und zur Schaf fung der entsprechenden Vo l l ­

zugs strukturen eine Vorberei tungszeit , di e nicht we s ent l ich 

kürzer als ein Jahr s ein sollte , erforder l i ch i s t . 

Zu § 4 6 : 

D i e  führende Zuständigkei t  des Bundesmin i s t ers für Umwe l t , 

Jugend und Fami l i e  ergibt s i ch aus der ge l t enden Fas sung des 

Bundesminist erienge s e t z es , wonach der Bundesminister für 

Umwelt , Jugend und Fami l i e  für Angel egenheiten des 

Umwel t s chut z es zuständig i s t . 

Der der z e i t  in den einschlägigen Arbe i t sgruppen der Euro­

päischen Union in Di skussion st ehende Vor schlag für eine 

Richt l inie des Rat es über das Inverkehrbr ingen von Biozid­

Produkt en i st materi e l l  überwi egend als  umwe ltrelevant zu 

bewerten . Das im Vorschlag ausdrückl i ch enthaltene Z ie l  

dieser Richt l inie i s t  e s , s i cherzustel l en ,  daß durch den 

E insatz von Bioz iden " nach den derzeit igen wi s senscha f t l i chen 

und t echn i s chen Kenntnis sen keine ungünst igen Auswi rkungen 

au f die Umwe lt , insbe sondere ke ine schädl ichen Auswirkungen 

auf die Gesundhe it von Mensch und Tier " ( Z i tat aus den 

Erwägungsgründen zum Richt l inienentwur f ,  S .  4 ,  1 .  Spalt e ,  5 .  

Absat z )  e intreten . An diesem Z i e l  orient i eren s ich die 

e inzelnen Regelungen des Vorschlages .für e ine Bioz idricht ­

l ini e . 

• 
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Wei t ers begründet d i e  Kommi ssion die Ausarbeitung des Entwur ­

f e s  laut den einleit enden Bemerkungen mit dem 5 .  Akt ions ­

programm ( Entsch l ießung vom 1 .  2 .  1 9 9 3  über ein Gemein­

s cha f t sprogramm für Umwel tpol i t ik und Maßnahmen im Hinbl i ck 

auf eine dauerhaf t e  und umwel tgerechte Entwi cklung , AB1 . Nr . 

C 1 3 8  vom 1 7 . 5 .  1 9 9 3 , S .  1 ) . 

D i e  Sys t ematik der Richt l inie wird damit erklärt , daß 

" Biozid-Produkte größt ent e i l s  aus ge fähr l i chen Stof f en bes t e ­

hen ; e s  handelt s ich um Zuberei tungen , di e entwi cke l t  wurden , 

um die Organismen , die s i e  bekämpf en sol l en , zu schädigen . "  

Unt er Bioz i den s ind verschiedene Erz eugni s s e , etwa Hol z ­

s chut zmi tt e l , Insekt i z ide , Ant i foul ing-Ans tri chmi t t e l , Kon­

servierungsmi t t e l  oder Mi ttel  zur Oberf lächenbehandlung oder 

zur Anwendung im Was s er zu verst ehen . Diese Mi t t e l  werden in 

der Rege l best immungsgemäß in die Umwe lt freige s e t z t  und 

ent falten ihre Wirkung gegen Organi smen , die T e i l e  der Umwe l t  

s ind . 

Bioz ide s ind - wie oben aus führ l ich darge s t e l l t  - größt en­

t e i l s  Zuberei tungen gefährl icher S t o f f e  ( Chemikal ien ) . Die 

f ederführende Vo l l z i ehung des Verwal tungsbereiche s , der 

umfassende Regelungen für Stof f e  und Zubereitungen vor s i eht 

( dieser Bereich i st durch das Chemikaliengesetz abgedeckt ) ,  

i s t  nach der gül t igen Au fgabenvert e i lung in obers ter Instanz 

f eder führend vom Bundesminister für Umwel t , Jugend und 

Fami l i e  wahrzunehmen . 

E igene Rege lungen über Bioz ide s ind materi e l l  j eden fa l l s  

spe z i e l l e  Rege lungen über ( gefährl iche ) S t o f f e  und Zubere i ­

tungen , d i e  dem Schutz  der Umwe lt dienen sol len , daneben 

s elbstverständl i ch auch der Gefahrenvorbeugung i� Bere i ch der 

Gesundhei t  von Mensch und Tier . S i e  ver fo lgen damit die s e lben 

S chut z z i e l e  wie das geltende Chemika l i enge s e t z  ( das auch 

berei t s  j et z t  mit s einen a l lgemeinen Rege lungen auf Bioz i de 

anzuwenden i st ) , das vom Bundesmini s t er für Umwel t , Jugend 
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und Fami l i e  f eder führend vol l zogen wird . E s  i s t  daher nur 

ko.nsequent und auch a l s  Ergebnis der Beurtei lung der gelten­

den Kompetenzau f t e i lung zwi schen den Bundesmini s t e r i en zu 

betrachten , wenn die Vorbere i tung e iner Regierungsvorlage und 

die  Vol l z iehung des geplanten Bioz idgese t z e s , mit dem die 

Biozidricht l inie umgesetzt  werden muß ,  durch das Bundes­

mini sterium für Umwel t ,  Jugend und Fami l i e  erfolgt . 

Der Vorschlag für e ine Bioz idri cht l in�e des Rat e s  der Euro ­

päischen Union i st von der Generaldirekt ion XI ( Umwel t ) aus ­

gearbe i t et worden . 

Im Sinne e iner mögl i chst e f f i z i enten Sehö rdenstruktur s o l l t e  

die  innerstaat l i che öst errei chi sche Verwa l tung den organisa­

torischen Gegebenhei t en der Europäi s c4en Union so we i t  als 

dies  ( verfassungs - ) recht l i ch zulässig i s t , Rechnung tragen . 

Wenn Entwür f e  in der Europäi s chen Union von den dort für den 

Umwel t s chut z zus tändigen Organi sat ion�einhe i t en bearbei t et 

werden , sol l t e  dies auch in Öst erreich so sein - j ede andere 

Praxis wäre umwe ltpo l i t i sch wohl schwer begründbar und könnt e  

dem Ruf Öst erreichs , i n  Umwel tbelangen be sonders engagi ert zu 

s e i n ,  s chaden . 

D i e  Zuständigke i t  des Bundesmini sters für Gesundhei t ,  Sport 

und Konsumentenschutz  zur Vol l z i ehung der § §  1 1  Abs . 2 und 2 3  

ergibt s ich ebenfalls  aus dem geltenden Bundesmini s terien­

geset z . 

1 
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